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Editorial
Vordemokratisch

Transparenz 

Der gemeinnützige Sektor 
lässt sich in die Karten 
schauen. Zum Wohle der 
Transparenz. Aber warum?
Nachahmer gesucht!
Seiten 4 bis 6 

Gesellschaftsspiele 

Immer noch im Trend: 
Spiele, ob analog oder 
digital. Was hinter dem 
vergnüglichen Zeitvertreib 
alles steckt.
Seiten 6 bis 10 

Kulturelle Bildung

Seniorenkultur? Nein danke! 
Wer will schon Kulturhäpp-
chen, die à la Seniorenteller 
portioniert und serviert wer-
den? Gegenentwürfe.
Seiten 18 bis 21 

Kulturlandschaft 
Deutschland 

Von wegen nichts außer Na-
tur. Kultur im ländlichen Be-
reich hat mehr zu bieten als 
Störche und Märchenparks. 
Seiten 23 bis 24 

Beilage Interkultur 

Bewährungsprobe: 
Kultureinrichtungen und 
die Bedürfnisse von 
Menschen mit Migrations-
hintergrund.
Seiten 1 bis 6 

Kultur-Mensch
Armin Conrad

Jubiläum: 50. Ausgabe

von politik und kultur

© ZDF/Kerstin Bänsch

Es war wohl nur ein Zufall, dass 
Phoenix wenige Tage nach der 

Eröffnung der diesjährigen Wag-
ner-Festspiele in Bayreuth den Film 
„Winifred Wagner – Die Muse“ von 
Christian Deick und Annette Tewes 
wiederholte. In dem Film, der den 
erschreckend tiefen Einblick in die 
Verstrickungen des Wagner-Clans 
mit dem Nationalsozialismus zeigt, 
wird auch ein Interviewausschnitt 
mit Winifred Wagner aus den siebzi-
ger Jahren des letzten Jahrhunderts 
vorgestellt, in dem die „Herrin des 
grünen Hügels“ feixend erläutert, 
warum sie Hitler nach dem 2. Welt-
krieg nur noch mit dem Kürzel „USA“ 
für „Unser seliger Adolf“ umschreibt. 
Auch wenn diese Äußerung schon 
lange bekannt ist und öfter gesendet 
wurde, will ich nicht verschweigen, 
dass es mir immer noch die Sprache 
verschlägt, mit welcher Selbstver-
liebtheit Winifred Wagner sich in Pose 
setzte nach all dem Unheil. 

An den Wagner-Festspielen ging 
das alles letztlich schadlos vorbei. 
Selbst das jüngste vordemokratische 
Auswahlverfahren bei der Besetzung 
der Bayreuther-Festspielleitung vor 
zwei Jahren war kein Stein des An-

stoßes in der Kulturszene. Wie selbst-
verständlich gebührt Mitgliedern der 
Familie Wagner das Recht der Leitung 
des mit öffentlichen Mittel mitfinan-
zierten Hauses.

Nike Wagner,  die Urenkelin 
Richard Wagners, hat vor einigen 
Jahren die öffentlichen Gelder zur Fi-
nanzierung der Bayreuther Festspiele 
für unnötig gehalten. Sie sagte, es sei 
schwerlich einzusehen, „dass dieses 
auf Jahre hinaus überbuchte und 
risikofrei arbeitende Haus weiterhin 
Millionen öffentlicher Gelder erhält”. 
Ich weiß nicht, ob sie Recht hat, doch 
finde ich, dass eine öffentlich finan-
zierte Kultureinrichtung nicht einer 
Familie gehören kann. 

Zur Eröffnung der Festspiele kam 
auch in diesem Jahr wieder viel Pro-
minenz. Die Kanzlerin, der Außen-
minister und viele andere. Vergessen 
Sie also bitte diesen unqualifizierten 
Einsparvorschlag schnell wieder. 
Und auch alles sonstige Gemaule 
über vordemokratische Zustände 
ist wirklich nicht mehr zeitgemäß. 
Sorry.

Olaf Zimmermann, Herausgeber von 
politik und kultur 
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Als Mann der ersten Stunde kann Ar-
min Conrad am 2. Oktober auf das 15-
jährige Bestehen der „Kulturzeit“ bei 
3sat anstoßen. Seit 1995 ist er einer 
der beiden Leiter des Fernsehfeuille-
ton-Formats. Als Redaktionsleiter von 
mehr als 4.706 Sendungen, 176.214 
Sendeminuten und 238 „Kulturzeit 
extra“-Sendungen verantwortet er die 
werktägliche Berichterstattung über 
Kultur, Künste und Kulturpolitik.

Conrads „Kulturzeit“ ist ausgezeich-
net: Im Jahr 1999 erhielt sie den 
Deutschen Fernsehpreis. 2009 folgte 
der Deutsche Kritikerpreis. Und nicht 
zu vergessen: bereits 1995 zeichnete 
der Deutsche Kulturrat die Sendung 
mit dem Kulturgroschen aus. In der 
Begründung hieß es: „Gegen kom-
merzielle Massenprogramme setzt 
3sat auf hohem qualitativen Niveau 
einen kulturellen Schwerpunkt. Kom-
petent und engagiert wird Kunst und 
Kultur präsentiert“. Die Redaktion 
versteht es meisterhaft, kulturelle und 
kulturpolitische Themen zu verbinden. 
ZDF und ARD können sich glück-
lich schätzen, dass sie gerade mit 
„Kulturzeit“ ein tägliches Argument 
haben, warum wir auf den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk nicht verzichten 
können.

Nun ist „Kulturzeit“ im besten Teena-
geralter. Wir gratulieren Armin Conrad: 
Auch zukünftig wünschen wir uns und 
allen kulturpolitisch Interessieren an-
spruchsvolle, fesselnde und informative 
Kulturberichterstattung. Diesen Wunsch 
versehen wir mit der dringlichen Bitte 
und Aufforderung, wieder mehr Kul-
turpolitik in „Kulturzeit“ stattfinden zu 
lassen. Denn in Sachen Kulturpolitik 
ist noch lange nicht alles gesagt und 
thematisch ausgeschöpft! 

Kultur als militärisches Ziel
Über den Bundeswehreinsatz in Afghanistan • Von Wolfgang Börnsen

Die jüngste Veröffentlichung von 
Tausenden amerikanischen Doku-
menten zum Konflikt in Afghanistan 
auf Wikileaks hat die Diskussion über 
den Einsatz der Bundeswehr dort 
neu entfacht. Die Sicherheit der am 
Hindukusch stationierten Soldaten 
wird dadurch zusätzlich bedroht. Sie 
werden nicht als Befreier, sondern als 
Besatzer empfunden. Erste NATO-Län-
der wie die Niederlande haben ihren 
Abzug bereits beschlossen. Weitere 
Verbündete erwägen den Ausstieg. 
Das sollte auch für die Bundesregie-
rung als Orientierung gelten, auf eine 
Ausstiegstrategie zu setzen. 

Den Einsatz der Bundeswehr 
in Afghanistan halte ich ver-

fassungsrechtlich für fragwürdig, 
ethisch für nicht gerechtfertigt und 
politisch für falsch. Diese Auffassung 
habe ich bereits in den vergangenen 
acht Jahren vertreten und ich fühle 
mich durch die zunehmende Radi-
kalisierung in diesem Land darin be-
stärkt. Es fehlt nicht an militärischen 
Begründungen für den Auslandsein-
satz unserer Soldaten in Afghanistan, 
sondern an politischen Perspektiven. 
Es ist ein Kurswechsel nötig. Ich bin 
für einen zügigen schrittweisen Abzug, 
auch weil Terroranschläge in unserem 
eigenen Land immer weniger ausge-
schlossen werden können. 

Die rot-grüne Bundesregierung 
hat 2002 den fatalen Fehler began-
gen, unser Land, das die leidvolle und 
tragische Erfahrung zweier Weltkriege 
trägt, aus einer möglichen Mittlerrolle 
herauszudrängen und seine Neutrali-
tät aufzugeben. Statt eine politische 
Lösung anzustreben, hat man auf das 
Militärische gesetzt. Ein Weg, den ich 
auch heute noch für falsch halte.

Das wichtigste Argument gegen 
Krieg allgemein ist und bleibt der Ver-
lust von Menschenleben. Zur Kriegs-
führung gehört seit jeher aber auch 
oft das Ziel (und hiermit ist nun nicht 
der NATO-Einsatz in Afghanistan ge-
meint!), die Bevölkerung des Gegners 
in ihrer Identität zu treffen. In diesem 
Moment wird die Kultur zum militä-
rischen Ziel. Wer das kulturelle Erbe 
und die kulturellen Gewohnheiten von 
Menschen zerstört, vernichtet auch 
ihre Identität und demoralisiert sie.

Daher sind die unwiederbring-
lichen Kulturgutverluste auf allen 
Kontinenten ein furchtbares Resultat 
aller Kriege und ein weiteres wichtiges 
Argument gegen Krieg allgemein. 

Der Liste der kriegsbedingten Kul-
turgutverluste ist lang, sodass jede zu 
treffende Auswahl immer unvollkom-
men sein muss. Beispielhaft sei das 
Nationalmuseum in Bagdad genannt, 
in dem während des Irakkrieges 2003 
Massenplünderungen stattfanden, 
als die öffentliche Ordnung zusam-
menbrach. Zeugnisse aus 7.000 Jah-

ren Menschheitsgeschichte wurden 
auf Schubkarren aus dem Gebäude 
geschafft. 10.000 Objekte wurden 
gestohlen. 30 Prozent der irakischen 
Bibliotheken wurden mithilfe von 
Brandbeschleunigern vernichtet, das 
Ausmaß der Zerstörung von archäo-
logischen Stätten betrug sogar 50 bis 
80 Prozent.

Ähnliche Sorgen musste man sich 
um den afghanischen Nationalschatz 
machen, ein Ensemble von unschätz-
barem kunst- und kulturhistorischen 
Wert, den das Nationalmuseum in 
Kabul beherbergte. Lange Zeit galt er 
als verschollen oder von den Taliban 
zerstört. Die aktuelle Ausstellung 
der Bundeskunsthalle in Bonn „Af-
ghanistan. Gerettete Schätze – Die 
Sammlung des Nationalmuseums in 
Kabul“ zeigt nun, dass couragierte Mit-
arbeiter des Museums die wichtigsten 
Exponate schon Jahre zuvor versteckt 
hatten. Erst nach Ende der Taliban-
Herrschaft wurden sie zurück an die 
Öffentlichkeit gebracht.

Fatal ist es, wenn Kulturgüter 
gleichzeitig auch militärische Bedeu-
tung haben. Paradebeispiel dafür ist 
die Brücke von Višegrad in Bosnien-
Herzegowina, der Ivo Andrić in seinem 
Roman „Die Brücke über die Drina“ 
ein literarisches Denkmal gesetzt hat. 

Der 1961 mit dem Literaturnobelpreis 
ausgezeichnete Roman feiert ihre 
Rolle als Bindeglied, eben als Brücke, 
zwischen Abendland und Morgenland 
über viele Jahrhunderte, zwischen den 
einzelnen Ethnien in dem Vielvölker-
gemisch auf dem jugoslawischen Ter-
ritorium. Im Ersten Weltkrieg wurde sie 
zerstört, im Zweiten erneut beschädigt. 
Inzwischen rekonstruiert, steht sie seit 
2007 auf der Liste des UNESCO-Welt-
kulturerbes. Aufgrund der furchtbaren 
Lehren des Zweiten Weltkrieges wurde 
1954 die Haager Konvention zum 
Schutz von Kulturgut bei bewaffneten 
Konflikten verabschiedet. Dennoch 
wurden in der Folge in Kriegen immer 
wieder Kulturstätten gezielt zerstört. 
Als Konsequenz daraus wurde 1999 
ein zweites Protokoll zu der Haager 
Konvention verabschiedet, das einen 
erheblich erweiterten Schutz von 
Kulturgütern im Kriegsfall vorsieht. 
Ein Zwischenstaatliches Komitee 
prüft nun eine Liste von unter Schutz 

Weiter auf Seite 2

„Make Art not War“.  Ausstellungskatalog. Claus-Peter Haase, Center for con-
temporary Art Afghanistan, und Eleonora De Saavedra. Illustriert. PatchWorld-
Verlag 2008. 
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50. Ausgabe der politik und kultur 
politik und kultur (puk), die Zeitung 
des Deutschen Kulturrates, gehört 
mittlerweile zur Standardlektüre all 
jener, die sich beruflich wie privat mit 
dem Thema Kulturpolitik befassen. 
Und das nicht zuletzt, weil puk seit 
Jahren hartnäckig – manche mögen 
es auch als halsstarrig bezeichnen 
– am Ball bleibt, was kulturpolitische 
Themen betrifft. 

Insgesamt 1.652 Seiten politik und 
kultur sind im Laufe der letzten 50 
Ausgaben gefüllt worden. Die Zeitung 
kann in Form eines Jahresabonne-
ments bezogen werden und ist über-
dies an Kiosken erhältlich. Zahlreiche 
Hintergrundberichte sowie aktuelle 
kulturpolitische Diskussionen in den 
Bereichen Kulturelle Bildung, Steu-
errecht, Kulturwirtschaft, Urheber-
recht, europäische Kulturpolitik etc. 
sind erschienen. puk lässt Politiker 
aus Bund, Ländern und Kommunen, 
Wissenschaftler und Verbandsvertre-
ter zu Wort kommen. puk fragt nach 
und ist manchmal unbequem und 
beharrlich – sowohl in der Wahl der 
Themen und der Artikelauswahl als 
auch in der Aufforderung einen Artikel 
zu einer bestimmten Fragestellung zu 
schreiben und fristgerecht abzugeben. 
Dabei lag und liegt es uns stets am 
Herzen, auch unseren Kritikern genü-
gend Raum im Heft zur Verfügung zu 
stellen. Nutzen Sie, liebe Leser, die 
Chance und parieren Sie in Form von 
Einsprüchen, denn jeder Gegenwind 
tut uns gut. 

50 Ausgaben politik und kultur, das 
bedeutet kontinuierliche kulturpo-
litische Information seit dem Jahr 
2002. Im Nachhinein erscheinen die 
ersten Schritte mühsam. Noch ohne 
Inhaltsverzeichnis und mit gerade mal 
20 Seiten lief die erste Ausgabe Ende 
Februar 2002 durch die Druckerpresse. 
Im ersten Editorial schrieb Olaf Zimmer-
mann: „Ich für meinen Teil hoffe, dass 
die puk wie der Puck, die kleine Hart-
gummischeibe im Eishockey, schnell 
über das Spielfeld saust, manchmal 
einen blauen Fleck verursacht, aber 
hauptsächlich das Tor trifft.“ Dieser An-
spruch ist bis heute und auch zukünftig 
unser Grundsatz. Und mit ein wenig 
Eigenlob kann man behaupten, dass so 
mancher blaue Fleck verursacht wurde 
und so Einiges ins Rollen gebracht 
werden konnte. Erinnern Sie sich an 
die Debatte um die Computerspiele 
als Teil der Kultur oder die Herausstel-
lung der kulturpolitischen Bedeutung 
der Kirchen? Nicht nur einige Gegner 
unserer Thesen fühlten sich durch Ge-
schriebenes „geohrfeigt“, die Wogen 
der Kritik erwischten auch die Redaktion 
zum Teil heftig. 

Begleitet und inhaltlich vertieft wird 
die puk seit Jahren durch die Beilagen 
„Europa Kultur Stadt“ (2004-2005), 
„kultur · kompetenz · bildung“ (2005-
2008) und seit 2008 durch die Beilage 
„inter|kultur“. Hinzu gesellen sich 
zudem zwei Dossiers zu den Themen 
Verwertungsgesellschaften und öffent-
lich-rechtlicher Rundfunk. 

Mittlerweile erscheint die puk sechs-
mal im Jahr. Das Layout hat sich in all 
den Jahren nur wenig verändert. Wir 
freuen uns bereits jetzt darauf, Ihnen 
im kommenden Jahr ein Facelifting der 
Zeitung präsentieren zu können. Seien 
Sie also weiterhin gespannt!

politik und kultur wäre nicht das was 
sie ist ohne die Menschen, die sich 
zumeist ehrenamtlich als Autoren, 
Interviewpartner oder Ratgeber über 
all die Jahre hinweg engagiert haben. 
Ihnen gilt unser herzlicher Dank! 
Ebenfalls Dank aussprechen möch-
ten wir dem kompetenten Team vom 
ConBrio Verlag für die hervorragende 
Zusammenarbeit sowie dem Beauf-
tragten der Bundesregierung für Kultur 
und Medien, durch dessen Mittel die 
politik und kultur gefördert wird. Last 
but not least gebührt unser Dank vor 
allem Ihnen, werte Leser, für Ihre jah-
relange Treue und all die Anregungen, 
die Sie uns im Laufe der Zeit haben 
zukommen lassen. In diesem Sinne 
freuen wir uns auf eine weitere effek-
tive und ertragreiche Zusammenarbeit 
mit Ihnen. 

Ganz besonders erfreut sind wir über 
das große Interesse an den Texten 
unserer Zeitung, die in der Reihe aus 
politik und kultur erscheinen. In Kürze 
wird der siebte Band dieser Reihe ver-
öffentlicht, der – so hoffen wir – erneut 
auf Ihr Interesse stoßen wird. 

Die Redaktion  

Fortsetzung von Seite 1

Kultur als 
militärisches Ziel

gestellten Gütern. Mit welchem Erfolg, 
bleibt vorläufig abzuwarten.

Dem Ziel, die Bevölkerung des 
Kriegsgegners in ihrer Identität zu 
treffen, dient auch die Kriegsstrategie, 
Kunst zu rauben. Nazi-Deutschland 
war in der Geschichte der schlimms-
te Räuber von Kunstwerken und 
Kulturgütern. Die bittere Bilanz des 
Zweiten Weltkrieges, angezettelt und 
beispiellos aggressiv geführt durch 
das Deutsche Reich: Mehr als 500.000 
Kunstgegenstände waren allein aus 
den Besatzungszonen der Westalli-
ierten zwischen 1945 und 1948 an 
die Sowjetunion zurückzugeben. (Für 
die sowjetische Besatzungszone ist 
diese Zahl nicht mehr zu beziffern.) 
Deutschen öffentlichen Sammlungen 
fehlen bis heute etwa 1 Million Ob-
jekte, darunter 200.000 Werke von 
besonderem musealen Rang, min-
destens 4,6 Millionen Bücher und 
Handschriften sowie Archivgut von 
über drei Kilometern Regallänge. 
Das Archiv der UFA befindet sich bis 
heute in Amerika. Dies ist mehr als 
nur eine Fußnote dieses schreckli-
chen Krieges.

Mögen zusätzlich auch finanzielle 
Beweggründe bei Beute- und Raub-
kunst eine Rolle spielen, so entreißt 
man einem Volk doch mit dem Entzug 
von Kulturgütern immer auch ein 
Stück Identität. Da die Kultur stets als 
Mittel der Verständigung zwischen 
Völkern dienen kann, geht bei ihrem 
Verlust sogar noch mehr verloren als 
„nur“ die Identität von Menschen. Es Wolfgang Börnsen                Foto: privat
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fehlt auch ein Mittel der Kommunikati-
on und Wiederannäherung an andere. 
Ohne die Möglichkeit der fortgesetzten 
Vergewisserung der eigenen Identi-
tät ist das Zugehen auf Andere, der 
souveräne Umgang mit Alterität zum 
Scheitern verurteilt. 

Wie nach, aber auch während 
Kriegen die Kultur als Mittel für Wie-
derannäherung und neue Partner-
schaften genutzt werden kann, zeigen 
das Goethe-Institut oder die Deut-
sche Welle in Afghanistan durch viele 
Projekte beispielhaft auf. Ob es der 
Aufbau einer internationalen Nach-
richtenredaktion oder die Gründung 
des ersten Puppentheater-Ensembles 
in Afghanistan ist: Die Kultur ist es, die 
diesen Trost spendet, wenn wir das 
Entstehen von Kriegen schon nicht 
verhindern können.

Der Verfasser ist kultur- und medien-
politischer Sprecher der CDU/CSU-

Fraktion im Deutschen Bundestag  
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Kulturelle Vielfalt stärken 
Kulturpolitik für Nordrhein-Westfalen • Von Ute Schäfer

Ute Schäfer, Ministerin für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport in NRW
© Staatskanzlei Nordrhein-Westfalen/Ralph Sondermann

„Wer hohe Türme bauen will, muss 
lange beim Fundament verweilen“, 
hat der österreichische Komponist 
Anton Bruckner einmal sehr richtig 
gesagt. Für die Kultur in Nordrhein-
Westfalen jedenfalls trifft das zu. 
Unsere vielfältige und lebendige Kul-
turlandschaft ist das Werk und das 
Verdienst Vieler. Anders als andere 
Bundesländer, die ein bedeutendes 
feudales Erbe angetreten haben, 
verdankt Nordrhein-Westfalen sei-
ne kulturelle Kraft und Dichte vor 
allem den Städten und Gemeinden 
sowie engagierten Bürgerinnen und 
Bürgern. Sie bilden das Fundament 
unserer kulturellen Vielfalt. 

Vor diesem Hintergrund ist die 
Wiederherstellung der Hand-

lungsfähigkeit der Kommunen auch 
aus kulturpolitischer Sicht ein vor-
rangiges Ziel.

Städte und Gemeinden, die kei-
nen finanziellen Gestaltungsspiel-
raum haben, sehen sich gezwungen, 
soziale und kulturelle Angebote 
einzuschränken oder gar Einrich-
tungen zu schließen. Dagegen wollen 
wir gemeinsam mit den Kommunen 
neue Entwicklungschancen für das 
kulturelle Leben in Nordrhein-West-
falen erschließen.

Ob trotz „Freiwilligkeit“ der Kul-
turausgaben in finanziell schwieriger 
Situation ein Grenzwert für kom-
munale Kulturausgaben gesichert 
werden kann oder ob die kommu-
nale Kulturförderung zur rechtlich 
verbindlichen Pflichtaufgabe aus-
gestaltet werden soll, werden wir in 
Abstimmung mit der kommunalen 
Finanzaufsicht und im Dialog mit 
den kommunalen Spitzenverbänden 
erörtern und prüfen. Die Anstrengun-
gen zur Sicherung und Weiterent-

wicklung der kommunalen Theater- 
und Orchesterlandschaft werden wir 
unterstützen.

Grundlage unserer Kulturpolitik 
ist ein breites, offenes und gesell-
schaftsbezogenes Kulturverständnis. 
Kunst und Kultur dürfen kein Luxus 
für Wenige sein. Diesen Satz mag 
man für eine Selbstverständlichkeit 
halten. Betrachtet man aber die Be-
sucher- und Nutzerstrukturen von 
Kultureinrichtungen genauer, zeigt 
sich, dass oft nur ein kleiner Kreis 
die Angebote von Theatern, Opern, 
Museen und anderen Einrichtungen 
und Initiativen intensiv wahrnimmt, 
viele andere hingegen noch gewon-
nen werden können.

Wir setzen uns dafür ein, dass das 
öffentlich getragene Kulturangebot 
allen offen steht. Soziale Situation, 
Migrationshintergrund oder Mobil-
tät dürfen keine Zugangsbarrieren 
darstellen. Das Kulturangebot muss 
flächendeckend und erschwinglich, 
aber es muss auch in einem übertra-
genden Sinne ‚naheliegend’ sein. Ob 
Menschen sich für Kunst und Kultur 
interessieren, sich daran freuen kön-
nen und sich davon herausfordern 
lassen, ist ganz wesentlich davon 
abhängig, wann und wie sie damit in 
Berührung gekommen sind. Darüber 
darf nicht Herkunft, Bildungs- und 
Sozialstatus entscheiden. Wir wollen, 
dass alle die Chance haben, am kul-
turellen Leben teilzunehmen.

Der kulturellen Bildungsarbeit 
kommt eine Schlüsselrolle zu, um 
Kindern und Jugendlichen Erfah-
rungen mit Kunst, Kultur und den 
eigenen kreativen Möglichkeiten 
zu erschließen. Kulturelle Bildung 
muss daher ein selbstverständlicher 
Bestandteil von Allgemeinbildung 
werden – in Kindergärten, Schulen, 

Jugendarbeit und in der Arbeit von 
Kultureinrichtungen und -initiati-
ven.

Eine Gesellschaft lebt nicht zu-
letzt davon, dass Menschen sich 
zutrauen, neue Wege zu beschreiten, 
dass sie Verschiedenheit als Berei-
cherung betrachten und neugierig 
auf ungewohnte Perspektiven sind. 
Die Begegnung mit Kunst und Kultur 
kann dazu einen wichtigen Beitrag 
auf ganz eigene Art leisten. Sie schärft 
die Wahrnehmung, stärkt die Aus-
drucksfähigkeit und sensibilisiert für 
den Umgang mit anderen kulturellen 
und künstlerischen Leistungen.

Der Ausbau der Kulturellen Bil-
dung ist das zentrale Projekt der Kul
turpolitik dieser Landesregierung. 
Zusammen mit den Kulturträgern im 
Land wollen wir allen Kindern und 
Jugendlichen jedes Jahr ein Angebot 
für kulturelle Aktivitäten machen. 
Nach Art eines „Kultur-Rucksacks“ 
mit vielen Taschen und Fächern 
soll dabei die ganze Vielfalt der un-
terschiedlichen Kunstsparten und 
Kulturformen berücksichtigt werden. 
Das im Ruhrgebiet begonnene Pro-
jekt „Jedem Kind ein Instrument“ 
und die anderen Pilotprojekte zur 
Grundmusikalisierung von Kindern 
werden wir auswerten, zusammen-
führen und mittelfristig schrittweise 
auf das ganze Land ausdehnen.

Ob eine gesetzliche Regelung 
notwendig ist, um Kulturelle Bildung 
in Nordrhein-Westfalen nachhaltig 
und dauerhaft zu sichern, werde 
ich sorgfältig abwägen. Die wichtige 
Arbeit der Bibliotheken habe ich 
dabei besonders im Auge. Ihre Wei-
terentwicklung zu multimedialen 
Kommunikationszentren ist mir ein 
besonderes Anliegen. Medienkompe-
tenz in einem umfassenden und zeit-

gemäßen Sinn ist eine unverzichtbare 
Fähigkeit für den Alltag von Kindern 
und Jugendlichen.

Kunst und Kultur brauchen Kul-
turelle Bildung, um sich weiter-
zuentwickeln. Andererseits kann 
Kulturelle Bildung nur in einer qua-
litätsbewussten und innovativen 
Kulturlandschaft wirksam werden. 
Die Förderung von Künstlerinnen, 
Künstlern und ihrer Arbeit ist dafür 
ein wesentlicher Dreh- und An-
gelpunkt. Ich werde dafür Sorge 

tragen, dass Konzepte zum Ausbau 
der individuellen Künstlerförderung 
entwickelt werden, die den „Pro-
duktionsbedingungen“ der unter-
schiedlichen Sparten gerecht werden. 
Internationale Kontakte gehören 
ebenso dazu wie Künstlerhäuser 
und Produktionsstätten, wie eine 
praxisnahe Ausbildung, differenzierte 
Angebote an Arbeitsstipendien und 

Weiter auf Seite 4



politik und kultur  ·  Sept. – Okt. 2010  ·  Seite � Mommert meint / Transparenz

Mommert meint 
Was für ein Jahr der Rücktritte ist 
2010 schon jetzt! 
Da fiel der Rückzug der Elbphilhar-
monie- und Kunsthallen-geplagten 
(und offenbar auch überforderten) 
Hamburger Kultursenatorin Karin von 
Welck schon kaum noch ins Gewicht. 
Und es sollte zu denken geben, dass 
es in einem Rundfunkkommentar 
dazu hieß, das sei „der wohl nichtbe-
achtetste Rücktritt seit langem”. Und 
im größten Bundesland NRW wird die 
Kultur mit Familie, Kinder, Jugend und 
Sport mitverwaltet. Die Kultur mal wie-
der „unter ferner liefen” im politischen 
Alltagsgeschäft. 

Umso mehr sollte jetzt darauf geachtet 
werden, dass bei neuen Regierungsbil-
dungen das Kulturressort nicht aufge-
löst und zur angeblichen „Chefsache” 
in der Staatskanzlei wird, denn damit 
hängt die Kulturszene doch allzu stark 
von der  Kulturaffinität des jeweiligen 
Regierungschefs ab. Nicht umsonst ist 
die Hauptstadt schon längst wieder bei 
Überlegungen, dem (durchaus kultur-
geneigten) Regierenden Bürgermeister 
Klaus Wowereit (SPD) die Verantwor-
tung für das Kulturressort wieder ab-
zunehmen und einen eigenständigen 
Kultursenator zu berufen. Die seinerzeit 
rein formalistische Begründung zur 

Auflösung des Kulturressorts (wegen 
der Anzahl der Senatsposten!) war 
ausgerechnet in der Kulturmetropole 
und Hauptstadt Berlin sowieso eine 
Schnapsidee. Der hoffentlich immer 
weniger Länder folgen werden, denn 
die Kulturszene muss sich schon jetzt 
und erst recht in den nächsten Jahren 
der finanziellen Verteilungskämpfe 
warm anziehen. Es muss ja nicht 
gleich so schlimm kommen wie in 
Großbritannien, wo bereits Kürzungen 
von 20 bis 30 Prozent bei den Kultur-
ausgaben im Gespräch sind.

Wilfried Mommert 

Fortsetzung von Seite 3

Kulturelle Vielfalt stärken

anderen Förderinstrumenten. Nur 
eine Minderheit der Künstlerinnen 
und Künstler kann von ihrer Arbeit 
leben. Das darf nicht vergessen 
werden. Ich sehe den Staat in einer 
besonderen Verantwortung für ihre 
soziale Lage, auch im Alter.

Neben der Künstlerförderung tra-
gen gute Rahmenbedingungen für die 
Kultur- und Kreativwirtschaft dazu 
bei, dass Künstlerinnen, Künstler und 
Kreative gern in Nordrhein-Westfalen 
arbeiten. Wir werden die Kultur- und 
Kreativwirtschaft weiter ausbauen 
und insbesondere kleine und mittlere 
Unternehmen mit Existenzgrün-

dungsprogrammen, Starthilfen und 
Risikokapitalmodellen unterstützen. 
Die Erfahrungen des ersten Halbjahrs 
der Kulturhauptstadt 2010 zeigen 
deutlich, wie viele Chancen für einen 
gesellschaftlichen Wandel aus Kunst 
und Kultur erwachsen, auch wenn die 
furchtbare Katastrophe auf der Love-
Parade sicherlich alle kommenden 
Veranstaltungen der Kulturhaupt-
stadt begleiten werden.

Herausragende Projekte wie 
„Emscherkunst“, Zeche Zollverein, 
Dortmunder U und die Internet-
plattform „2010lab“ bieten gute 
Ansatzpunkte für künftige Konzepte, 
die auf das ganze Land ausstrahlen 
können.

Die Verfasserin ist Kulturministerin 
in Nordrhein-Westfalen  

Transparenz 
Transparenz im Bereich der Zivilge-
sellschaft wurde bislang von den 
Organisationen, die in Deutschland 
für das Gemeinwohl tätig sind, relativ 
uneinheitlich gehandhabt. Dabei ba-
sieren Vertrauen und Anerkennung in 
den Dritten Sektor nicht zuletzt auf der 
Offenlegung aller Fakten. Mit der Grün-
dung des Aktionsbündnisses „Initiative 
Transparente Zivilgesellschaft“ wurde 
ein einheitlicher Standard für effek-
tive Transparenz in diesem Bereich 
geschaffen, der bisherige Standards 
ergänzt und über sie hinausgeht. In 
einer Selbstverpflichtungserklärung 
versichern die Unterzeichner, zehn 
präzise benannte, relevante Informati-
onen über ihre Organisation so zu ver-
öffentlichen, dass sie von jedermann 
leicht einsehbar sind. Dazu zählen: 
Name, Sitz, Anschrift und Gründungs-
jahr der Organisation (1), Vollständige 
Satzung oder Gesellschaftervertrag 
(2), Bescheide vom Finanzamt über 
die Anerkennung als steuerbegüns-
tigte (gemeinnützige) Körperschaft 
(3), Name und Funktion der we-
sentlichen Entscheidungsträger (4), 
Tätigkeitsbericht (5), Auflistung der 
Personalstruktur (6), Angaben über 

die Mittelherkunft und die Mittelver-
wendung (7 und 8), Auskunft über die 
Gesellschaftsrechtliche Verbundenheit 
(9) und Namen von juristischen Per-
sonen, deren jährliche Zuwendung 
mehr als zehn Prozent der gesamten 
Jahreseinnahmen ausmachen (10).

Zu den mittlerweile mehr als 50 
Organisationen der Zivilgesellschaft, 
die die Selbstverständniserklärung 
unterzeichnet haben, zählen u.a. Be-
hinderten-Sportverband Berlin e. V., 
Bundesverband Deutscher Stiftungen 
e. V., Deutscher Juristinnenbund e. V., 
Landschaftsverband Südniedersach-
sen e. V., UNICEF-Stiftung, Verband 
Entwicklungspolitik deutscher Nicht-
regierungsorganisationen e.V. und der 
Deutsche Kulturrat e.V.

Ausführliche Informationen zu den 
zehn Kriterien sowie über die „Initiative 
Transparente Zivilgesellschaft“ und 
die Möglichkeiten zur Partizipation im 
Aktionsbündnis erhalten sie unter:
http://www.transparency.de/Initiative-
Transparente-Zivilg.1612.0.html

Die Redaktion  

Auf einer Pressekonferenz wurde die Initative der Öffentlichkeit vorgestellt von Olaf Zimmermann (Geschäftsführer Deut-
scher Kulturrat), Frauke Ossig (Kommunikationschefin Ärzte ohne Grenzen), Karenina Schröder (Transparency Internati-
onal Deutschland) sowie Helmut von Anheier (Dekan Hertie School of Governance) (v.l.n.r.).

© Transparency International Deutschland e.V.

Nichts zu verbergen
Zur Initiative Transparente Zivilgesellschaft • Von Olaf Zimmermann

Am 22. Juni dieses Jahres hat 
sich die „Initiative Transparente 
Zivilgesellschaft“ der Öffentlichkeit 
vorgestellt. Damit haben Organisa-
tionen aus der Zivilgesellschaft auf 
Forderungen aus der Politik nach 
mehr Transparenz reagiert.

Bereits die Enquete-Kommissi-
on des Deutschen Bundestags 

„Zukunft des Bürgerschaftlichen 
Engagements“ (1999-2002) hat sich 
mit dem Thema Transparenz in der 
Zivilgesellschaft befasst. Im Rahmen 
der Debatten um die Reform des Stif-
tungssteuer- und des Stiftungsrechts 
wurde immer wieder die Forderung 
nach mehr Transparenz bei zivilge-
sellschaftlichen Organisationen auf-
geworfen. Verschiedene Register, mal 
beim Bundesinnenministerium, mal 
bei privatwirtschaftlichen Unterneh-
men angesiedelt, wurden diskutiert. 

Im Frühjahr dieses Jahres ha-
ben sich nun der Bundesverband 
Deutscher Stiftungen, das Deutsche 
Zentralinstitut für soziale Fragen, 
der Deutsche Fundraising-Verband, 
der Deutsche Kulturrat, der Deut-
sche Naturschutzring, der Deutsche 
Spendenrat, das Maecenata-Institut 
für Philanthropie und Zivilgesell-
schaft, Transparency International 
Deutschland und der Verband Ent-
wicklungspolitik Deutscher Nichtre-
gierungsorganisationen zur „Initiati-
ve Transparente Zivilgesellschaft“ zu-
sammengeschlossen. Gemeinnützige 
Organisationen genießen Privilegien, 

sie sind aufgrund ihrer Gemein-
wohlorientierung steuerprivilegiert. 
Diese Privilegierung verpflichtet zu 
Transparenz. 

Gemeinsam wurden 10 Kriterien 
entwickelt, zu denen zivilgesellschaft-
liche Organisationen, die sich der „Ini
tiative Transparente Zivilgesellschaft“ 
anschließen, Auskunft geben müssen 
(siehe untenstehenden Kasten). Viele 
Organisationen veröffentlichen die 
geforderten Informationen ohnehin 
bereits in ihren Jahresberichten, so 
dass, wer wollte, sich auch schon 
vorher informieren konnte. Die „Ini-
tiative Transparente Zivilgesellschaft“ 
leistet aber mehr, sie wird – hoffent-
lich – in nächster Zukunft einen 
Überblick über zivilgesellschaftliche 
Organisationen bieten. 

Bislang haben sich in der Mehr-
zahl Bundesverbände der „Initiative 
Transparente Zivilgesellschaft“ an-
geschlossen. Das ist positiv, so soll 
es aber nicht bleiben. Die „Initiative 
Transparente Zivilgesellschaft“ steht 
allen zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen offen, egal ob groß oder klein, 
ob auf Bundes-, Landes- oder lokaler 
Ebene tätig, egal welche inhaltlichen 
Schwerpunkte gesetzt werden. Je 
mehr Vereine und Verbände mitma-
chen, desto mehr wächst die Trans-
parenz im zivilgesellschaftlichen 
Bereich. Ich würde mich freuen, wenn 
möglichst viele Organisationen aus 
dem Kulturbereich sich an der „Initi-
ative Transparente Zivilgesellschaft“ 
beteiligen würden. 

Einige der Verbände, die sich der 
„Initiative Transparente Zivilgesell-
schaft“ bereits angeschlossen haben, 
geben im Folgenden Auskunft, war-
um sie sich dazu entschlossen haben. 
Der Deutsche Kulturrat hat sich 

schnell entschieden, sich als Träger 
der „Initiative Transparente Zivil-
gesellschaft“ zu beteiligen und die 
entsprechenden Informationen zur 
Verfügung zu stellen. Der Deutsche 
Kulturrat hat nichts zu verbergen 

– das kann jeder der möchte unter 
http://www.kulturrat.de/transparent 
überprüfen.

Der Verfasser ist Geschäftsführer des 
Deutschen Kulturrates 

Für mehr Vertrauenswürdigkeit 
Von Hans Fleisch

Ohne Vertrauen, ein „Mechanismus 
zur Reduktion sozialer Komplexität“ 
(Luhmann), ist gedeihliches Zusam-
menleben in der Gesellschaft nicht 
möglich. Die Thematik gewinnt ins-
besondere seit dem Krisenjahr 2008 
(wieder) vermehrte Beachtung.

Vor dem Hintergrund schwin-
denden Vertrauens in Politik, 

Wirtschaft und in Großorganisationen 
wie z.B. Gewerkschaften wird bewusst, 
dass mit dem Vertrauensverlust ge-
fährliche Risse in der Basis unseres Ge-
meinwesen entstehen. Wo Vertrauen 
als Bindeglied zwischen Individuum 
und Gesellschaft schwindet, gehen 
nicht nur Bindekraft und Einbindung 
verloren; Erosion von Systemvertrau-
en verringert auch die „diffuse Legiti-
mität“ des gesellschaftlichen Systems, 
die nicht allein in formalen Verfahren 
hergestellt werden kann. 

Die Akteure der Zivilgesellschaft 
sind von dem beobachtbaren ak-
tuellen Vertrauensverlust bislang 

wenig betroffen. Das liegt zum Teil 
daran, dass erschüttertes System-
vertrauen zumeist mit stärkerer 
Hinwendung zu den Sphären des 

lokalen Sozialvertrauens – Nach-
barschaft, Bürgerinitiativen usf. 
– und damit zu Aktionsfeldern des 
Bürgerschaftlichen Engagements 
einhergeht. Organisationen und 
Institutionen der Zivilgesellschaft 
werden aber auch deshalb meist als 
vertrauenswürdig(er) eingestuft, weil 
sie sich glaubwürdig an allgemein 
akzeptierten Werten orientieren und 
gemeinwohlorientiert handeln. Indes 
gilt auch für den 3. Sektor: Reputation 
geht zu Pferde und kommt zu Fuß. 
Geringe Irritationen können Ver-
trauen nachhaltig erschüttern, und 
solche Erschütterungen träfen die 
gemeinnützigen Organisationen und 
ihre Wirkmöglichkeiten ins Mark. 

Vertrauensbildende und -erhal-
tende Maßnahmen und Verhaltens-
weisen sind darum (auch) für die 
Zivilgesellschaft existentiell. Schon 
deshalb ist freiwillige Transparenz 

Hans Fleisch               © Bundesverband            
Deutscher Stiftungen
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im 3. Sektor ein Gebot der Stunde. 
Die Mitglieder des Bundesverbandes 
Deutscher Stiftungen haben sich mit 
der einhelligen Verabschiedung der 
„Grundsätze Guter Stiftungspraxis“ 
im Jahr 2006 zum Gebot der Transpa-
renz bekannt. Dies ergänzt nun die 
„Initiative Transparente Zivilgesell-
schaft“, der sich der Bundesverband 
gemeinsam mit anderen Verbänden 
und Organisationen früh ange-
schlossen hat, sinnvoll. Mit einem 
übergreifenden Mindeststandard 
bietet die Initiative Orientierung, 
wie das Transparenzgebot umgesetzt 
werden kann. 

Gemeinnützige, rechtsfähige 
BGB-Stiftungen unterliegen einem 
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Transparenz

Transparenz ist unverzichtbar
Von Helmut Röscheisen

Warum ist Transparenz  erforder- 
lich? Häufig wird bei gemein-

nützigen Organisationen wie den 
Umweltverbänden als Grund für 
die dort praktizierte Einschränkung 
bei der Veröffentlichung zentraler 
Informationen der Wunsch nach 
Anonymität privater Schenker ge-
nannt. Eine solche Beschränkung der 
Transparenz lässt sich aber mit dem 
gestiegenen Informationsbedürfnis 
der Bevölkerung nur schwer verein-
baren. Für die Beurteilung der Arbeit 
gemeinnütziger Organisationen 
durch die Öffentlichkeit kann es von 
großer Bedeutung sein, ob die dafür 
notwendigen Ressourcen unmittel-
bar oder mittelbar von Personen oder 
Organisationen stammen, die an den 
Aktivitäten der gemeinnützigen Orga-
nisationen ein besonderes Interesse 
haben. Bei der Rechenschaftspflicht 
gemeinnütziger Organisationen ge-
genüber Finanzämtern wird zwar die 
Einhaltung von Regularien bei den 
Einnahmen und Ausgaben geprüft, 
nicht aber, ob die mit der Zuwendung 
verbundene Interessenslage für die 
Beurteilung der erfolgten Aktivitäten 
von entscheidender Bedeutung ist. 

Wie soll Transparenz hergestellt 
werden?

Um die erforderliche Transparenz 
zu gewährleisten, sollten die Um-
weltverbände drei zentrale Fragen 
möglichst detailliert beantworten: 
Sind die Zuflüsse an Finanzmitteln 
ab einem bestimmten Mindestbe-
trag jeweils einzeln unter Angabe 
der Herkunft erfasst worden? Wurde 
offengelegt, für welche Zwecke die 
einzelnen Beträge verwendet wer-
den? Wie erfolgte die Entscheidung 
hierüber? 

Eine Reihe namhafter internationaler 
auf EU-Ebene in Brüssel tätiger NGO 
hat in diesem Zusammenhang in der 
sogenannten Accountability Char-
ter aus dem Jahr 2005 bei Spenden 
aufgeführt, dass die Anonymität der 
Spender in den Fällen aufgehoben 
werden muss, in denen die Höhe 
der Spende die Unabhängigkeit der 
Organisation beeinträchtigen kann. 
Die Glaubwürdigkeit von Umweltver-
bänden hängt auch davon ab, ob sie 
ökologisch-ethische Kriterien bei der 
Anlage des eigenen Geldvermögens 
berücksichtigen. Ist die Anlage des 
Vermögens, getrennt nach Anlageart 
und jeweiliger Finanzinstitution of-
fengelegt worden?

Nicht zuletzt gehört zu den we-
sentlichen Informationen über eine 
gemeinnützige Organisation die 
Angabe, in welchen anderen Gremien 
die eigenen Mitglieder von Vorstand 
und Geschäftsführung tätig sind. Ist 
dargelegt worden, in welchen rele-
vanten anderen Gremien Vertreter 
der eigenen Verbandsspitze mitwir-
ken? Leider wird dies noch viel zu 
selten praktiziert.

Der Verfasser ist Generalsekretär des 
Deutschen Naturschutzringes e.V.  

Helmut Röscheisen
© Deutscher Naturschutzring

staatlichen Double Check: zur 
Überprüfung der Gemeinnützigkeit 
kommt die – im Dritten Sektor ein-
malige – Kontrolle durch eine geson-
derte Stiftungsaufsicht hinzu. Das 
„Ja“ zur „Initiative Transparente Zi-
vilgesellschaft“ gibt allen Stiftungen 
unkompliziert die Möglichkeit, 
ohnehin für die Stiftungsaufsicht 
aufbereitete Informationen in einem 
anerkannten Standardformat zu-
sätzlich online zu verbreiten. Partner 
der Stiftungen und die allgemeine 
Öffentlichkeit bekommen so per 
Mausklick mehr Einblick und das 
Signal der Stiftung: wir haben nichts 
zu verbergen.

Der Verfasser ist Generalsekretär des 
Bundesverbandes Deutscher  

Stiftungen e.V.  

Unangenehmen Fragen vorbeugen
Praktizierte Transparenz bei einem Kulturförderer • Von Olaf Martin 

Die institutionellen Geldgeber der 
Kultur sind meist gemeinnützig oder 
arbeiten mit Steuergeldern. Daher 
gelten für diese die gleichen Anfor-
derungen an die Transparenz wie 
für den restlichen gemeinnützigen 
Sektor. Darüber hinaus haben sie es 
jedoch mit einer agilen „Kundschaft“ 
zu tun, die ein weitgehendes Inter-
esse an der Offenlegung von Infor-
mationen hat. Für viele Antragsteller 
ist es lebenswichtig, die Verhal-
tensweisen der Förderinstitutionen 
einschätzen zu können. Es erspart 
zudem beiden Seiten Arbeit, wenn 
nicht bei jedem Einzelkontakt erst 
eine Wissensbasis geschaffen wer-
den muss, sondern wesentliche 
Informationen als bekannt voraus-
gesetzt werden können.

Der Landschaftsverband Südnie-
dersachsen ist ein kommunaler 

Verband für regionale Kulturförde-
rung, in dem sich vier Landkreise, 
alle größeren Städte der Region und 
33 nichtkommunale Kulturanbieter 
zusammengeschlossen haben. Sein 
jährlicher Etat für Zuschüsse umfasst 
etwa 400.000 Euro. Seit Jahren wird 
hier eine vergleichsweise weitgehen-
de Transparenz praktiziert: Die Über-
sichten zu den geförderten Projekten 
werden auf den Internetseiten veröf-

                               
Olaf Martin       © Landschaftsverband  

Südniedersachsen 

fentlicht und enthalten die einzelnen 
Zuschussbeträge; der ausführliche 
Katalog der Förderkriterien samt Er-
läuterungen ist zugänglich; alle Mit-
glieder des Entscheidungsgremiums 
sind mit Postadressen aufgeführt; Ab-
lehnungen und reduzierte Zusagen 
werden gegenüber den Antragstellern 
schriftlich begründet; ausführliche 
Jahresberichte mit Einblick in Finan-
zen und Kostenrechnung werden vor-

gelegt; selbstverständlich sind auch 
Satzung, Beitragsordnung und eine 
Mitgliederliste auf der Internetseite 
veröffentlicht. 

Aber auch bei der Transparenz 
gibt es Grenzen. Abgelehnte Anträ-
ge werden nicht veröffentlicht, das 
Ansehen der Antragsteller soll nicht 
beschädigt werden; aus den veröf-
fentlichten Finanzdaten lassen sich 
nicht die Gehälter einzelner Mitar-
beiter herauslesen; vor allem aber 
unterliegt das Zustandekommen der 
jeweiligen Förderentscheidung der 
strikten Vertraulichkeit: die Entschei-
dung selbst und ggf. die Begründung 
wird zwar mitgeteilt, nicht aber, wie 
das Abstimmungsverhalten bei deren 
Zustandekommen war und wofür die 
Geschäftsführung plädiert hatte.

Die Erfahrung zeigt, dass diese 
Offenheit nur sehr selten zu „unan-
genehmen“ Nachfragen von Kritikern 
führt. Die gleichsam vorab gegebenen 
Antworten beugen dem vor. Offenkun-
dig ist für die meisten Interessenten 
schon die Wahrnehmung ausreichend, 
dass der Landschaftsverband praktisch 
alles offenlegt: So heikel kanns ja nicht 
sein, wenn die so offen drüber reden!

Der Verfasser ist Geschäftsführer des 
Landschaftsverbandes 

Südniedersachsen e.V.  

Transparenz als Chance begreifen
Von Werner Ballhausen 

Werner Ballhausen                  © BAGFW

Die den gemeinnützigen Sektor tra-
genden Menschen haben eine Mis-
sion: Sie wollen sich in den Dienst 
dieser Gesellschaft stellen, sich 
einbringen und das Allgemeinwohl 
fördern. 

Diese Menschen üben ihr Bür-
gerrecht aus, indem sie die res 

publica zu ihrer eigenen Angelegenheit 
machen. Und sie werden dringend 
gebraucht, wenn es um Bildung, 
Gesundheit, Soziales, Integration, 
Sport, Kunst, Kultur und den Umwelt-
schutz geht. Um Inklusion, Teilhabe, 
Respekt, Toleranz, Innovation und 
die Möglichkeit von Selbstwirksam-
keit zu fördern. Aber für alle, die zu 
diesem Engagement einladen und 
ermutigen wollen, muss gelten: Bitte 
mit offenem Visier handeln! Also 
größtmögliche Transparenz dort, wo 
es um Mittelherkunft, Mittelverwen-
dung und Entscheidungsprozesse 
geht. Um Vertrauen zu begründen 
oder zu bewahren. Diejenigen, die 
uns ihr freiwilliges Engagement in 
Form von Zeit- und Geldspenden 
anvertrauen, haben einen Anspruch 
darauf! Sie wollen wissen, für wen 
und was sie sich einbringen und was 
mit ihrem Engagement geschieht. Sie 
dürfen nicht enttäuscht werden, weil 
wir sie brauchen. Aber nicht nur die 
Engagierten haben einen Anspruch 

auf Transparenz. Gemeinnützige 
Organisationen und Einrichtungen 
werden vom Staat durch besondere 
Rahmenbedingungen im Steuer- und 
Gesellschaftsrecht gefördert. Und der 
Staat sind wir und wir alle bringen die 
dazu notwendigen finanziellen Mittel 
auf. Deshalb hat auch die Gesellschaft 
einen Anspruch darauf zu erfahren, 
was wie durch wen gemeinnützig 
gefördert wird. Es muss gelten: „Wo 
Engagement für die Gemeinschaft 
stattfindet, ist Transparenz gegenüber 
der Gemeinschaft selbstverständlich.“ 

Deshalb kommt die „Initiative Trans-
parente Zivilgesellschaft“, initiiert von 
Transparency Deutschland, genau 
zum richtigen Zeitpunkt. Alle Orga-
nisationen der Zivilgesellschaft sind 
nun aufgefordert, sich mit  einer ent-
sprechenden Selbstverpflichtung an 
dieser Initiative zu beteiligen und die 
zehn geforderten Informationen für 
die Öffentlichkeit aufzubereiten. Der 
Deutsche Kulturrat ist bereits dabei – er 
sollte viele Nachahmer finden.

Der Verfasser koordiniert das Bündnis 
für Gemeinnützigkeit, einem Zusam-
menschluss von großen Dachverbän-

den und unabhängigen Organisati-
onen des Dritten Sektors sowie von 

Experten und Wissenschaftlern Logo der Initiative 	            © Transparency International Deutschland e.V.

Einblicke zulassen
Von Ulrich Post 

Ulrich Post
© Deutsche Welthungerhilfe e.V.

Mit den steigenden Anforderungen 
an Qualität und Wirksamkeit ihrer 
Arbeit stellt sich für viele Nichtre-
gierungsorganisationen die Frage, 
wie sie langfristig das Vertrauen der 
Öffentlichkeit, ihrer Ehrenamtlichen 
und Mitglieder sowie der Spender 
in ihre Arbeit aufrechterhalten und 
stärken können. 

Der Verband Entwicklungspolitik 
deutscher Nichtregierungsor-

ganisation VENRO unterstützt seine 
Mitglieder daher dabei, größtmögliche 
Transparenz im Sinne von frei zu-
gänglichen Informationen und einer 
öffentlichen Rechenschaftslegung 
herzustellen. Wie hoch der Stellen-
wert von Transparenz innerhalb des 
Verbandes ist, lässt sich anhand des 
VENRO-Verhaltenskodex zu Trans-
parenz, Organisationsführung und 
Kontrolle erkennen. Dieser wurde 2008 
in einem partizipativen, nicht immer 
einfachen Prozess von mehr als 60 Mit-
gliedsorganisationen (von insgesamt 
118) sowie fast 100 unterschiedlichen 
Expertinnen und Experten erarbeitet 
und benennt Selbstverpflichtungen 
für die Bereiche Organisationsführung 
(Governance), Betriebsführung, Wir-
kungsbeobachtung, Kommunikation 
und Fundraising sowie Bestimmungen 
für die Umsetzung des Kodexes.  

Der VENRO-Verhaltenskodex stellt 
ein einmaliges Dokument innerhalb 
der deutschen NRO-Szene dar und 
ermöglicht es den Mitgliedsorganisati-
onen, den Transparenzanforderungen 
unterschiedlicher Interessengruppen 
angemessen zu begegnen. Während 
der Staat und öffentliche Geldgeber 
von den Nichtregierungsorganisa-
tionen in erster Linie einen hohen 
Grad an Professionalität im Bezug auf 
Rechnungslegung und Evaluierung 
einfordern, richten die Spender der 
einzelnen Mitgliedsorganisationen 

sowie Medien und Öffentlichkeit ihr 
Augenmerk vornehmlich auf das 
Engagement und die Attraktivität 
der NRO-Arbeit. Diesen unterschied-
lichen Auffassungen über den Grad 
und Fokus von Transparenz gilt es für 
den gemeinnützigen Sektor zeitgleich 
Rechnung zu tragen. Gleichwohl 
wird damit mehr als deutlich, dass 
die vom gemeinnützigen Sektor ein-
geforderte Transparenz auch immer 
mit zusätzlicher Arbeitsbelastung 
und Kosten verbunden ist. Gerade 
für ehrenamtliche Mitarbeiter und 
kleinere Mitgliedsorganisationen stellt 
sich an dieser Stelle die Frage nach 
dem Zusatznutzen im Vergleich zum 
Zusatzaufwand, den die geforderte 
Transparenz und Offenlegung zwangs-
läufig mich sich bringt.  

Der Verfasser ist Vorstandsvorsitzen-
der des Verbandes Entwicklungs-

politik deutscher Nichtregierungs-
organisationen e.V. (VENRO) 

und Leiter der Fachgruppe Politik 
und Außenbeziehungen 

der Deutschen Welthunger-
hilfe  e.V. 
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Zur Kulturgeschichte des Spiels
Es wechseln die Zeiten, Spiele überdauern • Von Steffen Bogen und Max J. Kobbert

König Alfons X. von Kastilien und 
Leon (1221-1284), schon zu Lebzei-
ten Alfons der Weise genannt, ließ 
am Ende seines Lebens ein Buch 
über Spiele verfassen. Darin werden 
die Regeln der damals beliebtesten 
Brett- und Würfelspiele zusammen-
gefasst. Das Buch ist in der kurz 
nach seinem Tod fertig gestellten 
Urschrift erhalten, die mit wunder-
baren Miniaturen ausgestattet ist. 

Eine der ersten Miniaturen zeigt 
drei Gelehrte, die vor einen König 

treten. In der Hand halten sie Bücher, 
das traditionelle Attribut des Wissens. 
Die Miniatur gehört zu einer schönen 
Ursprungslegende, die am Anfang 
des Buchs erzählt wird: Ein indischer 
König befragt seine Weisen, wie man 
sich den Lauf der Dinge erklären 
könne, was das mächtigste Prinzip 
auf Erden sei. Der erste Gelehrte 
erklärt die Vernunft zum höchsten 
Prinzip. Entscheidend sei es, sein 
Leben vernünftig zu gestalten. Der 
zweite schätzt das Glück höher. Ge-
gen das Schicksal könne auch der 
Klügste nichts ausrichten. Der Dritte 
erklärt schließlich, entscheidend sei 
eine Mischung aus beidem: es gehe 
darum, mit Vernunft sein Glück zu 
nutzen.

Doch der König ist mit dem Ver-
weis auf Bücher, der traditionellen 

Figuren des Senetspiels, Elfenbein, Ägypten, 18. Dynastie, 1585-1303 v. Chr.						                            Sammlung M. J. Kobbert

ägyptischen Oberschicht erhalten. Zu 
ihnen gehören Spielbretter mit einem 
nach geometrischen Regeln aufge-
bauten Liniennetz und Spielfiguren, 
die meistens zwei verschiedenen 
Parteien zugeordnet sind. Die Spiel-
figuren lassen sich gut greifen und 
haben eine sichere Standfläche, so 
dass sich ihre Konstellation auf dem 
Spielbrett mit gezielten Handgriffen 
verändern lässt. Diese Elemente ste-
hen für eine materielle Welt, die ver-
lässlich bleibt, die wir geschickt ma-
nipulieren können, und die unseren 
Vorhaben und Plänen unterworfen 
werden kann – wenn wir nicht an den 
Plänen unserer Mitspieler scheitern. 
Doch es gibt auch Materialien, die das 
Unvorhersehbare ins Spiel bringen: 
verschiedene Formen von Würfeln, 
die fallen, sich drehen und springen, 
wie sie wollen, ohne dass wir aus 
einem Wurf Rückschlüsse auf den 
nächsten Wurf ziehen könnten. 

Die Brettspiele sind aus Materi-
alien und Kulturtechniken hervor-
gegangen, die für die menschliche 
Planung und Deutung von Zukunft 
stehen. Die Spielbretter treten in 
den vorderasiatischen Hochkulturen 
gleichzeitig mit den ersten Versuchen 
auf, die Wege durch das Diesseits und 
Jenseits in Bildern zu kartieren. Die 
symbolische Darstellung und Pla-
nung der unmittelbaren Lebenswelt 

ging Hand in Hand mit Entwürfen für 
mögliche Welten. Bretter, die die Welt 
bedeuten – diese Symbolik gilt seit 
tausenden von Jahren sowohl für das 
Theater wie für das Brettspiel. 

So verweisen Würfel wie der As-
tragal auf Orakelpraktiken innerhalb 
einer Auffassung vom Universum, 
in der das Weltliche und das Gött-
liche eng miteinander verbunden 
waren. Zufall wurde anders begriffen 
als heute. Es war das, was nach der 
Bestimmung durch die Götter dem 
Menschen zu-fällt. Es war Schicksal 
im wahrsten Sinne des Wortes, das 
von der Gottheit Geschickte, mit dem 
sich auseinanderzusetzen Aufgabe 
des Menschen war. In den Spielstei-
nen manifestiert sich schließlich eine 
kognitive Leistung, die für die Ent-
wicklung des menschlichen Denkens 
ähnlich wichtig war wie die Erfindung 
von Schriftzeichen: Das topologische 
System unseres Körpers und seine 
Beweglichkeit im Raum werden auf 
einen kleinen Ersatzkörper projiziert. 
Wir können die Spielfigur von oben 
betrachten und gezielt auf den Feldern 
des Brettes hin und her bewegen. Wir 
können uns mit den eigenen Steinen 
identifizieren, lernen die Spielsituati-
on aber auch aus der Perspektive des 
Mitspielers verstehen und nehmen 
insgesamt die Position der Götter ein, 
die das Geschehen von oben betrach-
ten und von außen steuern.

Weltreiche sind gekommen und 
vergangen – manche Spielregeln aber 
haben Jahrtausende überdauert. Das 
altägyptische Senet ist im Tab heutiger 
Beduinen erhalten, wahrscheinlich 
war es Vorläufer des römischen 12-
Linienspiels und damit auch des 
heutigen Tricktrack oder Backgam-
mon. Viele Regelelemente finden sich 
in heutigen Brettspielen: Start und 

Ziel, Ereignisfelder, die Zugweite der 
Spielfiguren gemäß der Würfelzahl, 
die Möglichkeit zu schlagen und zu 
blockieren. Das altägyptische Mehen 
war Vorläufer des Gänsespiels, das 
jahrhundertelang in Europa beliebt 
war. Weiqi spielen zu können, gehörte 
im alten China zu den Qualifikati-
onen, um ein hohes Staatsamt ein-
nehmen zu können. In Japan erhielt 
es die Bezeichnung Go, unter der wir 
es heute noch kennen. Das ebenfalls 
mehrere tausend Jahre alte Mancala 
ist ein afrikanisches Strategiespiel, 
das an der Elfenbeinküste noch heute 
dazu dient, einen neuen Häuptling zu 
bestimmen. Schach – seit jeher Inbe-
griff für geistigen Wettstreit – wurde 
vor 1.500 Jahren in Indien erfunden, 
wahrscheinlich entwickelte es sich aus 
einem militärischen Sandkastenspiel 
mit dem vierteiligen indischen Heer. 
Spiele sind Nomaden zwischen den 
Kulturen, die auch kulturverbindend 
gewirkt haben: Die Regeln haben sich 
im Durchgang durch verschiedene 
Sprach- und Kulturräume verändert 
und angereichert. Auch das Spiele-
buch des Alfonso entnimmt viele sei-
ner Spiele und Spielbeschreibungen 
arabischen Quellen. Die Dreiteilung 
der Regelspiele durch Alfons den 
Weisen hat nach wie vor Gültigkeit. 
Es gibt solche, die durch den Einsatz 
von Intelligenz, Aufmerksamkeit, 
Handgeschick oder andere Fähig-
keiten entschieden werden, solche, 
die allein vom Glück bestimmt sind 
und solche, in denen beides eine Rolle 
spielt. Im Laufe der Zeit haben sich die 
Vorlieben für bestimmte Spieltypen 
gewandelt. Das Gänsespiel war jahr-
hundertelang beliebt, aber findet als 
reines Glücksspiel heute nur noch 
wenig Freunde. Glücksspiele haben 
heute nur eine Chance in Verbindung 
mit der Aussicht auf Geldgewinn. 
Gute Spiele zeichnen sich dagegen da-
durch aus, dass das Spiel selbst Freude 
macht und zur Wiederholung reizt.

Spiele in diesem Sinne zu er-
finden, ist eine Kunst für sich. Seit 
gut 30 Jahren hat eine Entwicklung 
eingesetzt, die den bis dahin über-
sichtlichen Bestand an Brett- und 
Kartenspielen sowohl für Kinder 
wie für Erwachsene vervielfacht 
hat. Nirgends werden Jahr für Jahr 
so viele neue Spiele erfunden und 
publiziert wie in Deutschland. Die 
Mitglieder der Spiele-Autoren-Zunft 
(SAZ) haben wesentlichen Anteil dar-
an. „German Games“ sind weltweit 
zum Begriff geworden, auch wenn 
inzwischen viele Spieleautoren aus 
anderen Ländern die Entwicklung 
internationalisiert haben.

Steffen Bogen ist Kunsthistoriker 
und Kulturwissenschaftler an der 
Universität Konstanz sowie Autor 
von Kinder- und Familienspielen; 

Max J. Kobbert ist Wahrnehmungs-
psychologe und Spieleautor 
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Immer noch im Trend: Spiele, ob 
analog oder digital. Was hinter dem 
vergnüglichen Zeitvertreib alles steckt, 
erfahren Sie in folgenden Beiträgen. 
Den Anfang machen Steffen Bogen 
und Max J. Kobbert, die über die 
historischen Hintergründe von Spie-
len informieren. Oder wissen Sie 
etwa, wie die Regeln des Senetspiels 
lauten? Mehr über patente Ideen 
von Spieleautoren erfahren Sie in 
dem Artikel von Stefan Risthaus. 
Er erläutert die Schwierigkeiten des 
Schutzes von Urheberrechten der 
Spieleautoren. Ulrich Blum und An-
drea Meyer zeichnen den Weg des 

Spiels auf den Ladentisch nach und 
Martin Ebel schildert zusammen mit 
Andrea Meyer die Charakteristika 
des Berufs Spieleautor. Wie wichtig 
Spiele für Lernen und Bildung sind, 
veranschaulicht Sigrid Hülsmann. 
Tipps zum richtigen Umgang mit 
dem spielenden Kind inklusive. Den 
Abschluss dieses Schwerpunktes 
macht ein Beitrag von Thomas Bremer 
über das gameslab Berlin. Lesen Sie, 
wie viel Hightech in der Erforschung 
und Konzipierung von elektronischen 
Spielen steckt.

Die Redaktion  

Begründung von Wissen, nicht zu-
frieden. Er räumt den Gelehrten eine 
Frist ein, um ihre Aussagen besser zu 
begründen. Bei der zweiten Audienz 
hat sich das Bild verändert. Jeder der 
Weisen hält ein Spiel in der Hand, das 
er inzwischen erfunden hat. Der erste 
Gelehrte, der für den Verstand plädiert 
hat, legt dem König das Schachspiel 
vor. Der Zweite, der Schicksal und 
Glück an die erste Stelle gesetzt hat, 
bringt ein Würfelspiel mit. Der Dritte, 
der Glück und Vernunft verbindet, hat 
Tricktrack erfunden. Die Geschichte 
endet, ohne eine klare Hierarchie 
zwischen den Gelehrten und ihren 
Spielen herzustellen.

Diese Ursprungslegende ist be-
merkenswert: Sie führt bereits im 13. 
Jahrhundert die Figur eines Autors 
ein, der sein Verständnis der Welt 
nicht nur mit dem Schreiben von 
Büchern, sondern mit dem Erfinden 
von Spielen zu begründen weiß. Auf 
dem Brett werden die Mächte, die 
die Welt bestimmen, wie auf einer 
kleinen Bühne verdichtet. Sie wer-
den nicht nur abstrakt beschrieben, 
sondern heraufbeschworen. Mit der 
Legende wird ein erstaunliches Wis-
sen über die Herkunft der Brettspiele 
erzählerisch überformt. Die Materi-
alien der ersten Brettspiele sind über 
5.000 Jahre alt und haben sich als 
Grabbeigaben der Pharaonen und der 

Astragal (Fußwurzelknochen eines Rindes als Würfel), Türkei, 400 v. - 400 n. Chr.		             Sammlung M. J. Kobbert
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Spiele-Autoren-Zunft e.V. (SAZ)
Die Gründung der Spiele-Autoren-Zunft 
erfolgte im Jahr 1991. Die Aufgabe der 
SAZ ist es, die Rechte und Interessen 
von derzeit 420 Spieleautoren aus 
dem In- und Ausland zu vertreten. Be-
sonderes Anliegen der SAZ ist die Ver-
besserung des Urheberrechtsschutzes 
für Spiele und die faire Bedingungen 
in der Verwertung dieser Werke. Des 
Weiteren ist sie erster Ansprechpartner 
für Nachwuchsautoren und fördert 

Fortbildungen. Auf der Homepage 
der „Zunft“ finden Interessierte unter 
„Spieleautoren im Blickpunkt“ eine 
Analyse des Umgangs der Spielverlage 
mit ihren Autoren. 
Die SAZ ist Mitglied im Rat für Soziokul-
tur und kulturelle Bildung und vertritt 
den Rat im Fachausschuss Urheber-
recht des Deutschen Kulturrates. 
Weitere Informationen unter
www.spieleautorenzunft.de

gesellschaftsspiele

SAZ-Ausstellung  
„Wie entsteht ein Spiel?“

„Diego Drachenzahn“, Kinderspiel des Jahres 2010						                                                         © Spiel des Jahres e.V./ Sonja Assmann

Das ist doch genauso wie…
Spiele als Stiefkinder des Urheberrechts • Von Stefan Risthaus

In Deutschland – dem Mekka des 
Spiels mit Karten, Würfel und Brett 
– werden allein zur weltweit größten 
Publikumsmesse für Spiele in Essen 
jährlich mehr als 300 neue Spiele 
dem Publikum vorgestellt. Hinzu 
kommt die Nürnberger Spielwa-
renmesse mit einer ähnlich hohen 
Zahl an Neuerscheinungen. Alles 
wird umgehend analysiert und in 
Internet-Foren und Fachzeitschriften 
auf Ähnlichkeiten mit bekannten 
Spielabläufen und -mechanismen 
verglichen.

Nichtspieler sehen überall Paral-
lelen zu Monopoly, Risiko oder 

Siedler. Sie zweifeln deshalb schnell 
an der Neuheit des einzelnen Spiels. 
Manche Richter gehen sogar soweit, 
Spielen den rechtlichen Schutz zu 
versagen, weil diese doch alle gleich 
und altbekannt seien. Die Spielregel 
sei als Gebrauchsanweisung für das 
Material nicht ihrem Inhalt nach 
geschützt, sondern allenfalls in ihrer 
Gestaltung.

Wenn Urheberrecht so oberfläch-
lich wäre, könnte man dieses auch 
gleich abschaffen. Denn nach meh-
reren hundert Jahren gäbe es dann 
auch keine neue Literatur mehr. Alles 
ist schon einmal da gewesen: Romeo 
und Julia, Gilgamesch und wie die 
ganzen Liebes- und Helden-Epen mit 
ihren Intrigen und Nebenhandlungen 
heißen mögen. Alles andere ist doch 
nur eine Variante des Altbekannten.

Doch so oberflächlich sind Kultur 
und Urheberrecht zum Glück nicht zu 
erfassen. Was urheberrechtlich neu 
und schützenswert ist und was als 
Kunst gelten kann, ist aus der Sicht 
der Nutzer des geschaffenen Werks 
zu bestimmen. Wie der Literatur-Ken-
ner in jedem neuen Roman eigene 
schöpferische Züge des Autors er-
kennt, ist der Spieler in der Lage, aus 
einem Spiel die charakteristischen 
Spielabläufe abzulesen und diese zu 
würdigen.

Verfolgt man die Entwicklung 
eines Spiels, ergeben sich erstaunli-
che Parallelen zwischen der Tätigkeit 
eines Spieleautors und der eines 
Buchautors. Wie der Romanschreiber 
erst ein Gerüst für seine Handlung 
entwirft und dann die einzelnen 
Szenen und Dialoge immer mehr 
verfeinert, muss der Spieleautor den 
groben Spielablauf erstellen und dann 
immer mehr Detailregeln erarbeiten, 
bevor das Spiel fertig ist. Die Aus-
wahl der unendlichen Möglichkeiten 
bedeutet einen kreativen, schöpfe-
rischen Prozess. Sollen ein, zwei oder 
gar vier Würfel verwendet werden? 
Darf man in bestimmten Situationen 
noch einmal würfeln? Muss ich Wür-
felergebnisse einzeln verwenden oder 
darf ich Summen bilden?

Hier lässt sich erkennen, dass 
eine Spielregel bei der Entwicklung 
eines Spiels ebenso am Anfang des 
Prozesses steht wie das Exposé bei 
einem Film oder Drehbuch. Die wei-
tere Ausgestaltung der Grafik und des 
Spielmaterials dient der Umsetzung 
der Abläufe, wie sie die Spielregel vor-
gibt. Das Ergebnis der schöpferischen 
Tätigkeit des Spieleautors ist also die 
Grundlage für das Material. Das zeigt, 
wie absurd die Theorie ist, die Spielre-

gel sei nur die Gebrauchsanweisung 
für das Material. Niemand kann eine 
Spielregel allein aus dem Material 
ableiten, wie Untersuchungen antiker 
Spielmaterialien und häufige Anfra-
gen an die Verlage zur Übersendung 
verloren gegangener Regeln zeigen.

Wie die im Exposé verkörperte 
und grafisch noch nicht aufbereitete 
Story bereits urheberrechtlichen 
Schutz genießt, muss auch die Spiel-
regel unabhängig von der grafischen 
Umsetzung durch den Verlag als 
urheberrechtlich geschützt ange-
sehen werden. Denn das Urheber-
recht soll die kreativen Köpfe ohne 
Ansehen der Werkgattung schützen. 
Mehr und mehr werden auch in 
der juristischen Fachliteratur klare 
Bekenntnisse zu einem Schutz von 
Spielen auf urheberrechtlicher Basis 
feststellbar.

Dies entspricht der hergebrachten 
Rechtsprechung, die Spielregeln 
grundsätzlich die Urheberrechts-
fähigkeit ohne weiteres zuerkannt 
hat und wie bei jedem anderen Werk 
der Sprache auch materiell geprüft 
hat, ob das einzelne Schriftstück 
für sich genommen Ergebnis eines 
geistig-schöpferischen Vorgangs ist 
oder lediglich – in seiner Gattung 
– Handwerk.

Wie bereits erwähnt, ist die Frage 
der Neuheit und letztlich des urhe-
berrechtlichen Schutzes aus der Sicht 

der Fachkreise zu bestimmen. Es ist 
allgemein üblich und ausnahmslose 
Praxis, dass Spieleautoren mit den 
Verlagen einen Lizenzvertrag über 
die Nutzung des Spiels abschließen. 
In der Regel wird der Spieleautor 
mit einem prozentualen Anteil an 
den Verkaufserlösen beteiligt. In der 
ganzen Branche ist es eine weitge-
hende Selbstverständlichkeit, dass 
man kein Spiel eines anderen Verlags 
oder Autors übernimmt und die glei-
chen Spielabläufe mit einer neuen 
Grafik selbst auf den Markt bringt. 
Agenturen und Veranstalter von Pro-
totypen-Wettbewerben sichern Ein-
sendern zu, dass deren Urheberrechte 
bei ihnen verbleiben. Das Recht am 
jeweiligen Spielmechanismus, wie 
er vom Autor entwickelt worden ist, 
wird also respektiert und anerkannt. 
Die Fachkreise nehmen also das Ur-
heberrecht wie selbstverständlich zur 
Grundlage ihres Handelns.

Es ist da schon sehr befremdlich, 
wenn Personen, denen die gesamte 
Branche fremd ist und deren Horizont 
tatsächlich nicht über Kniffel und 
Mensch-ärgere-Dich-nicht hinaus 
geht, der Meinung sind, die gestalte-
rische Kraft in Frage zu stellen, die zu 
einem guten Spiel erforderlich ist.

Hier gibt es noch viel zu tun, damit 
unqualifizierte Stellungnahmen wie 
die aus dem Bundesjustizministerium 
der 1970er Jahre endlich der Vergan-
genheit angehören, in der Spielen 
rundherum jeder Urheberrechts-
schutz abgesprochen worden ist, weil 
eine Idee nicht schützbar sei.

Es trifft zwar zu, dass eine ab
strakte Idee nicht geschützt werden 
kann. Eine Spielregel ist aber keine 
abstrakte Idee, sondern eine Festle-
gung eines konkreten, bis ins einzelne 
geregelten Spielablaufs. Wie bei den 
Romanen um Harry Potter nicht die 
abstrakte Idee eines jungen Zauberer-
Lehrlings oder die Idee des Kampfes 
von Gut gegen Böse unter Schutz 
stehen kann, sondern die konkrete 
Story, steht auch beim fertigen Spiel 

nicht der abstrakte Gedanke eines 
irgendwie ablaufenden Würfel-Lauf-
Spiels unter Schutz, sondern eben die 
konkretisierten Mechanismen mit 
Detailregeln zur Zugreihenfolge und 
-weite je nach Ereignis.

Zu dem Missverständnis, ein Spiel 
sei nur eine Idee, hat wohl auch die 
frühere Terminologie in der Spiele-
Branche beigetragen. Autorennen-
nungen erfolgten bisweilen als „Spie-
lidee: XX“. Die Spiele-Autoren-Zunft 
e.V. (SAZ) konnte in der jüngeren 
Vergangenheit erreichen, dass in der 
Branche der Begriff der „Spielidee“ 
für ein fertiges Spiel oder einen fer-
tigen Prototyp weitestgehend nicht 
mehr verwendet wird.

Die Anerkennung der Spiele als 
Kulturgut durch die Aufnahme der 
Spiele-Autoren-Zunft in den Deut-
schen Kulturrat ist ein erster guter 
Schritt auf dem Weg, Nichtspielern 
die Bedeutung dieses uralten Kultur-
guts deutlich zu machen und mit dem 
Klischee aufzuräumen, dass Spiele 
nur Kinderkram sein sollen und 

damit keinen Urheberrechtsschutz 
genießen könnten.

Wünschenswert wäre es sicher, 
wenn Spiele wie einige andere Werke 
ausdrücklich im Urheberrechtsgesetz 
als geschützte Werke aufgezählt wür-
den, wie dies beispielsweise bei Com-
puterprogrammen oder Lichtbildern 
der Fall ist. Dies wäre ein eindeutiges 
Signal vom Gesetzgeber. Erforderlich 
ist dies aber nicht, weil auch andere 
Formen von Werken nicht ausdrück-
lich aufgeführt sind und niemand 
Zweifel an deren Urheberrechtsfähig-
keit hat, obwohl Außenstehende in 
den Werken vielleicht nur Banalitäten 
sehen, die sie auch jederzeit selbst 
genauso gut machen könnten. Dazu 
zählen beispielsweise Kolumnen und 
Berichte in Tageszeitungen, Landkar-
tenausschnitte oder Schnappschüsse 
aus dem Urlaub.

Der Verfasser ist Fachanwalt für 
gewerblichen Rechtsschutz sowie 
stellvertretender Vorsitzender der 

Spiele-Autoren-Zunft 

Die Ausstellung wird erstmals vom 
21. bis 24. Oktober 2010 im Rahmen 
der Kulturhauptstadt „RUHR. 2010“ 
auf den Internationalen Spieletagen 
in den Grugahallen der Messe Essen 
gezeigt. Anschließend ist sie von Ver-
anstaltern, Museen, Büchereien etc. 
bei der SAZ ausleihbar.

Kleine Literaturliste zum Spiel: 
Kulturgut Spiel, Max J. Kobbert, 

Daedalus Verlag, 2010
Spiele der Menschheit. 5000 Jahre 

Kulturgeschichte der Gesellschafts-
spiele, Ulrich Schädler, Primus Verlag, 
2008

·

·

Alfons X. „der Weise": Das Buch der 
Spiele, übersetzt und kommentiert von 
Ulrich Schädler und Ricardo Calvo, 
LIT-Verlag, 2009

Das Spiele-Buch, Erwin Glonegger, 
Ravensburger Buchverlag, 2009

Das Spiel verstehen: Eine Einführung 
in Theorie und Bedeutung, Jürgen 
Fritz, Juventa Verlag, 2004

Der spielende Mensch, Hugo Rahner, 
Johannes Verlag Einsiedeln, 1990

Homo Ludens, Johan Huizinga, ro-
roro, 2004

Über die ästhetische Erziehung des 
Menschen, Friedrich Schiller, Reclam, 
2000

·

·

·

·

·

·
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Der Weg des Spiels auf den Spieltisch
Das Spiel auf dem Weg zum Spieler • Von Ulrich Blum und Andrea Meyer

Ausprobieren erwünscht: Messen, wie hier die Internationale Spielemesse Essen, sind optimale Vertriebswege für Spiele 
© Friedhelm Merz Verlag

Spiele werden von Spieleautorinnen 
und -autoren erdacht und entwickelt, 
von Redaktionen weiterbearbeitet, 
von Verlagen veröffentlicht. Soweit, 
so klar. Doch wie kommt das Spiel 
vom Verlag auf den Spieltisch?

Sommer in Berlin. Gerade ist die 
letzte Druckvorlage für die Dose 

von Hossa, einem Spiel, bei dem es 
Punkte fürs Singen und Mitsingen 
gibt, per E-Mail auf die Reise zum 
Spieleproduzenten in Bayern ge-
gangen. Das Musterexemplar hatte 
leider noch ein paar Fehler, die in 
der pdf-Datei nicht erkennbar waren 
und nun hoffentlich ausgebügelt 
sind. Bald werden die Vorlagen für 
die Spielkarten und die Anleitung 
hinterher geschickt. Dann wird das 
Spiel 3000-mal produziert, so dass 
es pünktlich zum ersten Besuchertag 
der Messe Spiel ́ 10 im Oktober in Es-
sen am Stand von Bewitched Spiele, 
einem Berliner Kleinverlag, über den 
Tresen gehen kann.

Diese Messe ist für kleine Verlage 
die Gelegenheit, neue Spiele vorzu-
stellen und direkt zu verkaufen. Denn 
anders als bei der Spielwarenmesse 
in Nürnberg, die Fachbesuchern vor-
behalten ist, sind die Türen in Essen 
auch für Otto-Normalspieler geöffnet. 
Um die 150.000 Besucherinnen und 
Besucher zählt die Messe jedes Jahr, 
und viele nutzen die Gelegenheit, zu 
speziellen Messepreisen einzukaufen. 
Doch sobald ein Verlag einmal über 
ein Produktionsvolumen von ein paar 
hundert Stück hinaus gewachsen ist, 
kann er seine Auflage nicht mehr 
komplett in Essen verkaufen. Wie also 
erreichen seine Spiele diejenigen, die 
nicht auf die Messe kommen?

Eine Möglichkeit für kleinere Ver-
lage, ihre Spiele an den Mann und die 
Frau zu bringen, ist der Direktverkauf 
im Internet per Online-Shopsystem. 
Dabei kommt jeder Verlagsinhaber 
irgendwann zu der Frage, ob man 
wirklich jeden zweiten Abend Pakete 
schnüren will, anstatt Spiele zu ent-
wickeln. Andererseits ist die Gewinn-
spanne hier natürlich am größten, da 
der volle empfohlene Verkaufspreis 
verlangen werden kann. So bleibt die 
gesamte Marge direkt beim Verlag. 
Viele Verlage haben direkte Kontakte 
zu Spielwarenhändlern, seien es sol-
che mit Ladengeschäft – deren Zahl 
leider abnimmt – oder solche, die 
über Onlineshops Spiele verkaufen. 
Sie bestellen direkt beim Verlag und 
kaufen zum sogenannten Händler-
nettopreis, der in der Regel etwa beim 
halben empfohlenen Verkaufspreis 
liegt. Wer nun denkt, dass ein Verlag 
palettenweise Spiele direkt an die 
Händler abgeben kann, der irrt. Der 
Spielemarkt ist heiß umkämpft, in dem 
jedes Spiel um Aufmerksamkeit buhlt. 
Die Zahl der Veröffentlichungen ist in 
den letzten Jahren stetig angestiegen 
und zwar tendenziell schneller, als 
neue Käuferschichten erschlossen 
wurden. Dieser harte Wettbewerb 
führt dazu, dass Händler oft nicht 
willens sind, auch nur eine komplette 
Verpackungseinheit abzunehmen. 
Diese enthält je nach Größe des Spiels 
meist 6 bis 12 Stück. Sie kaufen nahezu 
ausschließlich beim Großhändler, 
der ihnen oft unabhängig von Verpa-
ckungseinheiten individuelle Pakete 
mit Spielen verschiedenster Verlage 
schnürt. Der Verlag verkauft deshalb 
auch an den Großhändler, der natür-
lich einen Rabatt auf den Händlernet-
topreis verlangt, um seinerseits einen 
Schnitt zu machen.

Der Großhandel schmälert aber 
nicht nur den Gewinn der Verlage, 
für viele, besonders für die ganz 
kleinen Ein-Personen-Verlage, ist er 
die einzige Möglichkeit, überhaupt 
nennenswert wahrgenommen zu 
werden. Insbesondere ermöglicht er 
es dem Verlag, Auflagen von wenigen 
Tausend Stück abzusetzen. Die Erhö-

hung der Stückzahl von z.B. 500 auf 
2.000 schlägt sich natürlich äußerst 
positiv im Produktionspreis des ein-
zelnen Spiels nieder. 

Das Problem des Verlags besteht 
jetzt aber darin, vom Großhandel 
gelistet zu werden. Hier helfen entwe-
der gute Kontakte oder ein überzeu-
gendes Produkt. Am besten natürlich 
beides. Insgesamt entwickelt sich 
dieser Bereich aber sehr erfreulich. 
Gleich mehrere Firmen haben es sich 
in den letzten Jahren zur Aufgabe 
gemacht, als Vertrieb von kleinen 
und sehr kleinen Spieleverlagen 
aufzutreten.

Ebenfalls zunehmend ist die 
Tendenz, Spiele für andere Märkte 
an andere Verlage zu lizenzieren. 
Dies geschieht besonders bei etwas 
etablierteren mittelgroßen Verlagen. 
Diese suchen für jedes ihrer Spiele 
nach internationalen Kooperations-
partnern, die eine fixe, sprachange-
passte Menge der Erstauflage, welche 
zentral in Deutschland produziert 
wird, abnehmen. Die Vorteile liegen 
auf der Hand. Durch eine sofortige in-
ternationale Verbreitung lassen sich 
durchaus auch mal Startauflagen von 
10.000 Stück realisieren, was in dieser 
Branche schon eine sehr ordentliche 
Menge ist. Gleichzeitig werden die 
Produktionskosten massiv reduziert. 
Zudem kann für den Vertrieb auf lokal 
ansässiges Know-how zurückgegrif-
fen werden. 

Was machen nun aber die groß-
en Verlage wie Ravensburger oder 
Kosmos, bei denen 10.000 Stück eher 
das Minimum einer Produktion dar-
stellen? Wie können diese so große 
Stückzahlen verkaufen? Der größte 
Unterschied zu kleineren Verlagen 
ist ihre Präsenz in Warenhäusern 
und großen Supermärkten. Ganz 
wie bei den in Mode gekommenen 
Shop-in-Shop-Läden, die inzwischen 
reihenweise in Warenhäusern zu 
finden sind, werden bei Karstadt & 
Co. Regalmeter für Spiele verkauft. 
Nur Verlage, die ein entsprechend 
breites Sortiment aufweisen können, 
können die damit verbundenen An-
forderungen erfüllen. Darüber hinaus 
übersteigen die Rabattforderungen 
häufig noch jene von Großhändlern, 
sodass ein Verkauf in Kaufhäusern 

nur in Frage kommt, wenn große 
Auflagen mit günstigen Stückpreisen 
produziert werden. Dafür kaufen 
Warenhausbetreiber dann tatsäch-
lich gleich palettenweise Spiele ein 
und verteilen sie über ihr eigenes 
Filialnetz.

Ebenfalls nicht zu unterschätzen 
sind Absatzquellen jenseits des Fach-
handels, z.B. die kleine Spielwaren
ecke in einem normalen Supermarkt, 
Spiele im Buchhandel oder die Rei-
sespiele an der Tankstelle. Auch hier 
funktioniert alles über fix verkaufte 
Regalmeter und zentrale Lieferanten 
mit breitem Sortiment. Diese Fak-
toren erklären dann auch, wieso ein 
Spiel wie Hossa kaum Chancen hat, in 
einem Warenhaus im Regal zu stehen, 
selbst wenn der zuständige Einkaufs-
leiter von dem Spiel überzeugt wäre. 

Die meisten Spiele kommen übri-
gens ohne Fernsehwerbung aus, auch 
wenn es eine kollektive Erinnerung 
an den Jungen mit dem Gong gibt, 

der in den 1970ern und 1980ern für 
MB-Spiele warb. Wie aber erfahren 
potenzielle Käufer von Spielen, wenn 
nicht aus dem Fernsehen? 

Rezensionen in Tageszeitungen, 
die lange Zeit eine der Hauptinforma-
tionsquellen waren, werden leider im-
mer seltener. Die Akzeptanz von Spie-
len als Kulturgut hat die Gesellschaft 
und die meisten Redaktionen noch 
nicht wirklich erreicht. Hier positive 
Beispiele herauszustellen, hat sich 
der ALEX-Medienpreis der Spiele-
Autoren-Zunft (SAZ) alljährlich zum 
Ziel gesetzt. Eine zentrale Rolle spielt 
die Mund-zu-Mund-Propaganda, die 
mit den neuen sozialen Netzwerken 
digitalisiert wurde und damit inzwi-
schen weltweit funktioniert. Unter 
www.boardgamegeek.com und www.
spielbox.de finden sich unzählige 
Statements, Einschätzungen, Fragen 
zu Spielen. Für den Kreis der infor-
mierten Spieler entscheidet sich hier 
zu einem nicht unerheblichen Teil, 

welche Spiele erfolgreich sind und 
was morgen schon wieder vergessen 
ist. Im Fachhandel kann man davon 
ausgehen, dass das Personal zu eben 
dieser informierten Gruppe gehört 
und eine entsprechend qualifizierte 
Beratung leisten kann. In Kaufhäu-
sern und Ketten wird das Personal 
von Verlagen und Vertrieb gezielt mit 
Informationen versorgt. In jedem 
Fall wird ein Spiel wesentlich besser 
verkauft, wenn das Verkaufspersonal 
es auch kennt.

Wie auch immer ein Spiel nun den 
Weg zum Kunden gefunden hat, das 
Wichtigste ist, dass er Spaß daran hat. 
Nicht nur, weil das für ihn persönlich 
ein Gewinn ist. Wer Spaß an einem 
Spiel hat, kauft sich auch gern noch 
ein anderes, oder zwei, oder drei ...

Ulrich Blum ist Schauspieler sowie 
Spieleautor und Andrea Meyer ist 

Spieleautorin und -verlegerin sowie 
Gesellschafterin der Fachtagung 

Spieleautoren GbR 

Vom Spieleabend zur Spieleentwicklung 
Spieleautoren: Hauptberuf oder Nebenerwerb? • Von Martin Ebel und Andrea Meyer

Weiter auf Seite 9

Jeder kennt ihn, mancher fürchtet 
ihn: Den Spieleabend im Freun-
deskreis. Sind die Frauen in der 
Überzahl, wird häufig Tabu gespielt, 
vielleicht auch das neue Spiel des 
Jahres, Dixit, oder andere kommu-
nikative Spiele. Sind nur Männer 
Anfang 20 präsent, dauern die 
Spiele niemals unter drei Stunden 
und Gespräche jenseits des Spiel-
geschehens werden mit Ausschluss 
aus der Runde bestraft wird. Und 
natürlich wollen Männer jedes Re-
geldetail genau wissen, während die 
Frauen schon bei der grundlegenden 
Erklärung quatschen. Mindestens 
einer kann nicht gut verlieren, und 
das Pärchen da drüben spielt sowie-
so immer nur füreinander. Kurzum: 
Für viele steht der Spieleabend ganz 
unten auf der Liste der Freizeitver-
gnügen. 

Doch oft ist alles ganz anders: 
Da treffen sich Erwachsene, 

die gerne spielen, und genießen es, 
gemeinsam vier oder fünf Stunden 
lang diverse unterschiedliche Spiele 
zu spielen. Mindestens einer hat 
vorher die Regeln gelesen und ver-
standen und bringt den anderen das 
Spiel nahe. Und am Ende ist man 
fast traurig, dass der Abend vorbei 
ist, aber zum Glück trifft man sich 

schon nächste Woche wieder. www.
spielbox.de verzeichnet allein in 
Berlin über 150 Spieleclubs und Per-
sonen, die regelmäßig Spieleabende 
veranstalten. 

Doch Spielen findet auch in der 
Öffentlichkeit statt, zum Beispiel 
bei den Bremer Spieletagen, die die 
Volkshochschule ausrichtet, oder bei 
den vielerorts etablierten vorweih-
nachtlichen Spielepräsentationen, 
wo man ausprobieren kann, was man 
vielleicht verschenken möchte. An-
derswo schaffen Bibliotheken Spiele 
an, Spieliotheken wie z.B. in Marl 
bieten eine breite Auswahl an Spielen 
zum Verleih, in Nürnberg finanzie-
ren Stadt und Messe das Deutsche 
Spielearchiv, das von Bernward Thole 
und seinem Team aufgebaut wurde. 
Spielerische Themenwochen finden 
statt, so z.B. in Kassel zum Thema 
„Spiel und Alter“, in Herne betreibt 
die Stadt ein Spielezentrum, und im 
Rahmen von „Köln spielt“ wird auch 
schon mal im Zoo das Spielbrett 
ausgepackt.

Last but not least gibt es verschie-
dene Institutionen, die das Spielen 
fördern, die Jury Spiel des Jahres, 
die Fachgruppe Spiel als Zusam-
menschluss der Verlage, der Merz-
Verlag mit seinen Internationalen 
Spieltagen in Essen und dem Deut-

schen Spielepreis, die Europäische 
Spielesammlergilde und natürlich 
die Spiele-Autoren-Zunft (SAZ). Dazu 
kommen oft frühzeitig ausgebuchte 
Spielereisen. Ein Wochenende oder 
eine Woche lang bevölkern 100 oder 
150 Spielebegeisterte ein Hotel oder 
eine Jugendherberge und spielen 
rund um die Uhr. Was aber ist am 
Spielen besonders, dass Menschen 
dafür Urlaube „opfern“ und offen-
sichtlich viel Spaß haben? 

Jede und jeder von uns hat mal 
gespielt – im freien Spiel als Klein-
kind, später auch im Regelspiel, 
beim Mensch-Ärgere-Dich-Nicht, 
Malefiz und Monopoly. Und doch 
haben viele nach der Pubertät aufge-
hört zu spielen. Dabei können Spiele 
viel mehr, als „nur“ beim Erlernen 
gesellschaftlicher Regeln zu helfen. 
Sie bieten einen geschützten Raum, 
um sich auch in ungewohnten Rol-
len auszuprobieren – wer rettet z.B. 
im täglichen Leben Prinzessinnen, 
entwickelt das Nildelta oder tötet 
Werwölfe? Im Spiel werden Sozial-
kompetenz, verbale und nonverbale 
Kommunikation und Einfühlungs-
vermögen erlernt und verbessert 
– alles Qualifikationen, die im täg-
lichen Miteinander hilfreich sind. 
Wer spielt, bekommt einen besseren 
Blick für gruppendynamische Pro-

zesse und versteht, warum andere 
Menschen andere Interessen ha-
ben als man selbst. Sich bewusst 
eine Auszeit von der realen Welt 
zu nehmen; sich an gemeinsam 
akzeptierten Regeln halten, das will 
erlernt werden. Und auch nach dem 
Spiel wieder gelassen mit Sieg oder 
Niederlage umgehen zu können und 
letztlich die Zeit des gemeinsamen 
Spiels als das Ergebnis anzusehen, ist 
ein Lernprozess, der selbst einigen 
Erwachsenen immer noch schwer 
fällt. Wirklich „Spielen“ können ist 
eine Kunst. Und: Nur wer spielt, kann 
auch Spiele entwickeln.

„Wie wird man eigentlich Spie
leautor?“ In fast jedem Gespräch ums 
Spielen wird uns diese Frage früher 
oder später gestellt. Dass auch Spiele 
von Autoren entwickelt werden, 
ist für die meisten Menschen eine 
Überraschung. Wie also wird man 
Spieleautor? Viel spielen hilft auf 
jeden Fall. Wer viel spielt, erfährt viel 
über Spiele, über Spieleentwicklung, 
über Dilemmata und über Spiel-
regeln. Und er lernt Mechanismen 
kennen, gängige Themen ebenso wie 
besondere Kniffe beim Balancieren 
des Spiels oder bei Wertungen.
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Aber wie wird man denn nun …? Es 
gibt bis heute keinen einheitlichen 
Ausbildungsgang zum Spieleautor. 
Schauen wir uns in den Reihen der 
Verdächtigen um, so entdecken wir 
viele Menschen mit pädagogischem, 
mathematischem und juristischem 
Hintergrund. Aber auch Geografinnen 
und Sozialarbeiter haben berufsmä-
ßig Zugang zu Spielen. Spieleautoren 
sind in der Lage, im Raum „schwe-
bende“ Ideen zu entdecken, zu grei-
fen und zu bearbeiten. Wolfgang 
Kramer, ein deutscher Erfolgsautor, 
sagt dazu: „5% sind Inspiration und 
95% Handwerk“. 

Spieleautor wird man, indem man 
Spiele entwickelt und vorzeigt. Dem 
Ausprobieren mit verschiedensten 
Spielergruppen folgt die Überarbei-
tung, das erneute Testen, bis schließ-
lich ein fertiger Prototyp vor einem 
liegt. Kommt der bei verschiedenen 
Spielern gut an, kümmert man sich 
um die Veröffentlichung. Manche 
gründen dazu Eigenverlage. Andere 
bieten ihre Spiele etablierten Verlagen 
an, bei Spieleautorentreffen, später 
dann auch im direkten Kontakt mit 
den Redaktionen. Und sie besuchen 
Seminare für Spieleautoren, die 
Deutsche Spieleautorentagung oder 
kontaktieren die Spiele-Autoren-
Zunft (SAZ). 

Und sie spielen, zum Spaß, aber 
auch, um die Werke anderer Auto-
rinnen und Autoren zu analysieren 
und – wenn sie ansprechend sind 
– zu zitieren. Dabei geht es nicht 
um das gefürchtete Abkupfern, der 
größten Angst des Neulings, der 
als erstes – vergeblich – versucht, 
seine Idee zu patentieren. Sondern 
darum, verantwortungsbewusst mit 
Werken anderer umzugehen und ggf. 
eigene Quellen zu benennen. Erfah-
rungsgemäß fliegt ohnehin auf, wer 
Konzepte anderer ungefragt über-
nimmt. Und hat anschließend große 
Schwierigkeiten, in der recht kleinen 
Spielebranche noch einen Fuß an den 
Boden zu bekommen.

Kann man mit der Entwicklung 
von Spielen reich werden? Ja und 
nein. Während der Autor oder die 
Autorin des jährlich gekürten Spiels 
des Jahres und des Kinderspiels des 
Jahres durchaus mit hohen Einnah-
men rechnen darf, freuen sich viele 
Autoren schon, wenn ihr Spiel über 
die Startauflage von 3.000 Spielen 
hinaus erneut gedruckt wird. Und 
wenn dieses Spiel für 20 € im Laden zu 
kaufen ist, bekommt der Autor davon 
pro verkauftem Exemplar in der Regel 
zwischen 0,30 und 0,70 €, also deut-
lich weniger als ein Buchautor. 

Dennoch gibt es sie, die haupt-
beruflichen Spieleautoren. Und zwar 
häufiger, als die meisten ahnen. Ne-
ben den üblichen Verdächtigen, Klaus 
Teuber („Die Siedler von Catan“), 
Wolfgang Kramer und Reiner Knizia 
gibt es insbesondere in der Genera-
tion der 30- bis 40-Jährigen einige 
Spieleautoren, die hauptberuflich von 
ihrer Kreativität leben. Sie finanzieren 
sich über eigene Verlage oder darü-
ber, gleichzeitig viele Lizenzverträge 
zu haben. Und dann gibt es noch jene 
„im Schatten“, die Werbespiele kon-
zipieren und Spielkonzepte nicht nur 
für Schachtelspiele verkaufen. Zahlen 
dazu, wie viele haupt- und nebenbe-
rufliche Spieleautoren es gibt, sind 
nicht bekannt, aus unserer Sicht ist 
dies ein lohnenden Forschungsfeld. 
Sicher ist: Die Professionalisierung 
bei den Spieleautoren schreitet voran. 
Das ist gut – für die Spiele, aber auch 
für die Kreativität und die Interaktion 
in unserer Kultur. 

Martin Ebel ist Sozialarbeiter, Super-
visor in der Jugend- und Altenarbeit, 

Spieleautor; Spielesammler 
und -animateur. 

Andrea Meyer ist Spieleautorin und  
-verlegerin sowie Gesellschafterin 

der Fachtagung Spieleautoren 
GbR 

Fortsetzung von Seite 8 Bedeutung des Spiels für Lernen und Bildung
Die moralische Entwicklung des Kindes • Von Sigrid Hülsmann

In der Entwicklungsgeschichte der 
Arten nimmt mit der Lernkapazität 
auch das Spielverhalten zu; Men-
schen und Tiere spielen in dem 
Lebensabschnitt am meisten, in 
dem sie die größten Lernfortschritte 
zeigen. Spielen und Lernen stehen 
also Zweifellos in einem korrelativen 
Zusammenhang.  

Spielen und Lernen gehören un-
auflöslich zusammen. Kinder 

lernen ab der Geburt intensiv. Durch 
das Spiel werden Fähigkeiten und 
Fertigkeiten in allen Entwicklungsbe-
reichen des Kindes gefördert bzw. erst 
ermöglicht. Eine Entwicklung von 
Motorik, Sprache, Gedächtnis, Fan-
tasie, Motivation, Selbstvertrauen, 
Kooperation, etc. wäre ohne das Spiel 
nicht denkbar. Lernen ist ein Prozess, 
den jeder aktiv gestalten muss, damit 
dann das Gelernte als Bildungsgut 
im Alltag von Beruf, Familie und 
sozialem Leben in der Gesellschaft 
zur Verfügung stehen kann. Bildung 
meint, dass jeder Mensch mit seinen 
individuellen Fähigkeiten, Fertig-
keiten und Wissen sich in der Welt 
und in seinem sozialen Kontext, in 
dem er lebt, zurechtfindet, und ein 
selbstständiges und selbsttätiges 
Leben führen kann. Die Informati-
onsaufnahme im Lernprozess sollte 
stets möglichst viele verschiedene 
Wahrnehmungskanäle (sehen, hören, 
fühlen, handeln, usw.) ansprechen. 
Bei jedem Menschen dominieren ein 
oder zwei Aufnahmekanäle, die den 
jeweiligen Lerntyp charakterisieren. 
Bei der Informationsaufnahme und 
auch bei der Speicherung der Infor-
mationen ist es sehr wichtig, dass 
positive Gefühle damit verknüpft 
werden. Wir verknüpfen zu jeder 
Situation, zu jeder Information in 
uns Emotionen. Sind dies positive 
Emotionen, so erhöhen sie die Mög-
lichkeit der Langzeitspeicherung. 
Sind die Informationen mit negativen 
Emotionen verknüpft, so ist der 
Speicherungsprozess gestört. Zu den 
Emotionen gehören u.a. die Bezie-
hungsaspekte zu dem Lehrenden, zu 
den Mitschülern und zum Lernum-
feld. Die Atmosphäre, die Räumlich-

keiten, die verwendeten Materialien 
und vieles mehr lösen emotionale 
Empfindungen aus.

Hier hat das Spiel seinen An-
knüpfungspunkt. Kinder spielen 
(mit wenigen Ausnahmen) gerne. 
Bei Regelspielen, die im Alter von 6-
12 Jahren intensiv gespielt werden, 
genießen die Kinder besonders das 
Element der Gerechtigkeit. Kinder 
spielen Regelspiele auch gerne mit 
Erwachsenen (Eltern), weil im Spiel 
eine Gleichberechtigung herrscht, die 
im sonstigen Alltag nicht gegeben ist. 
Das Spiel bietet die Chance, auch wenn 
man verloren hat und eine Niederlage 
einstecken musste, bei der nächsten 
Runde von vorn zu beginnen. Bei 
diesem Neubeginn haben alle wieder 
die gleiche Chance. Die Gleichberech-
tigung, das Gewinnen und Verlieren 
fördern intensiv das Selbstwertgefühl 
des Kindes. Das Kind ist den Mitspie-
lern, vorausgesetzt es wird ernst ge-
nommen, ebenbürtig. Spiele machen 
Freude, sie fördern das Lachen, das 
Miteinander, die Kommunikation, 
und sie lehren verlieren und gewin-
nen zu können. Spiele lösen immer 
wieder positive Emotionen aus.  
Auch deshalb eignen sich Spiele sehr 
gut, um Lerninhalte zu vermitteln 
und zu sichern bzw. zu automati-
sieren. 

Damit ein Lernspiel aber auch 
für das Kind noch Spiel bleibt, müs-
sen folgende Grundsätze beachtet 
werden: 
1.	 Unterscheidung zwischen spie-

lerischem Element und Spiel: 
Spielerische Elemente setze ich 
gezielt ein, um einen Lerninhalte 
zu vermitteln oder zu festigen. Ein 
Spiel ist aber nur dann ein echtes 
Spiel, wenn es frei wählbar ist und 
das Kind entscheidet. Die Freiheit 
ist eines der wichtigsten Wesens-
merkmale des Spiels.

2.	 Wahrnehmung und Achtung des 
Kindes und seines Entwicklungs-
standes: Besonders Lernspiele 
dürfen das Kind nicht unterfordern 
und auch nicht überfordern, sonst 
verliert sich die Spielfreude.

3.	 Positive Beziehung aufbauen: Das 
Kind muss spüren, dass ich es 

ernst nehme, als Person achte und 
seine Fähigkeiten anerkenne.

4.	 Das Kind entscheidet – Freiheit: 
Ein wichtiger Grundsatz im Spiel 
ist die Freiheit. Das Kind ent-
scheidet (bzw. es einigen sich 
die Mitspieler), was es spielen 
möchte. Wenn ein Spiel unter 
einem „Muss“ steht, dann verliert 
es seinen positiven Wert.

5.	 Das Lernziel ist, „gelungenes 
Spiel“: Gespielt wird um des Spie-
lens willen und nicht um des 
Lernens willen. Die Freude und 
Motivation im Spiel ermöglicht 
ein intensives Lernen auch ohne 
konkretes Lernziel.

6.	 Von den Stärken des Kindes aus-
gehen: Wichtig ist, dass das Spiel 
bei den Stärken und Fähigkeiten 

Familienpackung: spielend leicht und mit Spaß am Spiel lernen								                             © Friedhelm Merz Verlag

des Kindes ansetzt. Hierdurch wird 
die Spiel- und Lernfreude deutlich 
erhöht.

Das Wertvollste, was ich einem Kind 
schenken kann, ist meine Zeit. Und 
wenn ich diese gemeinsame Zeit zum 
Spielen nutze, dann trage ich zur posi-
tiven Entwicklung des Kindes bei. Ich 
schaffe durch das Spiel eine positive 
Beziehung und Atmosphäre, die dann 
auch in schwierigen Erziehungssitu-
ationen trägt. Erziehung kann nicht 
ohne Beziehung stattfinden und für 
die Stärkung der Beziehung ist das 
gemeinsame Spiel ein hervorragendes 
Mittel für Eltern, Erzieher und Lehrer.

Die Verfasserin ist  Sozialpädagogin, 
Lerntherapeutin und  Autorin für 

Lernspiele  

Max Fuchs:  
Kulturpolitik und Zivilgesellschaft 
Analysen und Positionen - Aus politik und kultur 4

Das Buch enthält 
Beiträge von Prof. Dr. Max 
Fuchs, dem Vorsitzenden des 
Deutschen Kulturrates, aus 
politik und kultur, der Zeitung 
des Deutschen Kulturrates. 
Hg. v. Olaf Zimmermann und 
Theo Geißler 

184 Seiten, E 12,90 
ISBN 978-3-934868-21-2 

Erhältlich in allen Buchhandlungen 
oder unter www.kulturrat.de/shop.php
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gameslab 
Elektronische Spiele als Gegenstand der Lehre und Forschung • Von Thomas Bremer

Motion Capture Studio im gameslab der HTW Berlin																                 © gameslab

Dazu, dass elektronische Spiele als 
Kulturgut zu betrachten sind, hat es 
an dieser Stelle bereits reichhaltige 
Beiträge gegeben. Der Begriff Spiel 
war über Jahrhunderte immer wie-
der Teil philosophischer Debatten 
(Schiller, Wittgenstein, Gadamer, 
u.a.). Doch erst die Werke von Karl 
Groß, Johan Huizinga und Roger 
Caillois haben versucht, das Spiel 
theoretisch zu erfassen und zu sys-
tematisieren. 

Diese Theorien sind schließlich 
unter anderem von Brian Sut-

ton-Smith und Hans Scheuerl fort-
geführt werden. Das elektronische 
Spiel ist darüber hinaus eng mit der 
Geschichte der Maschinen und Au-
tomaten verknüpft. Der Ursprung des 
Spielautomaten liegt weit zurück. Frü-
he Formen des Flippers gab es bereits 
zwischen 1750 und 1770 unter der 
Bezeichnung „Billiard Japonais“. Die 
eigentliche kommerzielle Entwick-
lung begann 1931 mit David Gottliebs 
„Baffle Ball“, deren kommerzielle 
Verbreitung in den 1920er und 1930er 
Jahren in Amerika beginnt. 

Der Computer als moderner Spiel-
automat ist seit seiner Entstehung 
eng mit dem Spiel verknüpft. John 
v. Neumann ist nicht nur der Vater 
der noch heute verbreiteten Rechn-

gameslab
Das gameslab ist das interdisziplinäre 
Forschungszentrum für Computer-
pieleforschung und -entwicklung der 
Hochschule für Technik und Wirt-
schaft (HTW) Berlin. Kulturelle und 
technische Hintergründe von Spie-
len werden im Forschungszentrum 
untersucht. Zudem analysieren und 
entwickeln Studierende, Mitarbeiter 
und Professoren die technischen, 
gestalterischen und konzeptionellen 
Methoden und Verfahren von Com-
puterspielen. Die Zusammenarbeit 
mit Unternehmen ist ebenso zentral, 
wie die Erforschung und Weiterent-
wicklung von Computerspielen nach 
modernsten Standards sowie die 
Evaluation im Bereich der Compu-
terspielewirkunsgforschung. Die HTW 
bietet einen BA/MA-Studiengang 
„Internationale Medieninformatik“, 
den MA-Studiengang „Master Game 
Development and Creation“ sowie 
den BA-Studiengang „Interaction 
Design/Game Design“ an. 

Die Redaktion  

erarchitekturen, sondern auch einer 
der Begründer der mathematischen 
Spieltheorie, die eine bestimmte 
Gruppe Spiele mathematisch be-
schreibt und zu einem wichtigen Be-
reich vor allem in der Wirtschaftsma-
thematik geworden ist. Bereits 1946 
entwickelten Thomas T. Goldsmith 
Jr. und Estle Ray Mann ein elektro-
nisches Spiel für einen Röhrenrech-
ner und melden es am 25. Januar 
1947 als CATHODE-RAY TUBE AMU-

SEMENT DEVICE zum Patent an. 
Als einige der ersten elektronischen 
Spiele unter Verwendung eines Bild-
schirms gelten OXO (TicTacToe, 1952) 
auf einem EDSAC-Computer von A. 
Sandy Douglas, Tennis for Two (1958) 
von dem amerikanischen Physiker 
William Higinbotham und Spacewar! 
(1962) auf einer PDP-1 von Steve 
Russell (MIT). 

Mit Pong begann 1972 der kom-
merzielle Erfolg der elektronischen 
Spiele, welche seitdem eine rasante 
technologische Entwicklung durch-
laufen sind, deren Zukunft nach wie 
vor offen und spannend ist. Durch 
ihre zunehmende Komplexität, ästhe-
tische Vielfalt und gesellschaftliche 
Verbreitung gelangen die elektro-
nischen Spiele seit Beginn der 1990er 
Jahre zunehmend in den Blickpunkt 
verschiedener Wissenschaften. Es 
kann als spät gelten, wenn eine 
staatliche Hochschule erst 2009 ein 
Zentrum für digitale Spiele gründet, 
um sich Systemen und Apparaten der 
Unterhaltung zu widmen. Doch es 
gibt neben der langen technischen 
Geschichte der elektronischen Spiele 
einige Faktoren, die deutlich machen, 
dass diese Kulturform erst an ihrem 
Anfang steht. Anfänglich vor allem 
von jungen Männern favorisiert, fin-
det das elektronische Spiel bei jungen 
Mädchen und Frauen ein zuneh-
mendes Interesse. Gleichzeitig erhält 
sich diese Freizeitbeschäftigung auch 
mit zunehmendem Alter der Spieler 
und kommt nun in der Mitte der Ge-
sellschaft an. Für viele Männer und 
Frauen der derzeit heranwachsenden 
Generation sind elektronische Spiele 
ein wichtiger Teil ihres kulturellen 
Selbstverständnisses. Das gameslab 
der Hochschule für Technik und 
Wirtschaft Berlin (HTW) wurde aus 
diesem Hintergrund heraus gegrün-
det und versteht sich als Spielraum, 
Spielfeld und Laboratorium zur ex-
perimentellen Erforschung und Ent-
wicklung der elektronischen Spiele. 
Das gameslab ist gemeinschaftlicher 
Arbeitsraum von Studierenden, wis-

senschaftlichen Mitarbeitern und 
Professoren. In der Kürze seines 
Bestehens wurden bereits Studien 
(Deutschland spielt), Transferleis-
tungen (Elektronische Spiele als 
Trainings- und Schulungssyste-
me), Wirtschaftsförderung (Neutron 
Games – Handball Challenge) bis zu 
experimentellen Vorhaben (MACHT 
Spiele) durchgeführt und neue Aus-
bildungskonzepte entwickelt. Das 
gameslab verfolgt jedoch keine zen-

trale wissenschaftliche Fragestellung, 
sondern macht elektronische Spiele 
als kulturelle, künstlerische und tech-
nische Artefakte zum Gegenstand von 
Lehre, Forschung und künstlerischen 
Entwicklungsvorhaben. Hierzu bietet 
es Raum und professionelle Studios. 
Ein sogenanntes „Motion Capture Stu-
dio“ zur Aufzeichnung von mensch-
lichen Bewegungen unterstützt die 
Entwicklung von glaubwürdigen 
Spielcharakteren (Characters). Dar-
über hinaus ermöglichen Testlabore 
(Eye-Tracking und EEG-Systeme) die 
Untersuchung und Evaluation von 
elektronischen Spielen. Tonstudios, 
3D-Scan-Labore und eine professio-
nelle Software-Hardwareausstattung 
bieten einen idealen Rahmen für 
die Entwicklung von elektronischen 
Spielen. Doch nicht die Technik steht 
im Mittelpunkt des Interesses, son-
dern die Leidenschaft einer jungen 
Generation, die elektronische Spiele 
als eine neue Ausdrucksform begreift. 
Deshalb bildet die HTW Berlin seit 
2009 als erste staatliche Hochschule 
sowohl für die technischen (Game 
Technology & Interactive Systems 
– Master of Science) als auch für die 
konzeptionellen, künstlerischen Ar-
beitsfelder (Game Design – Bachelor 
of Arts) aus. Das gameslab verfolgt 

hiermit einen ganzheitlichen Ansatz 
in dem technische, gestalterische, 
künstlerische und andere wissen-
schaftlichen Disziplinen zusammen-
kommen, um gemeinschaftlich an 
der Entwicklung von elektronischen 
Spielen zu arbeiten. Um dies ge-
währleisten zu können, geht es nicht 
allein um eine selbstreferentielle 
Beschäftigung mit den Phänomenen 
des elektronischen Spieles, sondern 
um die Einbettung der Spiele in ihren 

kulturellen Kontext. Für die Ausbil-
dung von Spielentwicklern halten 
wir es für notwendig, eine Kritik des 
Spiels zu entwickeln. Eine solche steht 
erst am Anfang. Damit ist nicht die 
Praxis der (Vor)Urteile gemeint, wie 
sie im Zusammenhang von elektro-
nischen Spielen häufig anzutreffen 
ist und welche zwischen Ablehnung 
und Bewunderung changiert. Auch 
die gesellschaftswissenschaftlichen 
Untersuchungen der Spieler und der 
gesellschaftlichen Rahmenbedin-
gungen stehen dabei nicht im Fokus. 
Es geht um eine Kritik aus der Praxis 
heraus, welche das elektronische Spiel 
als eine kulturelle und künstlerische 
Ausdrucksform entwickelt. Viele der 
Studierenden lernen während ihres 
Studiums erstmals die ästhetischen 
Formen, Geschichten und Mythen, 
mit denen die elektronischen Spiele 
durchsetzt sind, in einen breiteren 
kulturellen Zusammenhang zu stel-
len. Das elektronische Spiel hat als Teil 
der Popkultur inzwischen vielfältige 
Formen angenommen, die es für die 
Studierenden zu dechiffrieren gilt. 
Doch geht das elektronische Spiel an 
dem Punkt über die Popkultur hinaus, 
indem es die immer wieder kulturell 
getrennt betrachteten Fertigkeiten 
„artis“ (Kunst) und „téchne“ (Tech-

nik) auf neue Weise vereinigt. Das 
eine geht nicht ohne das andere und 
hier unterscheiden sich Lehre und 
Forschung am gameslab von den 
traditionellen Disziplinen. Kunst und 
Technik sind die gleichberechtigten 
kulturellen Fertigkeiten mit denen 
elektronische Spiele entwickelt wer-
den. Ist es nicht verwunderlich, dass 
in den meisten Abhandlungen über 
Medien die Mathematik als elemen-
tare Kulturtechnik fehlt?

Die Lehre und die Forschung am 
gameslab der HTW Berlin entwickelt 
sich aus dem Spannungsfeld der 
künstlerisch-ästhetischen Technik, 
der mathematisch-naturwissen-
schaftlichen Technik, der Technik des 
Spiels und einer sich entwickelnden 
Theorie und Kritik des Spiels. In 
der Entwicklung der elektronischen 
Spiele stehen die verschiedenen Dis-
ziplinen in einer hohen Abhängigkeit 
zueinander. Hierin liegt auch etwas 
Prototypisches für andere Bereiche. 
Deshalb verfolgen die im gameslab 
für Kinder und Jugendliche entwickel-
ten Workshops nicht nur das Ziel der 
Nachwuchsförderung, sondern auch 
die Förderung eines transdiziplinären 
Verständnisses der in der modernen 
Gesellschaft erforderlichen Fertig-
keiten. Im Mittelpunkt des gameslab 
steht die Teilhabe an der Entwicklung 
der elektronischen Spiele als eine 
neue Kulturform.

Der Verfasser ist Professor und Spre-
cher des Studiengangs Interaction 
Design/Game Design. Gemeinsam 

mit seinem Kollegen Carsten Busch 
hat er seit 2006 den Bereich der elek-
tronischen Spiele an der HTW Berlin  

entwickelt und 2009 das gameslab 
gegründet  

Bewegungssimulation im Motion Capture Studio 						                        © gameslab
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Nichts ist so praktisch wie eine gute Theorie
Über Kulturpolitik und ihre Grundlagen • Von Max Fuchs

Bis heute steht das Schloss Ludwigslust repräsentativ für den Kunstsinn und die Sammelleidenschaft der mecklenburgischen 
Herzöge 						                                 © Staatliches Museum Schwerin, Schloss Ludwigslust

Die meisten werden Fragen nach 
theoretischen Grundlagen von Kul­
turpolitik gerade in Zeiten der Krise 
für ziemlich überflüssig halten: Als 
ob man nicht andere Sorgen hätte. 
Nun gibt es immer zumindest eine 
gefühlte Krise, und möglicherweise 
haben die Krisen gelegentlich auch 
damit zu tun, dass man sich zu wenig 
um die theoretischen Grundlagen 
seines Tuns gekümmert hat. Wozu 
also Kunst und Kultur und warum 
eine reflektierte Kulturpolitik? 

Oft hilft ein Blick in die Geschichte 
bei Fragen, bei denen einem 

zunächst wenig einfällt. Gerade im 
Hinblick auf unsere Fragestellung 
haben wir dabei die komfortable Si-
tuation, dass mit den exakt 500 Seiten 
des neuen Buches von Bernd Wag-
ner (Fürstenhof und Bürgergesell-
schaft. Zur Entstehung, Entwicklung 
und Legitimation von Kulturpolitik. 
Essen 2009) eine ausgezeichnete 
Grundlage für die Beantwortung 
unserer Frage vorliegt. Wagner leistet 
in diesem Kompendium mehreres: 
Er beschreibt in einem großen histo-
rischen Wurf die Genese unserer heu-
tigen reichhaltigen Kulturlandschaft 
seit der Antike. Er beschreibt auf der 
Grundlage einer beeindruckenden 
Literatursichtung die Entstehung der 
modernen Musik-, Kunst-, Literatur- 
und Theaterlandschaft von höfischen 
Anfängen bis zu ihrer Etablierung in 
der entwickelten bürgerlichen Ge-
sellschaft im 19. Jahrhundert. Hierbei 
untersucht er, wer diese Entwicklung 
gezielt vorangetrieben hat, wer also 
„Kulturpolitik“ im Sinne der Förderung 
der Künste, ihrer Institutionen und der 
jeweiligen künstlerischen Professiona-
litäten betrieben hat und welches die 
Gründe hierfür waren. Er zeigt, wie 
sinnvoll die auch heute noch verwen-
dete Dreiteilung von Staat, Markt und 
Zivilgesellschaft ist, denn aus allen 
drei Bereichen – mit unterschied-
lichen Konjunkturen und Akzenten 
– kamen Impulse, Ideen und Gelder. 
Er identifiziert vier zentrale Motive 
– ebenfalls mit unterschiedlicher Re-
levanz je nach betrachteter Zeit: Un-
terhaltung, Repräsentation, Bildung 
und Demokratisierung. Dabei geht es 
zunächst um Kunstpolitik. Da aber die 
(vermuteten) kulturellen Wirkungen 
von Kunst im Mittelpunkt stehen, 
wird die Kunst sehr schnell zur Kul-
turpolitik. Und damit hat er zugleich 
auf unsere Frage wichtige Antworten 
gegeben: Es geht um gesellschaftliche 
Funktionen, die man dem geförderten 
Bereich zumindest zugeschrieben hat. 
Von hier aus lassen sich leicht weiter-
gehende Hinweise geben: Es geht um 
Menschen-, Welt- und Gesellschafts-
bilder, die man mit den Künsten, den 
Künstlern und – immer wieder wichtig 
– mit den dazugehörigen Institutionen 
durchsetzen wollte. 

Unterstützt wird eine solche Sicht-
weise durch jene historischen Ansätze 
in den verschiedenen Sparten, die 
Geschichtsschreibung als Funktions-
geschichte verstehen. So zeigt etwa 
der Kunsthistoriker Wolfram Ullrich 
in zahlreichen spannenden Schriften, 
dass sich die Bildende Kunst mit-
nichten bloß aufgrund immanenter 
Entwicklungsgesetzte in der Malerei 
entwickelt hat, sondern dass sehr stark 
die Institutionen, also der Kunsthan-
del, die Museen, die Ausstellungsma-
cher, die Akademien, die Sammler 
und die Kritiker bestimmt haben, was 
sich durchsetzt, sogar: was letztlich 
als „Kunst“ akzeptiert wird. Insgesamt 
kann man davon ausgehen, dass die 
institutionelle Eingebundenheit von 
Kunst hoffnungslos unterschätzt wird. 
Kunstpuristen beklagen gelegentlich, 
dass Kunst einen Apparat braucht, um 
gesellschaftlich wirksam zu werden. 
Man braucht eben Verlage, Studios, 
Ateliers, man braucht die vielfältigen 
Vermittlungsinstanzen. Richtig ist 

aber auch, dass sich die „Verwerter“ 
von Kunst, die Kuratoren, Galeristen, 
Sammler, Museumsmenschen, Inten-
danten und Verwalter zu oft selbst in 
den Mittelpunkt stellen und die Künste 
und Künstler in den Hintergrund drän-
gen. Sie sind meist auch die Urheber 
kunstreligiöser Sichtweisen, also einer 
hoffnungslosen Überhöhung der Wir-
kung der Künste und Künstler, so wie 
sie in der Romantik betrieben wurde. 
Hier hat man es dann nicht mehr mit 
Theorien, sondern mit Ideologien 
von Kunst zu tun. Mit Kunst wird also 
nicht nur Politik und Geld gemacht, 
mit Politik und dem Kunstmarkt wird 
auch bestimmt, was Kunst ist.

Die Frage nach Funktionen führt 
auch bei unserer Fragestellung weiter. 
Denn man kann fragen, ob der Wag-
nersche Katalog nicht doch erweitert 
werden muss: Die kulturpolitischen 
Slogans der letzten Jahrzehnte zeigen 
etwa Stadtentwicklung und Wirt-
schaftsrelevanz, Integrationsfragen 
und Lebensstilbildung als relevante 
Motive in der Kulturpolitik. Das Pro-
blem besteht hierbei nicht nur darin, 
dass den Motiven oft unbewiesene, 
vielleicht sogar unbeweisbare Wir-
kungsbehauptungen zugrunde liegen. 
Man muss außerdem in Rechnung stel-
len, dass im politischen Diskurs andere 
Argumente zählen als seriöse, wissen-
schaftlich belastbare Begründungen 
(vgl. Fuchs, Leitformeln und Slogans 
in der Kulturpolitik. 2010, i. E.). Daher 
sollten sich gerade Organisationen, die 
tief im Alltagsgeschäft verankert sind, 
von Zeit zu Zeit ihrer theoretischen 
(oder auch ideologischen) Grundlagen 
versichern. Und immer wieder ist es 
der Wunsch, Einfluss auf die Köpfe 
und Herzen der Menschen zu nehmen: 
Kulturpolitik ist Machtpolitik, und 
diese Macht will über die Formung 
von Mentalitäten gewonnen werden, 
sodass man sagen kann: Kulturpolitik 
ist wesentlich Mentalitätspolitik. 

Interessant ist, dass über 200 Jahre 
eine stabile Legitimationsformel bis 
heute darin besteht, dass die roman-
tische Kunstreligion, die religiöse 
Überhöhung von Kunst, „Kultur“ und 
Künstlerdasein sehr vielen politischen 
Bekenntnissen von Kulturpolitikern 
zugrunde liegt. Man muss sich hier-

für nur einmal Reden zu entspre-
chenden Anlässen anschauen. Das 
heißt aber nicht weniger, als dass 200 
Jahre Entwicklung der Künste, der 
Kunsttheorien und der Ästhetik von 
der „modernen“ Kulturpolitik ignoriert 
werden. Es lebt zudem nach wie vor die 
ambivalente Bewertung des Künstlers 
aus der ersten Hälfte des 19. Jahrhun-
derts, dass dieser sowohl als Prototyp 
des Auslebens bürgerlicher Individu-
alität, zugleich aber als verachteter 
Normenbrecher bürgerlicher Norma-
lität (Bohème) gesehen wurde: Die 
hoffnungslos überzogene Aufladung 
des Künstlers geht einher mit Demü-
tigung und Verachtung (Reckwitz. Das 
hybride Subjekt. 2006). 

Man könnte nun aus einer dis-
tanzierten Sicht fragen, wieso solche 
veralteten Vorstellungen von Kunst, 
Künstler und Kultur in der Kulturpoli-
tik relevant sind. Eine Antwort könnte 
sein: Es ist die Sehnsucht nach dem 
ganz Anderen, nach einer Einheit und 

Geschlossenheit, die so nie existiert 
hat, die jedoch im klaren Gegensatz 
zu der Realität der Moderne steht. Und 
diese ist ebenfalls seit über 200 Jahren 
von Entzweiung und Zerrissenheit 
geprägt. Was könnte man also aus 
einer historischen Betrachtung der 
Entwicklung der Kulturpolitik lernen? 
Man könnte zu einer Entmythologi-
sierung von Kunst und Künstlerdasein 
kommen und nüchtern fragen, in-
wieweit eine andere Sicht auf die Welt 
– alternative Lebensentwürfe oder ein 
anderer Umgang mit Zeit – möglich 
wäre. Damit bewegt man sich auf 
die entscheidende Frage zu, welche 
Formen von Persönlichkeit und Sub-
jektivität in der modernen Gesellschaft 
gebraucht werden und welchen Anteil 
die Künste und ihre Institutionen bei 
deren „Produktion“ haben. Kulturelle 
oder künstlerische Bildung wird dann 
in ihrer Relevanz für die Zukunftsfä-
higkeit unserer Gesellschaft erkennbar. 
Man könnte außerdem erkennen, auf 

Der WDR ist die größte ARD-Anstalt. Er verfügt über das größte Budget, 
er hat die meisten Mitarbeiter, er versorgt das bevölkerungsreichste 
Sendegebiet, er repräsentiert die ARD auf internationaler Ebene. 
Er ist ein Sender der Superlative! 

Trotzdem wird der WDR auch aus dem Kulturbereich heraus kritisiert. 

Sinkt das Niveau wirklich ins Bodenlose? 
Gewinnt die seichte Unterhaltung wirklich 
die Oberhand über die seriöse Information 
und die ernste Kultur? 
Beutet der Sender die freiberuflichen Kulturschaffenden 
wirklich immer mehr aus?
Werden die Kultursendungen wirklich immer mehr 
in die Spartenprogramme oder in die späten Nachtstunden 
verschoben? 

Zwischen Anspruch, Erwartung und Wirklichkeit:

Studie des Deutschen Kulturrates »Der WDR als Kulturakteur«

Der gefühlten Wahrheit Fakten gegenüberzustellen,
die die Gefühle bestätigen oder widerlegen, ist das Ziel der Studie. 

Gerade der Kulturbereich, der vom Wohl und Wehe des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks unmittelbar betroffen ist, kann es sich nicht leisten, seine Beurteilungen 

zu einem nicht geringen Anteil aus dem Bauch heraus zu treffen.

Der WDR als Kulturakteur
Anspruch Erwartung Wirklichkeit

Herausgegeben vom Deutschen Kulturrat 
Autoren: Gabriele Schulz, Stefanie Ernst, 
Olaf Zimmermann 
Berlin 2009. 464 Seiten. 
24,90 Euro 

ISBN 978-3-934868-22-9Zu beziehen über jede Buchhandlung oder unter: http://www.kulturrat.de/shop.php

welche komplexe Weise das jeweils 
gültige Konzept von „Kunst“ entsteht 
und was dies mit den jeweiligen ge-
sellschaftlichen Verhältnissen zu tun 
hat. Man könnte sorgsam die Frage 
diskutieren, welche Kunst welchen 
Zielgruppen zugänglich gemacht wer-
den sollte – und Konsequenzen daraus 
ziehen, wie wenig kulturelle Teilhabe 
bei bestimmten Kultureinrichtungen 
gelingt. Man müsste allerdings auch 
den Wandel gesellschaftlicher Funkti-
onen von Kunsteinrichtungen – etwa 
am Wandel ihrer genuinen Träger-
gruppen – diskutieren. Man wird 
schließlich bemerken, dass in der 
Kulturpolitik – ebenso wie in anderen 
Politikfeldern – eine Vielzahl von Mo-
tivationen und Wirkungsannahmen 
vorfindlich sind, die um Hegemonie 
im kulturpolitische Feld ringen.

Der Verfasser ist Direktor der Aka-
demie Remscheid und Präsident des 

Deutschen Kulturrates 

kulturforschung
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Herausforderung Kulturmanagement
Kultur und Kreativität brauchen Mut zum Wandel• Von Darren Grundorf und Sarah Horbach

Im Kreativ Forum am Nachmittag hatten die Teilnehmer Gelegenheit, ihre Ideen und Erfahrungen zu den einzelnen  Themenbereichen auszutauschen 
								                                  © Institut für Kultur- und Medienmanagement Hamburg/Nadine Mayer

Die deutsche Kulturlandschaft ist 
Herausforderungen gewohnt: Leere 
Haushaltskassen und die ständige 
Gefahr schrumpfender Kulturetats 
gehören zum täglichen Geschäft von 
Kulturpolitik und Kulturmanagement. 
Verdichten sich in einer Kommune 
haushalterische Krisensituationen, 
wie wir sie in vielen Städten und Ge­
meinden zurzeit erleben, werden aus 
Herausforderungen schnell Überle­
benskämpfe. 

Eine sich verändernde Sozialstruk-
tur, der demografische Wandel 

und der Übergang in eine Medien-
gesellschaft kommen ebenfalls mit 
drastischen Auswirkungen auf die 
Kultureinrichtungen zu. Ohne die 
aktive Reflexion über diese Prozesse 
und den systematischen Umgang 
mit ihnen ist eine Schwächung der 
kulturellen Infrastruktur und der 
Vielfalt an Einrichtungen, Program-
men und Angeboten unausweichlich. 
Ob nun im Kulturbetrieb selbst oder 
in der Kulturpolitik: Im Jahr 2010 
erscheinen die wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Herausforde-
rungen an Kulturakteure und Kultur-
einrichtungen größer denn je zuvor. 
Kultureinrichtungen und Kulturpo-
litik stehen vor einem umfassenden 
Strukturwandel. Sie brauchen neue 
Ideen und neue Denkansätze, um ihn 
aktiv zu gestalten.

Um diese zu finden und zu for-
mulieren, kamen am 16.07.2010 
Experten aus Kultur, Politik, Wirt-
schaft und Medien zum KMM Forum 
2010 (veranstaltet von der Hermann 
Rauhe Stiftung in Kooperation mit 
RUHR.2010 und der Kulturpolitischen 
Gesellschaft) zusammen: Welche An-
satzpunkte gibt es für das Kulturma-
nagement und die Kulturpolitik von 
morgen? Der Tag im Landschaftspark 
Duisburg-Nord, der mit der Gebläse-
halle ein Kultur- und Kommunika-
tionszentrum in einem ehemaligen 
Stahlwerk beherbergt, sollte Auf-
schluss und Inspiration bieten und 
band die Teilnehmer neben einfüh-
renden Vorträgen (Prof. Dr. Oliver 
Scheytt und Prof. Dr. Max Fuchs) in 
ein vielfältiges Programm ein. 

In Form von acht Panels, die 
einen Blick auf alle Bereiche einer 
Kultureinrichtung warfen, stand 
jeweils die Frage nach der Reform-
Bereitschaft und Reform-Fähigkeit 
im Mittelpunkt: „Braucht es neue 
„Kulturprodukte“, neue Inszenie-
rungs-Praktiken und Programmfor-
mate?“, fragte z. B. das Panel „Bühne“. 
Im Panel „Finanzen“ diskutierten 
Referenten und Publikum die Chan-
cen alternativer Förderungswege für 
Kunst und Kultur. Die weiteren Panels 
beschäftigten sich mit Reformen in 

den Bereichen Publikum, Strukturen, 
Steuerung, Führung, Gesellschaft 
und Beratung. 

Unausweichlich standen bei allen 
Diskussionen die gesellschaftlichen 
Entwicklungen und ihre positive 
Bewältigung auf Seiten von Kultur-
einrichtungen und der Kulturpolitik 
als formgebende Konstante hinter 
Fragestellungen des Wandels, der 
eine kulturelle „Abhängung“ großer 
Regionen und Bevölkerungsteile 
aufzeigt. Sind diese Entwicklungen 
tatsächlich schon bei allen Einrich-
tungen angekommen? Können sie 
bereits positiv darauf einwirken? 
Nicht immer, so lässt sich beispiels-
weise vermuten, sind die Entscheider 
in Kultureinrichtungen tatsächlich 
bereit auf die kulturellen Wurzeln der 
verschiedenen Bevölkerungsgrup-
pen programmatisch einzugehen. 
Hier bedarf es noch immer eines 
neuen Bewusstseins dafür, dass ein 
Strukturwandel der Kommunikation 
auch die knappen Ressourcen wie 
„Aufmerksamkeit“ und „kulturelles 
Interesse“ anders verteilen wird? 

Wie können Einrichtungen aber auch 
dem verstärkten Legitimationsdruck 
beikommen, der auf ihnen lastet, 
wenn sie Freiräume brauchen, um 
Wege zu suchen und differenziertere 
Ausrichtungen entwickeln zu kön-
nen, die nicht sofort in messbaren 
Ergebnissen sichtbar werden? Wie 
viel Einfluss nimmt die Kulturpolitik 
durch ihre Förderpolitik auf die Ent-
wicklung von Kultureinrichtungen, 
obwohl bzw. dadurch, dass ihre 
eigenen Reaktions- und Handlungs-
spielräume eingeschränkt sind? Wird 
die Profilbildung, die von Kultur-
einrichtungen gefordert wird, eher 
als Hindernis für ein vielfältige(re)s 
Angebot angesehen? Und welches Sig
nal geht an die Kultureinrichtungen, 
wenn mühsam akquirierte und zum 
Überleben notwendige Finanzmittel 
letztlich zum Nachteil bei der Ent-
scheidung über weitere öffentliche 
Förderung gereichen?

Viele Kultureinrichtungen haben 
bereits in den vergangenen Jahren 
damit begonnen, Besucherinteressen 
zu evaluieren, um darauf aufbauend 

ihre Angebote zu optimieren oder 
neue Programme der Publikumsbin-
dung zu entwickeln. Reicht dieses 
Instrument jedoch aus, um sich mit 
gesellschaftlichen Veränderungen 
(Migration, wachsende Armut, Ver-
änderung der Berufsrealität und des 
Freizeitverhaltens) auseinanderzu-
setzen und aktiver auf sie einzugehen? 
Lohnt sich der Aufwand von Evalua-
tion überhaupt, wenn die Ergebnisse 
aufgrund der künstlerischen Freiheit 
von Programmgestaltern nicht mit in 
die Programmierung eingebunden 
werden sollen oder können? Oder 
sollte dem Marketing die Möglichkeit 
gegeben werden, durch die Kalkula-
tion erwarteter Zuschauerzahlen das 
Programm mitzugestalten? 

Ein Bewusstseinswandel, die 
fachlich neutrale Bewertung von 
Marketing-Instrumentarien auch 
zur Weiterentwicklung des Hauses 
und der gegenseitige Profit durch 
Erkenntnisse sowohl der wirtschaft-
lichen als auch künstlerischen Seite 
kann Potential freisetzen – inwieweit 
gilt es dann aber für jeden einzelnen, 
gelernte Dogmen und Gewohnheiten 
zu hinterfragen? Wie viel Zeit benötigt 
ein solcher Prozess, bis er in auch in 
lernenden Organisationen zu einem 
neuen Bewusstsein führt? 

„Gemeinsam gestalten“ – so lau-
tet der Schlüssel nicht nur für ver-
schiedene Funktionsbereiche in 
den Institutionen und der Politik, 
sondern auch für die Mitarbeiter. 
Was bedeutet eigentlich permanenter 
Wandel für die Struktur eines Hauses, 
in dem hinter jedem Prozess und Er-
gebnis keine Maschine, sondern ein 
kluger Kopf steht, der „den Wandel 
permanent gestalten“ muss? Neben 
der Schaffung und Erhaltung von 
Routinen sowie strategischer Perso-
nal- und Organisationsentwicklung 
ist die „Visionsfähigkeit“ und „Au-
thentizität“ von Einrichtungen in 
aller Munde, die sich in der Gestal-
tung von Strukturen niederschlagen 
soll. Ist dies der Schlüssel zum Erfolg? 
Wie erreichen Kultureinrichtungen 
diese Ziele, wenn sie gleichzeitig den 
Alltag und ihre Finanzierungslücken 
bewältigen müssen? Absehbar ist, 
dass immer mehr Fachkompetenz 

zum professionellen Erhalt der Insti-
tutionen strukturell verankert werden 
muss: Marketing, Fundraising, Spon-
soring und Vermittlung sind Bereiche, 
die die Einrichtungen langfristig stär-
ken – ihnen aber auch die genannten 
Fragen nach ihrer Identität stellen 
werden, die die Sprachfähigkeit der 
Institution strukturell verankern und 
Brücken schlagen werden zwischen 
der Kunst und dem Rezipienten. Aber 
wie kann diese Investition realisiert 
werden, wenn eigentlich an allen 
Ecken und Enden gespart werden 
muss?

Es wird dringend Zeit, den Blick 
nach rechts und links zu werfen, in 
die eigene Institution, ihre Identität 
– aber auch in die Umwelt, auf den 
Umgang der nachwachsenden Ge-
nerationen mit Kunst und Kultur, 
auf verbindende Elemente zwischen 
Generationen und die eigene Rolle in 
der breiten Gesellschaft. Wie sichtbar 
sind sie in der Gesellschaft? Welche 
Möglichkeiten bieten die Neuen 
Medien für ihre Einrichtung? Haben 
sie schon mal überlegt, welche Rolle 
eine internationale Perspektive auf 
Kultur und kulturelle Vielfalt für ihre 
Einrichtung spielen könnte? 

Das KMM Forum startete mit der 
Prämisse, für die zahlreichen Heraus-
forderungen in Kulturpolitik und Kul-
turmanagement brauche es vor allem 
eines: Mut zum Wandel! Eine Erweite-
rung angesichts der geschilderten Si-
tuation scheint unumgänglich, denn 
„Mut zum Wandel“ macht abhängig 
– vom „Mut zum Handeln“. Viele 
der geschilderten Fragen führten an 
diesem Tag zu einer konstruktiven 
Irritation, die hoffentlich nicht nur 
wichtige Diskussionen nach sich 
ziehen wird, sondern auch entspre-
chende Taten. 

Eine Zusammenstellung der einzelnen 
Inhalte und Beiträge zum KMM Forum 
wird im Winter 2010 in einer Tagungs-
dokumentation erscheinen. 

Die Verfasser sind Wissenschaftliche 
Mitarbeiter am Institut für Kultur- 
und Medienmanagement (KMM), 

Hochschule für Musik und Theater 
Hamburg 

Die Pumpenhalle des ehemaligen Stahlwerks Duisburg-Meiderich bot eine inspirierende Kulisse für konstruktive Irritation 	
			                                     © Institut für Kultur- und Medienmanagement Hamburg/Nadine Mayer
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Qualität statt Hype – Spitzenstellung deutscher Galerien 
Stefanie Ernst im Gespräch mit Klaus Gerrit Friese

Klaus Gerrit Friese, Vorsitzender des BVDG	           © Galerie Klaus Gerrit Friese

politik und kultur: Herr Friese, bevor 
wir ins Detail gehen: Welche überge-
ordneten kulturpolitischen Ziele ver-
folgt der Bundesverband Deutscher 
Galerien und Editionen (BVDG)? 
Klaus Gerrit Friese: Der BVDG ist der 
weltweit größte Zusammenschluss 
von Galerien und Editionen. Inner-
halb des kulturpolitischen Sektors 
gibt es eine Vielzahl von Themen, 
die nur ein Verband hinreichend 
bearbeiten kann. Das betrifft vor 
allem die Verbesserung der Rah-
menbedingungen für Galerien und 
Editionen. Beispiele sind unter an-
derem der halbe Mehrwertsteuersatz 
auf Kunstwerke, das Folgerecht, die 
Künstlersozialkasse und die Messe-
förderung. Momentan konzentriert 
sich das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Technologie sehr stark 
auf die Kultur- und Kreativwirtschaft. 
Die Kreativwirtschaft wird endlich 
als bedeutender Teil der deutschen 
Wirtschaft angesehen. Wir als Ver-
band haben dafür zu sorgen, dass das 
große Kreativwirtschaftspotential der 
Galerien als solches erkannt wird und 
entsprechende Beachtung findet. 
puk: Berlin hat die höchste Galeri-
endichte und Bundespolitik wird 
natürlich in der Hauptstadt gemacht. 
Welche Erwartungen knüpfen Sie 
darüber hinaus an den kürzlich voll-
zogenen Umzug des BVDG von Köln 
nach Berlin?
Friese: Eine der wesentlichen Auf-
gaben des Verbandes bestand in der 
Gründung der „ART COLOGNE“ im 
Jahr 1967. Durch die Etablierung 
dieser Kunstmesse konnte der Kunst-
markt positiv verändert werden. In-
zwischen hat sich der Charakter von 
Kunstmessen vollkommen anders 
entwickelt, so dass sie in eine eigene 
Regie übergegangen sind und ein 
Verband hier keine strukturierende 
Funktion mehr hat. Insofern war es 
folgerichtig, aus dieser sehr wich-
tigen Tradition des Rheinlandes, in 
der ein Großteil unserer Mitglieder 
ansässig ist, den Schritt nach Berlin 
zu vollziehen. Der Umzug wäre selbst 
dann notwendig gewesen, wenn es 
überhaupt keine Galerien in Berlin 
geben würde. Ausschlaggebend war 
nicht die Galeriendichte der Stadt, 
sondern die Nähe zu den politischen 
Entscheidungsträgern. Bereits nach 
den ersten Monaten in Berlin merken 
wir, dass die Kommunikation sehr viel 
natürlicher und selbstverständlicher 
funktioniert und wir als Verband 
unsere Positionen mit noch mehr 
Nachdruck vertreten können als das 
zuvor der Fall war. 

Der Wert der Vermittlungsarbeit 
der Galerien – denn genau dar-
in besteht ihre kulturelle Leistung 
– muss viel stärker in das politische 
Bewusstsein getragen werden. Dieses 
Umdenken zu bewerkstelligen, ge-
lingt viel besser, wenn man bei den 
Bundespolitikern „vor Ort“ ist. Es 
ist unsere Aufgabe, noch stärker als 
bisher zu verdeutlichen, was Galerie-
arbeit eigentlich bedeutet und welche 
Funktion sie für die Bildende Kunst 
und für die Gesellschaft hat.
puk: Geht es folglich darum, diese 
Zwitterstellung der Galerien zu er-
klären und darauf aufmerksam zu 
machen, dass Galerien einen wert-
vollen Beitrag für die Kunst und die 
Gesellschaft liefern und gleichzeitig 
Unternehmen sind?
Friese: Die Galeristen vergessen 
häufig, dass sie Unternehmer sind. 
Ebenso vergessen Politiker gerne, 
dass Galeristen mehr sind als blo-
ße Unternehmer und stellen den 
händlerischen Aspekt sehr stark in 
den Vordergrund, weil ihrer Ansicht 
nach die eigentliche künstlerische 
Leistung ausschließlich von den 
Künstlern gemacht wird. Vielmehr 
ist es doch so, dass das Stärken eines 
neu entdeckten Künstlers über Jahre 
hinweg nirgendwo so konsequent 

und umfassend betrieben wird wie 
im Galerienbereich. Selbst wenn 
diese „Entdeckung“ letzten Endes 
nicht erfolgreich sein sollte. Wie viele 
junge Künstler sind von Galeristen 
entdeckt worden, als sie noch nicht 
bekannt waren. Man hat jahrelang 
miteinander durchgehalten. Wird 
dann plötzlich die kulturelle Leistung 
eines Künstlers erkannt, wird leider 
häufig die Arbeit des Galeristen, der 
den Künstler finanziell mitgetragen 
und dadurch seine Kunst erst er-
möglicht hat, vergessen. Genau für 
diese „Zwitterstellung“ der Galerien, 
die sich zwischen den Bereichen der 
kulturellen Vermittlungsarbeit – die 
sich doch im Übrigen von musealer 
Vermittlungsarbeit deutlich unter-
scheidet – und der ökonomischen 
Notwendigkeit bewegt, müssen wir 
ein neues Bewusstsein in der Politik 
schaffen. Wir sind ein wichtiger Teil 
der Kultur und dürfen von dieser 
in den Debatten nicht abgetrennt 
werden. Und ein Punkt wird in der 
Debatte um die Bedeutung von Ga-
lerien meist komplett vergessen: Der 
Galerist verfügt in der Regel über eine 
intime Kenntnis des Werks der von 
ihm vertreten Künstler. Dieses Wissen 
wird für Expertisen und in kunsthis-
torischen Zusammenhängen noch 
viel zu selten genutzt. Dabei haben 
wir mit der Gründung des ZADIK, des 
weltweit einzigen Spezialarchivs für 
die Geschichte des Kunsthandels in 
Köln, einen wesentlichen Grundstein 
für die Erforschung der zeitgenös-
sischen Kunstgeschichte auf der Basis 
der Dokumente des Kunsthandels 
gelegt. 
puk: Klappt die Zusammenarbeit 
mit den Ministerien oder gibt es 
Probleme im Sinne von noch zu leis-
tender Aufklärungsarbeit?
Friese: Es gibt Bereiche, in denen 
wir wunderbar zusammenarbeiten. 
Dies trifft besonders auf die Entwick-
lung des Kreativwirtschaftsbereichs 
zu. Hier läuft die Zusammenarbeit 
sowohl mit dem Beauftragten für 
Kultur und Medien als auch mit dem 
Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie sehr gut. Was für 
uns allerdings sehr kurios war, war 
das Problem, dass die Auslandsmes-
seförderung, die ein sehr wichtiges 
Marktöffnungsinstrument ist, vom 
zuständigen Bundesministerium für 
Wirtschaft mit Kriterien ausgestattet 
wurde, die es zukünftig unmöglich 
machen, deutsche Galerien zu för-
dern. Hier muss darüber nachge-
dacht werden, dass es nicht sinnvoll 
sein kann, nur Galerien zu fördern, 
die nur mit deutschen Künstlern 
arbeiten. Eine solche Einschränkung 
hätte negative Auswirkungen auf 
den Status der deutschen Galerien 
als Weltmarktführer. Gerade in den 
deutschen Galerien bündelt sich 
wirtschaftliches Know-how mit sehr 
guter Vermittlungsarbeit. Zu dieser 
Qualitätsleistung sind die deutschen 
Galerien nur in der Lage, weil sie auch 
internationale Künstler vertreten. 
Erst der Vergleich von deutschen und 
internationalen Künstlern schafft 
diese herausragende Stellung im 
internationalen Vergleich. Über 
Hintergründe wie diesen muss man 
in den Ministerien aufklären und ein 
Bewusstsein für die Arbeit von Gale-
rien schaffen. 
puk: Der BVDG tritt für Künstlerför-
derung ein und bemüht sich zudem, 
dass Galerien im Wettbewerb stehen 
können. Ist das nicht ein Dilemma? 
Zum Teil scheinen sich die unter-
schiedlichen Positionen gegenseitig 
auszuschließen. Man denke nur an 
die Künstlersozialkasse (KSK), die 
Sie als Wettbewerbsnachteil für die 
Galerien bezeichnen. Wie schwierig 
ist die Bündelung der unterschied-
lichen Interessen?
Friese: Zu Themen wie Folgerecht 
oder Künstlersozialkasse gibt es 

tatsächlich entgegengesetzte Mei-
nungen zu den Interessen der Künst-
lerverbände. Wir glauben, dass wir 
als Verwerter gut daran getan haben, 
gegen die Sonderbelastungen durch 
die Künstlersozialkasse und das 
Folgerecht zu opponieren. Und tat-
sächlich haben wir es in den letzten 
Jahren erreicht, dass die Belastung 
erträglicher wurde. Die Wettbe-
werbsfähigkeit darf im europäischen 
Kontext nicht zu unseren Ungunsten 
eingeschränkt sein. Allerdings sollten 
wir heutzutage nicht mehr in der 
Entgegensetzung von Künstler und 
Galerist denken. Grundsätzlich ist es 
dieselbe Klientel, dieselbe Geschich-
te, an der wir arbeiten, wenn auch 
mit unterschiedlichen Interessen 
im Hintergrund. Letztlich sind aber 
die Verwerter immer dann glücklich, 
wenn sie viele Honorare an Künstler 
zahlen können. Das Instrument der 
Künstlersozialkasse, das ja sicher kein 
wegdiskutierbares Phänomen mehr 
ist, ist aber nur deswegen erträglich 
geworden, weil in den letzten Jahren 
die prozentuale Belastung der Gale-
risten so deutlich gesunken ist.
puk: Sie erwähnten bereits die Zu-
sammenarbeit mit den Kunstmessen. 
Ende 2010 läuft der Vertrag mit der 
Kölner Kunstmesse aus. Fanden mitt-
lerweile Gespräche mit dem Berliner 
„Art Forum“ statt? 
Friese: Die Beendigung der exklusi-
ven Zusammenarbeit mit den Kölner 
Kunstmessen ist eine logische Konse-
quenz, die aus der Überlegung her-
rührt, dass man nicht wirklich reprä-
sentative Lobbyarbeit für den ganzen 
Kunsthandel treiben kann, wenn man 
sich an nur eine Messe bindet. Wir 
setzen die Zusammenarbeit mit der 
Kölnmesse in drei klar definierten 
Projekten fort, aber eben nicht mehr 
exklusiv. Momentan befinden wir 
uns noch nicht in Gesprächen mit 
anderen Kunstmessen, können uns 
aber vorstellen, dass wir auch mit 
anderen Kunstmessen Formen der 
Zusammenarbeit finden, die für bei-
de nützlich sind. Als Verband haben 
wir die Möglichkeit, ein Programm in 

Zusammenarbeit beispielsweise mit 
dem BKM auf die Beine zu stellen, 
was uns für Kunstmessen attraktiv 
macht. Dies geschieht zum Beispiel 
im Rahmen der „ART COLOGNE“ mit 
dem Künstlerförderprogramm „New 
Positions“. Wenn andere Messen an 
einer Zusammenarbeit interessiert 
sind, steht dem nichts entgegen. 
puk: Wo Sie gerade die Förderung 
junger Künstler erwähnten. Ich frage 
mich immer, was eigentlich mit den 
älteren Künstlern passiert. Förder-
programme für junge Künstler gibt 
es in großer Zahl. Aber die Alten, aus 
denen kein zweiter Bisky oder kein 
zweiter Rauch geworden ist, wer för-
dert die eigentlich noch? 
Friese: Hier sind wir mit einer relativ 
bitteren Tatsache konfrontiert, die 
aber weder gegen die Ausbildung 
an Akademien noch gegen die Exis-
tenz von jeglicher Art von Künstlern 
spricht. Ein Großteil der Künstler, 
ohne diesen prozentual beziffern 
zu wollen, kann tatsächlich nicht 
gut von der eigenen Kunst leben. Es 
gibt ca. 40.000 Künstler, die in der 
Künstlersozialkasse registriert sind. 
Diese Künstler verteilen sich auf eine 
relativ geringe Zahl von Galerien. Der 
Markt für Kunst ist nicht so groß, dass 
er mit der Anzahl der Künstler har-
moniert. Galerien ist es nicht mög-
lich, diese Schieflage auszugleichen. 
Die Künstlersozialkasse suggeriert, 
ein Instrument zu sein, das die-
ser Armutsbedrohung einen Riegel 
vorschiebt. Dabei wissen wir alle, 
dass die späteren Rentenzahlungen 
aus der KSK für gering verdienende 
Künstler praktisch bei Null liegen. Es 
handelt sich also nur um ein schein-
bares Instrument. Vielleicht ist es an 
der Zeit, wirkungsvollere Methoden 
zu überlegen, mit denen man Künst-
lern helfen kann. 

Trotzdem ist die Kulturleistung 
von Künstlern nicht hoch genug ein-
zuschätzen. Das Risiko als Bildender 
Künstler zu leben, beinhaltet aber 
auch gleichzeitig ein ungeheures Pri-
vileg von Freiheit und Unabhängig-
keit. Ein Künstler muss mit den Kon-

sequenzen, die aus dem Entschluss 
diesen Berufsweg einzuschlagen 
resultieren, in einer gewissen Weise 
leben wollen.
puk: Viele arme – wenn auch gute 
– Künstler bedeuten im Umkehr-
schluss viele arme Galeristen. Müsste 
es nicht ausreichende staatliche 
Maßnahmen geben, um Kunst- und 
Kulturvermittlern stärker unter die 
Arme zu greifen? 
Friese: Der Umkehrschluss ist genau 
richtig. Einer Studie über den Berliner 
Kunsthandel zufolge machen von den 
ungefähr 400 Berliner Galerien ca. 
200 weniger als 50.000 Euro Umsatz 
im Jahr. Solche Zahlen verdeutlichen, 
worum es hier geht. Ich finde es 
wahnsinnig wichtig, dass wir nicht 
die politische Forderung erheben, 
dass Galeristen unbedingt in große 
Förderprogramme hineinkommen 
müssen. Denn das würde wiederum 
andere Komplikationen nach sich 
ziehen. Umso wichtiger erscheint es 
mir, dass wir als selbstverständlicher 
Teil der Kultur weiter im Genuss der 
halbierten Mehrwertsteuer bleiben, 
der den Buchverlegern und den Mu-
sikveranstaltern ohne jedes Zögern 
zugesprochen wird. Wir reden in der 
Bildenden Kunst leider viel zu viel 
über ein paar 100-Millionen-Umsät-
ze und leider viel zu wenig darüber, 
dass es auch ein Bereich ist, in dem 
die Bäume nicht in den Himmel 
wachsen, auch wenn die Kunst in 
den Himmel wächst. Es ist unsere 
Aufgabe als Verband gegenüber dem 
Feuilleton der großen Zeitungen zu 
betonen, dass es eben nicht nur um 
das Vermelden von Rekordpreisen auf 
Auktionen geht. 
puk: Der ganze Hype tut also weder 
den Künstlern noch den Galeristen 
besonders gut. Andererseits muss 
den Sammlern und Interessierten 
immer mehr geboten werden, um als 
Galerist im Gespräch zu bleiben. Für 
Berlin ist nun eine App (ein Anwen-
dungsprogramm für Smartphones) 
erhältlich, durch die Wissenswertes 
über den Berliner Kunsthandel ab-
zurufen ist. Der Nutzer kann sich 
eine virtuelle Galerienroute zu-
sammenstellen. Und für Stuttgart 
haben Sie gemeinsam mit weiteren 
ortsansässigen Galeristen einen 
Ausstellungsrundgang konzipiert. 
Ist die Kunstszene anspruchsvoller 
geworden? 
Friese: Das größte ideologische Po-
tential, das wir im Moment im Um-
gang mit Zeit haben, ist, dass wir im-
mer weniger davon besitzen. Daraus 
muss jeder von uns Konsequenzen 
ziehen. Deswegen sind die Kunstmes-
sen so wichtig, weil sie den Sammlern 
einen geordneten Überblick über ein 
bestimmtes Qualitätsniveau bieten. 
Aus diesem Grunde sind auch die 
Rundgänge von Galerien wichtig. 
Sie liefern auf kurzen Wegen einen 
relativ schnellen Überblick über eine 
bestimmte Anzahl von Positionen in 
einer Stadt. Und wenn wir als Galeris-
ten und Verwerter nicht in der Lage 
sind die Dinge so vorzustrukturieren, 
dass die Sammler die Möglichkeiten 
haben, aus den vorgegebenen Struk-
turen ihre Wünsche zu destillieren, 
haben wir etwas falsch gemacht. „Ich 
stehe hier und kann nicht anders“, 
das gibt es im Kunsthandel nicht 
mehr. Wir müssen uns natürlich 
auf die Bedürfnisse von Sammlern, 
Museumsmenschen und all den an-
deren, die unsere Kunst sehen wollen 
und sollen, einrichten.
puk: Weniger Zeit, mehr Pragma-
tismus. Harald Falckenberg merkte 
jüngst in einem Interview an, dass 
der „Decade of Desire“, als welche er 
die 1980er Jahre charakterisierte, die 
„Decade of Greed“ folgte. Beobachten 
Sie als Galerist ähnliches? Wird Kunst 
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weniger aus Lust und, verschärft 
durch die Finanzkrise, primär aus 
Kalkül gekauft? 
Friese: Falkenberg ist ein wunder-
barer Zuspitzer. Und in einem hat 
er Recht: Bis ins Jahr 2006/2007 
existierte parallel zu dem Hype um 
Bildende Kunst ein sehr großes Kalkül 
um deren Wertsteigerungspotential. 
Die sehr großen Erwartungen der 
Sammler sind vom Kunstmarkt in 
gewisser Weise enttäuscht worden. 
Denn der Kunstmarkt funktioniert 
nicht so, wie man es sich wünscht 
und vorstellt. Inzwischen ist es tat-
sächlich so, dass die, die Geld haben, 
ein wenig mehr darauf achten als 
sie das vor drei, vier Jahren taten. 
In den kommenden Jahren ist aber 
eine angemessene Werthaltigkeit zu 

erwarten. Darunter leidet natürlich 
auch das, was Falkenberg als Lust an 
der Kunst bezeichnet. Junge Künstler 
werden es schwerer haben, ihre Kunst 
zu verkaufen, denn niemand kann 
mit Sicherheit sagen, ob daraus eine 
gute Anlage wird oder nicht.
puk: Das Scheitern einer Galerie 
hängt von dem Geschmack und dem 
Gespür des Galeristen für gute Kunst 
ab. Ist das nicht eine ziemlich riskante 
Voraussetzung für Erfolg? 
Friese: In dem Moment, in dem 
sich ein Geisteswissenschaftler oder 
ein Betriebswirtschaftler dazu ent-
schließt, eine Galerie zu eröffnen, 
stellt er sich einem Markt voller 
Unwägbarkeiten, der nicht syste-
matisiert werden kann. So wie es 
Künstlerkarrieren gibt, über deren 
positive Entwicklung ich mich bis 
heute wundere, gibt es andere, auf 
die man total gesetzt hat und die 
eben nicht funktioniert haben. Und 
das ist auch genau der Punkt, der das 

Geschehen absolut spannend macht. 
Als Galerist können Sie nicht nach 
Rezeptbuch vorgehen. 
puk: Welches Ihrer Talente setzten Sie 
als Galerist ein, welches kommt bei 
der Verbandsarbeit zum Tragen?
Friese: Durch meine Arbeit im Ver-
band habe ich gemerkt, wie sehr sich 
meine Position zur Verbandsarbeit 
geändert hat. Anfänglich war ich im 
Verband sehr stark auf die Grund-
sätze von Folgerecht, Künstlersozi-
alkasse und Mehrwertsteuer fixiert. 
Bei der Arbeit im Verband kommt 
einem aufgrund der vorgegebenen 
Strukturen Sisyphos als ein wirklicher 
Leichthandwerker vor. In den letzten 
Jahren habe ich gemerkt, dass, wenn 
ich als Repräsentant des Verbandes 
erfolgreich arbeite, alles, was ich 
als Galerist bin und vermittle, in die 
politische Kultur hineintragen kann. 
Und das ist mein eigentlicher Impuls. 
Meine Aufgabe ist es, zu verdeut-
lichen, was die Galeristen leisten 

und was der ungeheure Wert dieser 
Vermittlungsarbeit von Bildender 
Kunst in ökonomisch ausgerichteten 
Zusammenhängen bedeutet. Bei 
Kunst und Wirtschaft handelt es sich 
in Bezug auf die Galerien eben nicht 
um zwei verschiedene Seiten einer 
Medaille. Vielmehr verschmelzen 
sie zu einer. Die Arbeit als Vorsitzen-
der eines Verbands ist unheimlich 
interessant. Um sicher auf dem 
politischen Parkett zu sein und dort 
Erfolge zu erzielen, ist es meiner 
Meinung nach von großem Vorteil, 
wenn man diese Leidenschaft des 
Galeristen einsetzen kann. 
puk: Gerät nach Berlin nun auch 
Brüssel stärker in das Visier des 
BVDG? Haben Sie eine Dependance 
in der europäischen Hauptstadt oder 
planen Sie, dorthin zu ziehen? 
Friese: Die Aktivitäten in Brüssel be-
obachtet unser Verband seit ungefähr 
10 Jahren sehr genau. So haben wir 
zum Beispiel sehr stark auf die Har-

monisierung des Folgerechtes in der 
EU gesetzt. Denn auch in Deutsch-
land ist eine substantielle Reduktion 
des Folgerechts – wie es bis dato das 
folgerechtsfreie England genossen 
hat – wünschenswert. Bislang ist aber 
noch keine Verbesserung eingetreten. 
Ich gehe davon aus, dass die von der 
EU vorangetriebene Harmonisierung 
frühestens in vier bis fünf Jahren wirk-
liche Wettbewerbsgleichheit hergestellt 
haben wird. Allerdings wird in nächster 
Zeit eine Revision bzw. erst einmal eine 
Begutachtung der Auswirkung der EU-
Harmonisierung des Folgerechts voll-
zogen werden. Die Vorgänge in Brüssel 
müssen also genauestens beobachtet 
werden. Aus diesem Grund arbeiten 
wir sehr eng mit dem europäischen 
Galeristenverband in Brüssel zusam-
men. Ein Umzug ist aber nicht geplant. 
Generell konzentriert sich der BVDG in 
erster Linie auf die Angelegenheiten in 
Deutschland, ohne Brüssel dabei zu 
vernachlässigen. 
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Interview / Galerien

Ohne Primärmarkt kein Sekundärmarkt
Wie Galerien mit Künstlern arbeiten und umgekehrt • Von Birgit Maria Sturm

Karin Kneffel 2007. Das Werk ist in Besitz der UniCredit Bank AG, München 		                    Foto: Achim Kukulies

Die Bezeichnung „Galerie“ hat sich 
für solche Unternehmen einge­
spielt, die Kunstwerke in direkter 
Zusammenarbeit mit den Urhebern 
vermarkten. Galerien bilden den 
„Primärmarkt“ in Abgrenzung vom 
„Sekundärmarkt“, dessen Akteure 
man als Kunsthändler bezeichnet. 
Kunsthändler beziehen ihren Be­
stand in der Regel nicht direkt vom 
Produzenten, sondern sie erwerben 
Kunstwerke im Markt selbst – bei 
Händlern, auf Auktionen, aus Nach­
lässen und von Privatpersonen.

Dieses Kaufen und Wiederverkau-
fen von Kunst unterscheidet sich 

grundsätzlich von der Arbeit einer 
Galerie – wobei es selbstverständ-
lich fließende Übergänge gibt. Vor 
allem etablierte, langjährig erfah-
rene Galerien sind oft ebenfalls im 
Sekundärmarkt aktiv, was durchaus 
zu deren wirtschaftlicher Stabilität 
beiträgt. Vereinfachend kann man 
sagen, dass im Sekundärmarkt jene 
Kunstwerke kursieren, die über Jahre 
und Jahrzehnte hinweg Anerkennung 
und somit einen über die Gegenwart 
hinausweisenden sicheren Status 
erlangt haben. Im Primärmarkt hin-
gegen befinden sich die Künstler 
mitten im Prozess einer sukzessive 
steigenden Wahrnehmung durch 
die interessierte Öffentlichkeit und 
einer damit einhergehenden Gene-
rierung von Marktwert. Begleitet und 
bestätigt wird dieser Prozess für den 
Künstler von weiteren Formen der An-
erkennung: durch Stipendien, durch 
Kunstpreise sowie durch Präsenz im 
institutionellen Ausstellungsbetrieb 
und in den Medien.

Zum Sekundärmarkt zählen auch 
die Auktionshäuser. Sie bilden ein 
zahlenmäßig kleines, dafür aber um-
satzstarkes Segment. Sofern sie sich 
in den letzten Jahren verstärkt der 
zeitgenössischen Kunst zugewandt 
haben, profitieren sie enorm von den 
Aufbauleistungen, die Galerien für 
Bildende Künstler erbringen. Es sind 
vor allem die Auktionshäuser – weni-
ger die deutschen als vielmehr eine 
Handvoll namhafter, alteingesessener 
internationaler Unternehmen –, die 
das Interesse des Publikums an spek-
takulären Verkaufspreisen bedienen. 
Galerien neigen hingegen zu einer 
kontinuierlichen Form der Preisge-
staltung, die der Marktentwicklung 
eines Künstlers angemessen ist und 
die sich den kurzfristigen Moden, den 
großen Hypes nicht unbedacht hin-
gibt. Die exorbitanten Preise, die von 
Tycoons und reichen Erben mitunter 
für Spitzenwerke gezahlt werden, 
haben die Wahrnehmung des Kunst-
marktes verzerrt und die Illusion 
genährt, dass hier grundsätzlich viel 
Geld zu verdienen sei. Davon können 
viele Galerien aber nur träumen. 

„Bei uns kommt Kunst nicht unter 
den Hammer“ – mit dieser Metapher 
hatte sich der Bundesverband Deut-
scher Galerien vor einigen Jahren 
anlässlich seines 30-jährigen Jubilä-
ums positioniert und das nicht rein 
kommerziell determinierte Verhältnis 
der Galerien zur Kunst auf den Punkt 
gebracht. Allein der Umstand, dass 
nicht jede Galerie jeden beliebigen 
Künstler vertritt, macht deutlich, dass 
Galeriearbeit immer auch von einem 
Bekenntnis zu einer bestimmten 
künstlerischen Haltung geleitet ist. 
Erst die programmatische Eingren-
zung bildet das Profil einer Galerie, 
erlaubt konzentrierte Förderung 
des Künstlers und die Pflege eines 
entsprechend orientierten Sammler- 
und Kundenstamms. 

Eine künstlerische Karriere ist 
ohne die Mitwirkung einer ambiti-
onierten Galerie heute kaum mehr 
vorstellbar. Da es unvergleichlich 
viel mehr Künstler gibt als Gale-
rienkapazitäten geschweige denn 
Sammler und Kaufpotential, bleiben 
viele Künstler sprichwörtlich auf 
der Strecke. Sie sind zur ineffektiven 
Selbstvermarktung oder zu anderen 
Erwerbsquellen abseits der Kunstsze-
ne gezwungen. Kommerzielle Frus-
tration führt gegenüber erfolgreichen 
Kollegen und deren Vermittlern nicht 
selten zu dem stereotypen Vorwurf 
der Marktkonformität – mit all seinen 
negativen Konnotationen. Dabei 
profitieren selbst nicht-marktgängige 
Künstler indirekt von den Galerien 
– und zwar auf dem Umweg der 
Künstlersozialkasse. Galerien betei-
ligen ihre Künstler bei Verkäufen mit 
hohen Provisionszahlungen (bis zu 50 
Prozent des Umsatzes) – und nehmen 
damit eine Sonderstellung in der 
Kreativwirtschaft ein. Entsprechend 
hoch ist die Künstlersozialabgabe, die 
von Galerien gezahlt werden muss. 
Da auch Künstler, die im Markt nur 
schwach oder gar nicht vertreten 
sind, in der Regel über die Künstler-
sozialkasse krankenversichert sind, 
partizipieren diese auf dem Weg 
der Umverteilung an den im Markt 
erzielten Umsätzen. Allein dies wäre 
ein Grund, sich mit Ressentiments 
gegen den Kunstmarkt zurückzuhal-
ten. À propos: Bis heute, nach über 
25 Jahren Künstlersozialkasse, ist es 
nicht gelungen, der Öffentlichkeit zu 
verdeutlichen, dass sich diese Institu-
tion zu 30 Prozent den Zahlungen der 
Kulturvermarkter verdankt. Selbst die 
meisten Künstler glauben, es sei eine 
rein staatliche Wohltat, dass sie als 
freischaffende Selbständige nur die 
Hälfte der regulären Versicherungs-
beiträge zahlen brauchen.

Der Kunstmarkt wird als beson-
ders glamouröser Zweig der Kultur-
wirtschaft wahrgenommen. Aber der 
Arbeitsalltag stellt eine Galerie vor 

vielfältige Herausforderungen, zumal 
die Investitionen in junge Kunst hoch 
sind und Erfolge mitunter auf sich 
warten lassen. Auch mussten sich die 
Marktakteure in den letzten Jahren 
auf allerhand Veränderungen ein-
stellen, z.B. darauf, dass das Internet 
eine zunehmende Transparenz des 
Marktes und der Kunstpreise bewirkt 
hat. Längst reicht es nicht mehr aus, 
nur in der eigenen Galerie Ausstellun-
gen zu veranstalten. Um im Wettbe-
werb zu bestehen, um neue Kontakte 
zu knüpfen und nicht zuletzt aus 
Imagegründen müssen Galerien auch 
auf internationalen Kunstmessen 
Flagge zeigen – was zu einem erheb-
lichen Anstieg der Betriebskosten 
geführt hat. In naher Zukunft wird 
Deutschland zudem nicht nur der 
Konkurrenz durch kunstmarktstarke 
Länder wie der Schweiz, England und 
den USA standhalten müssen, son-

dern auch der östlichen Hemisphäre, 
in der sich rasant neue Kunstmärkte 
formieren.

Bei der Galeriearbeit steht an ers-
ter Stelle die Entdeckung und Positio-
nierung von Künstlern, deren Werke 
nicht nur ausgestellt und gehandelt, 
sondern auch intellektuell vermittelt, 
dokumentiert und publizistisch be-
gleitet werden. Kunden und Sammler 
erwarten von ihrer Galerie vor allem 
Sachkenntnis und kompetente Be-
ratung, diverse Dienstleistungen 
und natürlich die Garantie für die 
Echtheit der erworbenen Werke. Eine 
informative und gut gestaltete Web-
site, kontinuierliche Pressekontakte, 
gute Beziehungen zu Kuratoren, 
Kunstvereinen und Museen sind 
unverzichtbare Bestandteile einer 
planvollen Galeriearbeit. Ausstellun-
gen in öffentlichen Institutionen sind 
für jeden Künstler ein besonderer 

Höhepunkt und für Galerien eine 
Anerkennung für richtige Entschei-
dungen. 

Eine Galerie kennt die Arbeitspro-
zesse ihrer Künstler, deren Ausstel-
lungsaktivitäten und den diskursiven, 
zeitgenössischen Kontext, in dem ihre 
Werke stehen. Galerien sind somit 
hervorragende Informationsquellen 
über Künstler und werden hierzu 
auch häufig in Anspruch genom-
men. Das Gespür für künstlerische 
Qualität und Innovation ist aber nur 
eine von vielen Voraussetzungen für 
eine erfolgreiche Vermittlungsarbeit. 
Marktkenntnis, betriebswirtschaft-
liches Know-how, Medienkompetenz 
und Kommunikationstalent in unter-
schiedlichen sozialen Milieus gehört 
ebenso dazu wie juristisches und 
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steuerliches Grundwissen. 
Bislang führt keine spezifische 

Ausbildung auf direktem Weg zum 
Beruf des Galeristen. Neueinsteiger 
kommen auch nicht geradewegs 
aus dem Hörsaal, sondern haben 
zumindest einige Jahre Erfahrung in 

kulturaffinen Berufen oder als Mit-
arbeiter in Kunstmarktunternehmen 
gesammelt. Nicht zuletzt, um die Aus-
bildungslücke etwas zu schließen hat 
der BVDG aus dem Erfahrungswissen 
seiner Mitglieder die „Grundsätze 
der Zusammenarbeit von Künst-
lern und Galerien“ konzipiert. Auf 
knappen 25 Seiten werden hier die 
wichtigsten Aspekte der Galeriearbeit 

skizziert: Was sind die Essentials eines 
Vertrags oder einer verbindlichen 
Vereinbarung? Wie funktioniert der 
Kommissionsverkauf? Wie werden 
Preise ermittelt? Woran bemisst sich 
die Höhe von Provisionszahlungen? 
Welche steuerlichen und rechtlichen 
Besonderheiten sind zu beachten? 
Die „Grundsätze“ liefern keine Zau-
berformel für erfolgreiche Galeriear-

beit; sie lassen auch manche Frage of-
fen, die sich nur aus den individuellen 
persönlichen und wirtschaftlichen 
Umständen einer Galerie respektive 
aus dem Anspruch und Status ihrer 
Künstler beantworten lassen. Aber 
sie bieten einen Leitfaden, an dem 
sich Galerien – und Künstler – mit 
dem Ziel einer sinnvoll strukturierten 
Kooperation orientieren können. 

Die Verfasserin ist Geschäftsführerin 
des Bundesverbandes Deutscher Ga-

lerien und Editionen e.V. (BVDG) und 
war von 2004 bis Mai 2010 Sprecherin 

des Deutschen Kunstrats 

Die „Grundsätze der Zusammenarbeit von 
Künstlern und Galerien“ sind erhältlich bei: 
BVDG e.V., Dessauer Str.32, 10963 Berlin, 
030-263 922 980, post@bvdg.de

Stellungnahme des Deutschen Kulturrates zum Grünbuch der EU-Kommission 
Erschließung des Potenzials der Kultur- und Kreativindustrien

Berlin, den 22.06.2010. Der Deut-
sche Kulturrat, der Spitzenverband der 
Bundeskulturverbände, begrüßt, dass 
die EU-Kommission mit dem Grünbuch 
„Erschließung der Kultur- und Krea-
tivindustrien“ die Bedeutung dieses 
Wirtschaftssegments für die Volkswirt-
schaft in Europa unterstreicht.

Dennoch greift aus Sicht des Deut-
schen Kulturrates das Grünbuch der 
EU-Kommission „Erschließung des 
Potenzials der Kultur- und Kreativwirt-
schaft“ zu kurz. Der Deutsche Kulturrat 
kritisiert insbesondere, dass der Kultur- 
und Kreativwirtschaft vor allem eine 
dienende Funktion zur besseren Leis-
tungsfähigkeit der Informations- und 
Telekommunikationswirtschaft  (IKT) 
zugemessen wird. Die Informations- 
und Telekommunikationswirtschaft 
ist auf attraktive Inhalte angewiesen, 
damit die Netze genutzt werden. Die 
Kultur- und Kreativwirtschaft wird in 
dem Grünbuch vor allem als ein In-
haltslieferant für die Informations- und 
Telekommunikationsbranche gesehen 
und damit funktionalisiert. In ähnlicher 
Weise wird im genannten Grünbuch 
darauf abgehoben, dass im Kunst- 
und Kulturbereich Ausgebildete auch 
in anderen Wirtschaftsbranchen tätig 
sind und hier wichtige Impulse geben. 
Auch hier wird der Kulturbereich nur 
funktional gesehen.

Der Eigenwert der Kultur- und Krea-
tivwirtschaft, die Besonderheit kul-
tureller Güter und Dienstleistungen 
sowie ihr Doppelcharakter als Kul-
tur- und Wirtschaftsgut werden zwar 
im Grünbuch erwähnt, finden in den 
Ausführungen aber keinen adäquaten 
Niederschlag. 

Der Deutsche Kulturrat bedauert eben-
so, dass die Vielfalt kultureller Aus-
drucksformen im genannten Grünbuch 
keine ausreichende Berücksichtigung 
findet. Die Kultur- und Kreativwirtschaft 
wird auf jene Branchen reduziert, die 
Inhalte für die Informations- und 
Telekommunikationsindustrie liefern 
können, also digital arbeiten. Andere 
kulturelle Güter und Ausdrucksformen 
finden keine Berücksichtigung. Kunst 
und Kultur existierten aber bereits vor 
der Digitalisierung. Eine Verkürzung 
der Kultur- und Kreativwirtschaft auf 

jene Bereiche, die Inhalte für die In-
formations- und Telekommunikations-
industrie liefern, bedeutet mittelfristig 
eine Verarmung der Debatte um die 
Kultur- und Kreativwirtschaft und ist 
wenig nachhaltig.

Gerade mit Blick auf eine kohärente 
Kulturpolitik, die nicht zuletzt mit der 
EU-Kulturagenda angestoßen werden 
sollte, ist es bedauerlich, dass die 
Chance einer europaweiten Debatte 
zur Erschließung des Potenzials der 
Kultur- und Kreativwirtschaft mit diesem 
Grünbuch verschenkt wurde.

Der Deutsche Kulturrat kommt daher 
zu der Auffassung, dass das Grünbuch 
„Erschließung des Potenzials der Kultur- 
und Kreativindustrien“ die Kultur- und 
Kreativwirtschaft unzureichend erfasst 
und auf jene Branchen reduziert, die 
für die Informations- und Telekommu-
nikationsbranche von Relevanz sind. 
Damit wird das Grünbuch der Vielfalt in 
der Kultur- und Kreativwirtschaft nicht 
gerecht.

Im Folgenden nimmt der Deutsche 
Kulturrat zu einzelnen im Grünbuch 
aufgeworfenen Fragen Stellung. Dabei 
konzentriert sich der Deutsche Kultur-
rat auf die Fragen, in denen es um die 
Verbindung von Kultur- und Kreativwirt-
schaft und Informations- und Telekom-
munikationsbranche geht.

Wie kann dem Experimentieren, der 
Innovation und dem Unternehmergeist 
in den KKI (Kultur- und Kreativindus-
trien) mehr Raum gegeben und mehr 
Unterstützung geboten werden? Anders 
gesagt, wie kann der Zugang zu IKT-
Dienstleistungen bei/für kulturelle(n) 
und kreative(n) Aktivitäten verbessert 
und die Nutzung ihrer kulturellen Inhalte 
verstärkt werden? Wie können IKT zu 
einer treibenden Kraft neuer Geschäfts-
modelle für einige KKI werden?
Aus Sicht des Deutschen Kulturrates 
ist vor allem ein durchsetzungsstarkes 
Urheberrecht unabdingbar, damit sich 
die Kultur- und Kreativwirtschaft in der 
digitalen Welt entwickeln kann. Es muss 
auch im Interesse der Informations- und 
Telekommunikationsindustrie sein, sich 
für ein durchsetzungsstarkes Urheber-
recht einzusetzen, damit die Unterneh-
men der Kultur- und Kreativwirtschaft, 

deren Güter und Dienstleistungen von 
der Informations- und Telekommuni-
kationsindustrie verbreitet und genutzt 
werden, einen ökonomischen Ertrag 
daraus ziehen können.

Wie können Partnerschaften zwischen 
Kunst- und Designschulen einerseits 
und Unternehmen andererseits als 
ein Weg forciert werden, um Unter-
nehmensgründungen, Jungunterneh-
men und Unternehmergeist sowie die 
Entwicklung von IKT-Kompetenzen zu 
fördern? Wie kann Peer-Coaching in den 
KKI auf EU-Ebene gefördert werden?
Die bestehenden Kooperationen und 
digitalen Plattformen sollten ausgebaut 
und finanziell unterstützt werden.

Wie können Anreize für private Investo-
ren geschaffen und der Zugang der KKI 
zu Kapital verbessert werden? Können 
Finanzierungsinstrumente auf EU-Ebe-
ne die Bemühungen auf nationaler 
und regionaler Ebene unterstützen und 
ergänzen und damit einen Mehrwert 
generieren? Wenn ja, wie? Wie kann 
die Investitionsbereitschaft von KKI-
Unternehmen erhöht werden? Welche 
besonderen Maßnahmen können er-
griffen werden und auf welcher Ebene 
(regional, national, EU-weit)?
In der Praxis erweisen sich eher die 
Hausbanken als Problem bei der Kredit-
beschaffung als die Förderprogramme. 
Insofern könnte ein Mikrokreditpro-
gramm der EU-Kommission, das nicht 
über Hausbanken vergeben wird, bei 
der Kapitalbeschaffung von Klein- und 
Kleinstunternehmen der Kultur- und 
Kreativwirtschaft eine wichtige unter-
stützende Funktion leisten.

Wie lässt sich die Integration der KKI 
in die strategische regionale/lokale 
Entwicklung verstärken? Welche Ins-
trumente und welche Partnerschaften 
erfordert ein integrierter Ansatz?
Gerade die Stadtentwicklungspolitik 
bietet zahlreiche Chancen für die eher 
kleinteilig organisierte Kultur- und Kre-
ativwirtschaft. Hier sollte ein stärkeres 
Gewicht auf interdisziplinäre Ansätze ge-
legt werden. Ebenso stellt sich oftmals 
das Problem, dass die erforderlichen 
Kofinanzierungsmittel von den Ländern 
nicht aufgebracht werden können. 
In solchen Fällen müssen Lösungen 
zur Finanzierung von Maßnahmen in 

strukturschwachen Regionen gefunden 
werden. Dabei wäre es auch denkbar 
auf die Kofinanzierung zu verzichten.

Welche neuen Instrumente sollen akti-
viert werden, um die kulturelle Vielfalt 
mit Hilfe der Mobilität kultureller und 
kreativer Werke, von Künstlerinnen und 
Künstlern sowie von Kulturschaffenden 
innerhalb der EU und darüber hinaus 
zu fördern? Inwieweit können virtuelle 
Mobilität und Online-Zugang zu diesen 
Zielen beitragen?
Der Deutsche Kulturrat hat bereits 
in verschiedenen Stellungnahmen 
Vorschläge zur Verbesserung der Be-
steuerung ausländische Künstler vor-
geschlagen. Ziel der Reform muss ein 
verständliches und praktikables System 
sein, dass einen Beitrag zum Abbau 
von Bürokratie leistet und den Kultur-
austausch erleichtert. Der Deutsche 
Kulturrat fordert daher:

in Anlehnung an das niederländische 
Modell der Besteuerung ausländischer 
Künstler sollen Künstler aus Staa-
ten, mit denen ein Doppelbesteue-
rungsabkommen besteht, künftig die 
Einkommenssteuer in ihrem Wohn-
sitzland zahlen. Die Besteuerung im 
Wohnsitzland kann durch ein Kontroll-
meldeverfahren sichergestellt werden. 
Ein weiterer Vorteil dieses Verfahrens 
wäre eine erhebliche Verwaltungsver-
einfachung.
Künstler aus Staaten, mit denen kein 
Doppelbesteuerungsabkommen be-
steht – dieses trifft nur auf wenige Fälle 
zu –, sollen die Kosten für ihren Auftritt 
in Deutschland vollständig abziehen 
können. Damit können langwierige 
Erstattungsverfahren und zusätzliche 
Bürokratie vermieden werden.

Die europaweite Einführung eines 
solchen Systems würde einen wich-
tigen Beitrag zur Mobilität der Künstler 
leisten. 

Eine weitere Öffnung der EU-Kulturför-
derprogramme für Klein- und Kleinstun-
ternehmen der Kultur- und Kreativwirt-
schaft könnte ebenso zur Mobilität der 
Künstler beitragen.

Welche Instrumente sollten auf EU-Ebe-
ne vorgesehen oder verstärkt werden, 
um Zusammenarbeit, Austausch und 

·

·

Handel zwischen den EU-KKI und 
Drittländern zu fördern?
Auch hier stellen bürokratische Hin-
dernisse bei der Besteuerung auslän-
discher Künstler oder auch Visums-
fragen ein Problem bei der Zusam-
menarbeit europäischer Unternehmen 
der Kultur- und Kreativwirtschaft mit 
Drittländern dar. Diese bürokratischen 
Hemmnisse sollten beseitigt werden. 
Der Deutsche Kulturrat unterstreicht, 
dass auch in der Beziehung mit Dritt-
ländern die Wahrung urheberrecht-
licher Standards unabdingbar ist.

Wie können die externen Effekte der 
KKI auf andere Industrien und die 
Gesellschaft als Ganzes beschleunigt 
werden? Wie können wirkungsvolle 
Mechanismen für diese Art der 
Wissensverbreitung entwickelt und 
umgesetzt werden? Wie können „kre-
ative Partnerschaften“ zwischen den 
KKI und Bildungseinrichtungen/Un-
ternehmen/Verwaltungen gefördert 
werden? Wie können der stärkere 
Einsatz bestehender zwischenge-
schalteter Stellen und die Entwick-
lung einer Reihe unterschiedlicher 
zwischengeschalteter Stellen als 
Mittlerinnen zwischen Künstler- und 
Kreativgemeinschaften und den KKI 
auf der einen Seite und Bildungs-
einrichtungen/Unternehmen und 
Verwaltungen auf der anderen Seite 
gefördert werden?
Der Deutsche Kulturrat betont, dass 
die Kultur- und Kreativwirtschaft mit 
dem gesamten kulturellen Leben ver-
woben ist. Dazu gehört die u.a. Aus- 
und Weiterbildung an Hochschulen, 
Akademien, im dualen Ausbildungs-
system ebenso wie die öffentliche 
Kulturförderung und der gemeinnüt-
zige Kulturbereich. Diese Verflechtung 
gilt es sowohl von kulturpolitischer 
Seite aber auch hinsichtlich anderer 
Politikfelder stärker in den Blick zu 
nehmen und hieraus eine konsistente 
Kulturentwicklungspolitik abzuleiten. 
Gerade der öffentliche Kultursektor so-
wie die gemeinnützigen Kulturvereine 
leisten einen wesentlichen Beitrag 
als Auftraggeber und Abnehmer kul-
tur- und kreativwirtschaftlicher Güter 
und Dienstleistungen. Einsparungen 
in diesem Bereich wirken sich un-
mittelbar auf die Ertragschancen der 
Kulturwirtschaft aus. 
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goethes welt / Über den Tellerrand

Zwischen Kabul und Kalkutta: Kunst bei 48 Grad 
Das Goethe-Institut in Delhi hält in der Zukunftsregion Südasien viele Fäden in der Hand • Von Werner Bloch

Eine grüne Oase im Herzen von Neu Delhi: das Goethe-Institut 					           © Goethe-Institut

Delhis 15 Millionen Einwohner sind 
einiges gewöhnt. Temperaturen bis 
zu 48 Grad, Staub, Stromausfälle 
– und Bauarbeiten so weit das Auge 
reicht. Was aber machte dieser selt-
same Kran, der sich an einer Haupt-
verkehrsstraße reckt, scheinbar ins 
Nichts? Ein Kran, der nachts bizarr 
angeleuchtet wird? Und warum hält 
er in seinem Greifarm einen ausge-
rissenen Baum mit Wurzeln, obwohl 
es doch an dieser Stelle gar keine 
Bäume gibt? 

Eine surreale Szenerie, wie aus 
einem Film von David Lynch. 

Nachts halten hier sogar Autofahrer 
an. Die Lösung: Kran und Baum sind 
ein Kunstwerk des aus Bangalore 
stammenden Künstlers Krishnaraj 
Chonat. Sie gehören zum Festival 48 
Grad, das das Goethe-Institut Delhi 
gemeinsam mit der Gesellschaft für 
Technische Zusammenarbeit und 
zwanzig Künstlern aus aller Welt 
im Dezember 2008 veranstaltet hat. 
Eine Skulptur des Protestes: der 
Kran des Künstlers Chonat stand an 
einer Stelle, an der die U-Bahn von 
Delhi gebaut wurde. Dazu hatten 
die Stadtbehörden Tausende von 
Bäumen vernichtet – Bäume, die vor 
ein paar Jahren hier noch Schatten 
spendeten. 

„Delhi“, sagt der Architekt Rem 
Kolhaas, „hat das Potenzial, zur 
globalen Stadt des 21. Jahrhunderts 
aufzusteigen.“ Aber wie? Ist es Fort-
schritt, wenn die Ökologie hinter der 
Technik zurücksteht? Bei 48 Grad gab 
es jedenfalls eine doppelte Indien-
Premiere. Zum einen wurden Um-
weltprobleme, die in der indischen 
Hauptstadt überall augenfällig sind, 
überhaupt zum ersten Mal künst-
lerisch verarbeitet. Zum anderen 
wurde die Kunst, wie sie in Indien 
verstanden wird, aus dem Museum 
in den öffentlichen Raum bugsiert, 
an Kreuzungen und auf Plätzen in 
Stellung gebracht, die jedem zu-
gänglich sind. Ein Indien, in dem der 
öffentliche Raum allen gehört, nicht 
nur dem Verkehr und den Billboards 
der Industrie.

Das Projekt, über das in Indien viel 
berichtet wurde und das rund zwan-
zig Künstler beschäftigte, stammte 
aus der Feder des Goethe-Instituts in 
Delhi und seines Leiters Stefan Drey-
er. Alles weitere wurde einer Inderin 
überlassen: der renommierten Kura-
torin und Kunsttheoretikerin Pooja 
Sood, einer energischen jungen Frau, 
die in Indien seit Jahren den Kunstbe-
griff durcheinander wirbelt.

„Wir haben uns von der klas-
sischen Kulturarbeit, die viel mit der 
‚Präsentation des Deutschen’ zu tun 
hat, entfernt, hin zu einer Kulturar-
beit, die interessiert ist einzugreifen“, 
sagt Stefan Dreyer in seinem Büro. 
Er ist nicht nur Leiter des Goethe-
Instituts New Delhi, sondern auch 
Regionalleiter Südasien. Das heißt: 
selbst so problematische Länder wie 
Afghanistan und Sri Lanka gehören zu 
seinem Arbeitsgebiet – und denkt man 
an das schwierige, von Feindseligkeit 
und Misstrauen geprägte Verhältnis 
von Indien und Pakistan, muss das 
eigentlich ein Höllenjob sein.

Dreyer, der bedächtig spricht, 
aber messerscharf formuliert, sieht 
das ziemlich gelassen; vielleicht 
nimmt er auch Herausforderungen 
gerne an, anders geht hier nichts. 
„Das Tollste für mich ist, wenn wir die 
unterschiedlichen Länder und Kul-
turen der Region allen Widerständen 
zum Trotz zusammenbringen.“ Zum 
Beispiel hat der indische Künstlerstar 
Shuta Desgupta einen Workshop 
mit afghanischen Fotografen veran-
staltet. Da passiert etwas, was die 
Erwartungshorizonte übersteigt und 
für neue Schwingungen sorgt.

Ein schönes Beispiel ist auch der 
Workshop, zu dem pakistanische 

Schulleiter und Schüler nach Indien 
eingeladen wurden. Die Pakistani 
lehnten dankend ab, man reise nicht 
in verfeindete Gebiete. Daraufhin 
verlegte Dreyer das Treffen nach Sri 
Lanka – und alle kamen. Deutsch als 
Sprechanlass, sicher – aber natürlich 
wurde in Colombo viel mehr in Gang 
gesetzt, als auf der Tagesordnung 
stand.

Jedem, der einmal ein Goethe-
Institut im Ausland besucht hat, wird 
schnell klar: Was das Goethe-Institut 
von vielen anderen Kulturinstituten 
unterscheidet, ist, dass es eben nicht 
nur Werbung für Deutschland macht, 
sondern Künstler, Kuratoren und 
Kulturpolitiker aus unterschiedlichen 
Ländern vernetzt. Das bringt Kredit 
in den jeweiligen Gastländern. Des-
halb genießt das Goethe-Institut in 
vielen Regionen hohes Ansehen. Eine 
Strategie, die sich auf lange Sicht viel 
mehr auszahlt als etwa der forcierte 
Kulturexport durch die Franzosen.

Dabei kennen die Inder nicht 
einmal den Begriff Goethe-Institut. 
Sie sprechen vom Max Mueller Bha-
van, benannt nach einem deutschen 
Forscher, der in Indien allerhöchstes 
Ansehen genießt: Max Müller hatte 
im 19. Jahrhundert das klassische 
Sanskrit entziffert und so den Indern 
den Zugang zu ihrer eigenen Kultur 
ermöglicht. Seitdem gilt er auf dem 
Subkontinent als unsterblich.

Seit ein paar Jahren gibt es nun 
einen Run auf das Deutsche, der ein-
fach alle überrascht. Das Goethe-Ins-
titut ist so etwas wie eine grüne Oase 
im Zentrum von Delhi, mit Cafeteria, 
einem Garten, einem kleinen Book-
shop. Aber warum drängen so viele 
junge gut aussehende und dabei auch 
noch ausgesprochen gut gelaunte 
Inder hierher? „Wir brauchen keine 
Reklame zu machen, uns rennt man 
jetzt schon die Bude ein“, sagt der 
Chef der Sprachabteilung, Eberhard 
Weller. Fast scheint es, als müsse 
man den Ansturm junger Inder der 
Mittelschicht etwas bremsen – mit 
der Ausbildung junger Deutschlehrer 
kommt man bei Goethe kaum nach.

Nirgendwo auf der Welt wächst die 
Zahl derjenigen, die deutsch lernen, so 
schnell wie in Indien. Über 20.000 In-
der sind derzeit an Goethe-Instituten 
in Indien eingeschrieben. Und es wer-
den immer mehr. Während die Zahl 
der Deutschlerner seit Jahren weltweit 
zurückgeht, drängen – vorzugsweise 

junge, gebildete, beruflich erfolgreiche 
– Inder in die Institute.

Deutsch sehen die meisten Inder 
als wichtige Zusatzqualifikation an. 
Die meisten von ihnen sprechen be-
reits drei bis vier Sprachen, darunter 
Englisch, Hindi und die jeweilige Re-
gionalsprache (Bengali, Tamil, etc.). 
Viele hoffen aber auf Ausbildungs-
plätze bei den immer zahlreicher 
werdenden deutschen Unternehmen 
– die Unternehmen legen Wert dar-
auf, dass sich die Arbeitskräfte mit 
der deutschen Sprache und Kultur 
beschäftigen, weil das die Bindung 
an die Unternehmen stärkt.

So ungewohnt das klingt: Deutsch 
ist in Indien die Sprache der Stunde. 
Da trifft eine Menge zusammen: das 
Interesse der Wirtschaft an qualifi-
zierten und kreativen Kräften, die 
Indien in großer Zahl nicht nur im 
IT-Bereich bereitstellt; ein Ansehen 
Deutschlands, das hier niemals Kolo-

nialmacht war – und jetzt auch noch 
die geeignete Schulbildung durch das 
sogenannte PASCH-Programm – also 
indische Schulen, die als „Partner-
schulen“ deklariert werden. Dort wird 
deutsch als Fremdsprache schon früh 
unterrichtet; im Gegenzug unterstützt 
die Bundesregierung die betreffenden 
Schulen mit Geld und Ausstattung.

Meist sind das Schulen, die zu 
den besten im Land zählen – und es 
gibt hier hervorragende, meist privat 
finanzierte Schulen im Land. Die At-
mosphäre dort ist für einen Europäer 
überraschend, enorm konzentriert, 
intensiv. Schulfeste sind hier wirk-
liche Erlebnisse zwischen Musik, 
Theater und Kostümen, ohne jedes 
Grau, das man aus deutschen Schu-
len kennt. Das Potential für Deutsch-
lerner ist enorm: es wird auf zwei bis 
vier Millionen Schüler geschätzt.

Im nächsten Jahr steht dann ein 
Megaprojekt an, das alle Dimensi-

onen der Kulturarbeit sprengen wird. 
Das Jahr „Deutschland in Indien“, an 
dem das Auswärtige Amt, Goethe, 
die DFG und das Bildungs- und For-
schungsministerium und Vertreter 
der Industrie beteiligt sind. „Delhi“, 
meint Shuddhabrata Sengupta vom 
Medienkollektiv Raqs, „hat jede 
Menge Zukunft, denn hier ist alles 
neu zu erfinden und neu zu bauen“. 
Und die Große Dame der indischen 
Kultur- und Literaturkritik, Geeta 
Kapur, mahnt: „Indien ist wider-
spenstiger als alle anderen Länder 
des Südens, eigenständiger und 
selbstbewusster.“ Das Goethe-Insti-
tut vermittelt zwischen all den Posi-
tionen. Es hat die Federführung des 
kommenden Kulturjahres 2011/2012 
übernommen.

Der Verfasser ist Journalist und 
schreibt u.a. für die FAZ, die Süddeut-

sche Zeitung und die DIE ZEIT  

Kultur als Wachstumsstrategie 
Ein notwendiger Korrekturprozess • Von Christine M. Merkel 

„Die Probleme, die es in der Welt 
gibt, sind nicht mit der gleichen 
Denkweise zu lösen, die sie erzeugt 
hat.“ (Albert Einstein angesichts der 
Weltwirtschaftskrise 1929).

Seit dem Jahr 2000 hat sich die 
internationale Gemeinschaft 

verpflichtet, bis ins Jahr 2015 die ex-
tremsten Formen von Armut, Hunger 
und Krankheit zu überwinden. For-
muliert als acht Milleniumsentwick-
lungsziele (Millenium Development 
Goals, abgekürzt MDGs) soll die Zahl 
der Menschen die Hunger leidet, hal-
biert werden. Weitere messbare Ziel-
vorgaben gibt es für Grundbildung, 
Säuglings- und Müttersterblichkeit, 
Gesundheit (Malaria, Tuberkulose, 
HIV/Aids) und Wasserversorgung. 
Die gegenwärtige Verlustrate biolo-
gischer Vielfalt sollte bis 2010 signi-
fikant reduziert werden. 

Der Erwartungsdruck gegenü-
ber den Regierungen wurde damit 
erstmal erfolgreich erhöht. So hat 
sich z.B. Deutschland verpflichtet, 
die Ausgaben für die öffentliche Ent-
wicklungszusammenarbeit (ODA) bis 
zum Jahr 2010 auf 0,7% des Brutto-

inlandsprodukts zu steigern. Dieses 
Ziel wird jedoch nach der derzeitigen 
Datenlage nicht erreicht werden.

Vom 20. bis zum 22. September 
2010 findet in New York ein UN-Gipfel 
zu den Milleniumsentwicklungszie-
len statt. Mit einem Aktionsplan für 
die verbleibende Zeitspanne von 
knapp fünf Jahren sollen weltweite 
Hilfszusagen zusammengeführt und 
eine Effizienzsteigerung der Mittel 
bewirkt werden. 

Im Vorfeld dieses Gipfels gab es 
eine intensive Debatte über nötige 
Kurskorrekturen. 

In den ersten zehn Jahren sind 
zwar auch in einigen der ärmsten 
Länder der Welt Fortschritte beim 
Zugang zu Grundschulbildung, zu 
sauberem Wasser und bei der Be-
kämpfung von Malaria und Aids 
zu verzeichnen. Jedoch zeigen die 
umfassenden Fortschrittsberichte 
für 130 Länder und Regionen, dass 
die Mehrzahl der vereinbarten Ziele 
in den allermeisten Ländern nicht 
bis zum Jahr 2015 verwirklicht wer-
den können. Besonders gravierende 
Defizite gibt es bei der Reduzierung 
von Kinder- und Müttersterblich-

keit. In dieser Analyse sind sich die 
Vereinten Nationen, die Weltbank, 
die EU-Kommission, Regierungen 
und Nichtregierungsorganisationen 
ungewöhnlich einig. 

Noch nicht ganz so einig ist man 
sich über die Rolle von Kultur für 
Wachstumsstrategien, welche die 
Entwicklung von Mensch, Gesell-
schaft und Erde gleichermaßen 
berücksichtigen. Nach Zahlen der 
OECD wurden 2007 nur 1,7% der 
internationalen öffentlichen Ent-
wicklungshilfe für die kulturelle 
Dimension von Entwicklung einge-
setzt. So wies der Creative Economy 
Report der UNCTAD von 2008 unter 
rein ökonomischen Gesichtspunkten 
darauf hin, dass Kultur- und Kreativ-
wirtschaft 3,4% des globalen Brutto-
inlandsprodukts ausmachen und mit 
einer überdurchschnittlichen Wachs-
tumsrate von 8,7% in den Jahren 2000 
bis 2005 zudem noch wesentliche 
Wachstumsimpulse setzte.

Kultur, Wissenschaft und Bil-
dung müssen für die tatsächliche 
Erreichung der Milleniumsent-
wicklungsziele zusammengedacht 
werden. Selbstentwicklung hängt 

wesentlich davon ab, wie Menschen 
und Gesellschaften die Ökologie 
ihrer kulturellen Ressourcen und Fä-
higkeiten nutzen und stärken. So ist 
z.B. Grundbildung ganz wesentlich 
auch ein kulturelles Projekt. Dass 
noch immer jede Minute weltweit 
eine Frau bei der Geburt eines Kin-
des oder an den Folgen einer Geburt 
stirbt – und 99% dieser Frauen in 
Entwicklungsländern sterben – ist 
auch ein kultureller Skandal, der 
förmlich nach einer kopernika-
nischen Wende schreit. 

Datenbasis und Methodik sind 
wichtig für effektive Politikgestaltung. 
Hier erwies sich die Frage der Ar-
mutsmessung als ein Hauptproblem 
in der Umsetzung der Millenium-
sentwicklungsziele. Man hatte sich 
2000ff auf Einkommensarmut und 
Kaufkraftschätzungen konzentriert, 
mit der griffigen Formel „extreme Ar-
mut bedeutet von weniger als einem 
Dollar pro Tag leben zu müssen“. 
So wurde 2004 die positive Nach-
richt verkündet, dass die Zahl der 
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„1-Dollar-Armen“ auf 986 Millionen 
gesunken war. 

Verstärkt wurde jedoch Kritik laut, 
dass diese vermutete Einkommenssi-
tuation armer Menschen von unre-
alistisch niedrigen Zahlen ausging. 
2008 führte dies zu einer vollständi-
gen Revision der Armutsstatistiken 
der Weltbank, auf Basis einer ge-
meinschaftlichen Neubewertung der 
Kaufkraftparitäten durch die Welt-
bank, die Vereinten Nationen und 146 
nationale Statistikbehörden. 

Dadurch wurde z.B. schlagartig 
deutlich, dass die Volkseinkommen 
Chinas und Indiens um ca. 40% 
überschätzt worden waren. Als allge-
mein akzeptiertes Ergebnis geht man 
seither von weltweit 1,4 Milliarden 
Menschen aus, die sich mit absoluter 
Armut auseinandersetzen müssen 
und die ihr tägliches Leben vom Ge-
genwert von 1,25 US $ bestreiten.

Diese Bereitschaft zur radikalen 
Neubewertung der Datenlage zeigt 
weitere Folgen: Die Stimmen in der 
Entwicklungspolitik werden lauter, 
die für eine Rückbesinnung auf um-
fassendere Strategien nachhaltiger 
menschlicher Entwicklung plädieren. 
Der zwanzigste Bericht zur mensch-
lichen Entwicklung (Oktober 2010) 
stellt Wissen aus Entwicklungsländern 
und -regionen in den Mittelpunkt. 
Am 14. Juli 2010 stellten die Univer-
sität Oxford und UNDP einen neuen 

Zwischenruf

Paynesville Community Grundschule in Monrovia, Liberia. Viele Schüler fallen in der Schule zurück und müssen die Klas-
se wiederholen, was dadurch hervorgerufen wird, dass Schüler unterschiedlichster Alterstufe in nur einem  Klassenzim-
mer unterrichtet werden                                                                                                                                                    © UNESCO/Glenna Gordon

Armutsindikator vor. Dieser sog. MPI 
soll die „ein-Dollar-Falle“ überwinden 
helfen. Der Indikator systematisiert 
in mehreren Dimensionen die Ent-
behrungen, mit denen ein Haushalt 
konfrontiert ist (Bildung, Gesund-
heitsstand, Zugang zu öffentlichen 
Diensten wie Abwasser, Elektrizität 
u.a.). Er erlaubt ein nuancierteres Bild 
der Lebenslagen in der Gesellschaft, 
v.a. auch der Ungleichheit zwischen 
den Geschlechtern. NGOs, Zivilgesell-
schaft und Regierungen können damit 
zielgenauere Programme entwickeln. 
Mexiko hat diesen Ansatz bereits 
auf nationaler Ebene übernommen, 
Chile und Kolumbien erwägen diesen 
Schritt. Der MPI soll weiterentwickelt 
werden in dem Maße wie internatio-
nal vergleichbare Daten zur Sicherheit 
vor Gewalt, zu sozialen Verbindungen 
und Kultur verfügbar werden. Hierzu 
können die EU-Mitgliedsstaaten er-
heblich beitragen, die für ihre eigene 
Entwicklungsstrategie die Rolle von 
Kunst, Kultur, kulturellen Ausdrucks-
weisen sowie von Kultur- und Kreativ-
wirtschaft für die Selbstentwicklung 
von Gesellschaften als zentral aner-
kennt haben. 

Die Verfasserin ist Leiterin des 
Fachbereichs Kultur, Memory of the 

World der Deutschen UNESCO-
Kommission und der Kontaktstelle 
für das UNESCO-Übereinkommen 

zum Schutz und zur Förderung 
der Vielfalt kultureller Ausdrucks-
weisen. Seit Mai 2010 Vorsitzende 

des Lenkungsausschusses  Kultur des 
Europarats  

Zum Weiterlesen 
w w w. u n . o r g / m i l l e n i u m g o a l s 
20. Bericht über menschliche Entwick-
lung, UNDP HDR 2010, „Rethinking 
Human Development“, Oktober 2010

·

www.deine-stimme-gegen-armut.de 
(mdg2010de@venro.org)
Zur Neuentwicklung des Armuts-
indexes: Alkire, Sabina und Maria 
Emma Santos. 2010. Multidimen-
sional Poverty Index: 2010 Data. 
Oxford Poverty and Human Develop-
ment Initiative. www.ophi.org.zk/po-

·

·

licy/multidimensional-poverty-index/.
Zur Initiative Kultur und Entwicklung 
der spanischen EU-Ratspräsident-
schaft, Girona, Mai 2010, http://cul-
turaydesarollo2010.es
INEF Policy Brief 4/2008, Das MDG-
Projekt in der Krise, Jens Martens/To-
bias Debiel

·

·

Europa-Komplex
Zu: Rupert Graf Strachwitz, „Die Zukunft unserer Staaten“, puk 04/10 • Von Peter Grabowski

Das Zukunftsbild, das Rupert Graf 
Strachwitz in der letzten Ausgabe von 
„politik und kultur“ malt, klingt verlo-
ckend: Ein „Europa der 50 Regionen“ 
sei „kein unattraktives Modell“. Diese 
Idee spiegelt sich sogar schon institu-
tionell auf EU-Ebene – damit beginnen 
dann leider die Ungereimtheiten in 
der Argumentation des prominenten 
Forschers und Kulturpolitikers.

Strachwitz postuliert eine zuneh-
mende Verlagerung von Kompe-

tenzen der jeweiligen nationalen, im 
deutschen Fall also der Bundesebene, 
nach Brüssel. Er behauptet in dem 
Zusammenhang: „Länder und Ge-
meinden sind hiervon kaum berührt“. 
Das, mit Verlaub, ist schlicht falsch: 
So gehen je nach Rechnungsart bis 
zu einem Drittel des EU-Haushaltes 
als Fördergelder in die europäischen 
Regionen, das sind aktuell rund 50 
Milliarden Euro – pro Jahr. Von „kaum 
berührt“ kann schon da wohl keine 
Rede sein, ausnahmsweise sogar eher 
positiv. Von Fragen der Raumordnung, 
europaweiter Ausschreibungspflicht 
kommunaler Leistungen oder dem 
Umweltschutz, ihren hochkomplexen 
Verfahren und den Folgen für Verwal-
tungshandeln und lokale Wirtschaft 
ganz zu schweigen. Auch deshalb 
wurde mit dem Maastricht-Vertrag 
1992 der „Ausschuss der Regionen“ 
eingerichtet. Er sichert Ländern und 
Kommunen ein Anhörungsrecht in der 
EU-Gesetzgebung – ein Anhörungs-
recht! Vom Ausbau des Gremiums zu 
einem starken Instrument innerhalb 
der Gemeinschaft träumten in den 
1990er Jahren viele Regionalpolitiker; 
auch deutsche, allen voran der frühere 
Staatskanzleichef und spätere Minis-
terpräsident Nordrhein-Westfalens, 
Wolfgang Clement. Doch das Gremi-
um erwies sich als Placebo und Ort des 
Scheiterns zugleich. In der europapo-
litischen Realität kommen im Ringen 
um EU-weite Kompromisse nur die 
Nationalstaaten mit ihren – durch wirt-
schaftliche Bedeutung, Bevölkerungs-
stärke und mentale Nähen bedingten 
– Einflusssphären überhaupt zu Ergeb-
nissen. Brüssel- und Straßburgkundige 
wissen zudem, dass diese mühsam 
errungenen Übereinkünfte wegen der 
Vielzahl und -falt der Einzelinteressen 

Zwischenruf
Manch einer mag sich über Beiträge 
in der einen oder anderen Ausgabe 
von politik und kultur gefreut oder 
geärgert haben, manch einer mag 
sich herausgefordert gefühlt ha-
ben, darauf zu reagieren und eine 
zustimmendes Votum oder auch 
eine andere ganz andere Position zu 
veröffentlichen. In der Rubrik „Zwi-
schenruf“ gibt es die Möglichkeit auf 
Beiträge in der vorherigen Ausgabe 
von politik und kultur direkt zu reagie-
ren. In dieser Ausgabe schreibt Peter 
Grabowski zum Leitartikel von Rupert 
Graf Strachwitz in der letzten Ausga-
be von politik und kultur. Wir freuen 
uns auf weitere Zwischenrufe.

Die Redaktion 

von den meisten Beteiligten als min-
destens unbefriedigend empfunden 
werden. Vor diesem Hintergrund zu 
glauben, dass Katalanen, Lombarden 
oder Nordrhein-Westfalen sich an 
einem noch größeren Verhandlungs-
tisch als in Kommission und Rat formal 
gleichberechtigten Regionen wie Viseu 
(Portugal), Dzukija (Litauen) oder 
Sibiu (Rumänien) beugen würden, 
ist politische Phantasterei. Die sei 
natürlich jedem gestattet – als Diskus-
sionsgrundlage für die anstehenden 
politischen Entwicklungsprozesse ist 
sie aber schlicht untauglich.

Auch die Befindlichkeit weiter 
Teile der europäischen Bevölkerung 
leitet Strachwitz, vielleicht aus dem 
eigenen Milieu, zumindest falsch 
ab. Dies wird besonders deutlich bei 
seinen Annahmen zu den Loyalitäten 
der EU-Bürger, die angeblich von der 
eigenen Stadt über Region und Nation 
bis zum ganzen Kontinent reichen. 
Doch selbst vermeintliche Kristalli-
sationspunkte nationaler Identität, 
wie die Fußball-Nationalmannschaft 
in WM-Zeiten, lassen die sonst allge-
genwärtigen innergesellschaftlichen 
Gruppen-Vorbehalte nur für den 
Moment in den Hintergrund treten. 
Wegen der gleichermaßen trivialen wie 
friedlichen und zeitlich wie inhaltlich 
klar begrenzten Ziele wird die Aus-
einandersetzung mit einem äußeren 
„Gegner“ zum „deutschen“ Kollek-
tiverlebnis. In unserem speziellen 
Falle überdeckt das die sonst üblichen 
Animositäten zwischen West- und Ost-
deutschen genauso wie die zwischen 
„Eingeborenen“ und „Migranten“; in 
Frankreich ist die Lage im letzteren 
Punkt ähnlich, in Spanien oder Italien 
gibt es einen stärkeren Nord-Süd- statt 
Ost-West-Gegensatz. Ähnliches lässt 
sich in ganz Europa finden. 

In  Au ß e n s p i e g e l s o c k e  u n d 
schwarz-rot-goldenem Public-View-
ing-Meer manifestiert sich eine emo-
tionale Identifizierung mit der eigenen 
Bevölkerungszugehörigkeit, auf die 
man außerhalb sportlicher Großer-
eignisse höchstens in der politisch 
extremen Rechten trifft. Sie ist psycho-
logisch nur als Übersprungsreaktion 
auf eine, eher zunehmende gefühlte 
Heimatlosigkeit erklärbar: Die Globa-
lisierung, vor allem der Wirtschaft, und 

deren unmittelbare (Lohndumping, 
Arbeitslosigkeit, Zuwanderung) wie 
mittelbare Folgen (anonyme Unter-
nehmensführungen, unverständliche 
Weltmärkte, intransparente Wertent-
wicklungen), tragen dazu genauso 
bei wie leider auch der politische 
Erweiterungsprozess Europas: Jenseits 
von Akademien, Schauspielhäusern 
und Topmanagements wächst in 
weiten Teilen der Bevölkerungen das 
diffuse Gefühl gesellschaftlicher Un-
übersichtlichkeit, eine Entfremdung 
von politischen Prozessen sowie der 
dahinter stehenden, im wahren Sinne 
des Wortes „staatstragenden“ Demo-
kratie-Idee und ihrer Repräsentanten. 
Daraus folgen eben gerade weniger 
Loyalität zu staatlichen Ebenen und 
eine Identitätsbeschränkung auf die 
kleinsten Einheiten. Dieser Verlust 
lässt sich in den seltenen Momenten 
der sozial unbedenklich scheinenden 
wie unkomplizierten gesamtgesell-
schaftlichen Verschwester- und -brü-
derung im Sport wenigstens kurzzeitig 
kompensieren. Gerade der Fußball mit 
seiner über Jahrzehnte gewachsenen 
Strahl- und Einigungskraft gerät so 
zu einer Art emotionalen Aspirins, 
vielleicht sogar zu einem (Kurzzeit-) 
„Opium fürs Volk“. Allerdings ist der 
Kater nach WM oder EM und den fol-
genden Sommerferien jedes Mal ent-
sprechend; ein Blick in die Feuilletons 
der überregionalen Tageszeitungen 
vom Herbst 2006 oder 1996 bestä-
tigt dies schnell. 1990 war aus nahe 
liegenden Gründen eine Ausnahme, 
in 2010 wird der Umkehreffekt dafür 
umso stärker ausfallen, wenn eine für 
weite Bevölkerungsteile schmerzhafte 
Sparwelle der öffentlichen Haushalte 
in der zweiten Jahreshälfte erst stück-
weise bekannt und anschließend im 
Ganzen verhackstückt werden wird. 
Der gleichzeitig überall verkündete 
wirtschaftliche Aufschwung wird dies 
eher noch verstärken.

Regionale, nationale oder gar euro-
päische Identitäten werden erst recht 
und erwartbar keine Rolle spielen, 
wenn es ums Schwimmbad an der 
Ecke und das Theater in der City geht, 
um die Pflege der nahen Parks oder 
unbeleuchtete Straßen in der Nacht. 
In solchen Momenten interessiert den 
Normalbürger – auch den deutschen 

– das Schicksal der Nachbargemeinde 
ebenso wenig wie das einer vermeint-
lich auf Solidarität angewiesenen, 
noch schlechter gestellten Region bei 
Faro oder Riga. In dieser Stimmung 
wird neben Brüssel und Berlin vor 
allem die nahe Kreisstadt beschimpft 
werden, aus der all die bösen Be-
schlüsse mit direkten Auswirkungen 
auf das Alltagsleben kommen und in 
der „ja sowieso keiner weiß, wie es hier 
wirklich aussieht“; in Großstädten sind 
erfahrungsgemäß Stadtzentren und 
Honoratiorenviertel das Ziel dieser Kri-
tik. „Sich überwiegend als Münchner 
zu fühlen und im Übrigen als Bayer“ 
wie Strachwitz es formuliert, wird an-
gesichts stärkerer regionaler Verwur-
zelungen in ländlichen Gebieten vor 
allem im Süden der Republik gerade 
noch möglich sein. Dass „deutsche 
und europäische Loyalität“ gleichzeitig 
„nicht in Zweifel gezogen werden“, ist 
entgegen seiner Annahme aber auch 
dort nicht mehr die Regel; im urbanen 
Teil des Landes kann davon bei weiten 
Teilen der Bevölkerung schon länger 
keine Rede mehr sein. Das zu leugnen, 
würde sich langfristig als Kardinalfeh-
ler einer heutigen Gesellschafts- und 
Kulturpolitik erweisen.

Der Staat des 20. Jahrhunderts, 
prognostiziert Strachwitz, werde im 
21. von der Bühne gehen. Das ist sicher 
richtig, aber auch so überraschend wie 
der nächste Winter. Hier wie dort geht 
es um die Frage der Vorbereitung. Dass 
angesichts des globalen Klimawandels, 
der weltweiten Finanzmärkte und der 
internationalen Terrorismusbekämp-
fung da nun gerade „Europa“ die große 
territoriale Idee der künftigen Epoche 
sein soll, erscheint mindestens rätsel-
haft; angesichts der sichtbar anderen 
Vorzeichen erscheint es ähnlich weit-
sichtig wie die Tausalzbevorratung im 
letzten Jahr. Dass Strachwitz in Zeiten 
zunehmender Parlaments- und Partei-
enverdrossenheit, formal steigender, 
real jedoch sinkender Bildungsleis-
tungen und einer immer deutlicher 
werdenden Klassengesellschaft aber 
ausgerechnet eine„Kultur der kom-
plexen Strukturen“ als „Leitkultur der 
Zukunft“ identifiziert – das zeugt von 
höchst selektiver Wahrnehmung der 
gesellschaftlichen Realitäten im Eur-
opa des Jahres 2010.

Eine aufmerksame Fahrt in einem 
ganz normalen deutschen Linienbus, 
eine S-Bahn-Fahrt aus dem Umland 
in eine europäische Metropole am 
frühen Samstagabend versprechen 
durch ihre unmittelbare Konfron-
tation mit ganz durchschnittlichen 
Menschen, ihren Interessen, The-
men, Reflektionen hier schnell Ab-
hilfe. Oder das allgegenwärtige Netz: 
Nahezu jede Kommentarspalte unter 
Artikeln zu einem halbwegs popu-
lären Thema in den Webauftritten der 
Regionalzeitungen, bei Spiegel online 
oder in großen Blogs lässt ahnen: Von 
einer „Kultur der komplexen Struk-
turen“ könnte sogar die dort aktive 
Netzgemeinde, also Menschen mit 
gesellschaftlicher Teilhabe, kaum 
weiter weg sein. Vielleicht nicht ganz 
zufällig genauso weit weg, wie es die 
Länder der EU von einer Diktatur 
des Proletariats sind. Ein Trost: Karl 
Marx ist, nicht nur vom wissenschaft-
lichen Standpunkt aus betrachtet, für 
Rupert Graf Strachwitz sicher keine 
schlechte Gesellschaft: Die klugen 
Schlüsse klangen plausibler als sie 
wahr waren, die Utopien blieben 
einfach – sie selbst.

Der Verfasser ist Autor für Aktuelle 
Kultur und Medien im WDR 

Hörfunk 
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Die 7 Heilmittel nach Augustinum: Die Wahrheit sagen						           Foto:  Bernd Lepel

Zu den Bildern
Anlässlich des 2. Ökumenischen Kir-
chentages präsentierte das Augustinum 
München-Nord eine Kunstinstallation 
zu den 7 Heilmitteln des Thomas von 
Aquin. Um gesund zu bleiben, „ver-
schrieb“ der große Theologe Freude, 
Weinen, Mitleiden, die Wahrheit sagen, 
Schlafen, Baden und Beten. Der Künst-
ler Bernd Lepel hat die 7 Heilmittel 
mit Schuhen der Bewohner gestaltet. 
Teil der Installation sind Fragen zu den 
Heilmitteln, die anonym beantwortet 
werden können. Sie sehen die Heil-
mittel „die Wahrheit sagen“, „Freude“ 

und „Beten“. Das Augustinum ist mit 
seinen mehr als 50 Einrichtungen in 
ganz Deutschland einer der großen 
freien Träger sozialer Dienstleistung. 
Seine Unternehmensbereiche sind die 
Arbeit für junge Leute, Kranke, Men-
schen mit Behinderungen und Ältere. 
Bundesweit betreibt das Augustinum 22 
Wohnstifte, in denen ca. 7.200 Men-
schen leben. In diesen Wohnstiften gibt 
es ein umfangreiches und vielfältiges 
öffentliches Kulturangebot. Der Anteil 
der pflegebedürftigen Bewohnerinnen 
und Bewohner liegt bei 15-20%. 

Die 7 Heilmittel: Freude 									              Foto: Bernd Lepel

Es gibt keine Seniorenkultur!
Das lebenslange Recht auf Kultur • Von Paula Väth

Alte Menschen sind ja nicht alle 
gleich, wahrscheinlich sind sie 
das sogar noch weniger als ir-
gendeine andere Altersgruppe: denn 
ihr langes Leben hat sie zu Indivi-
dualisten gemacht. Eines unserer 
augenblicklichen Probleme ist, dass 
die Gesellschaft sich weigert, das zu 
verstehen, und alle alten Leute als 
„gleich“ behandelt.

Der „Seniorenteller“ ist womög-
lich eine typisch deutsche Er-

findung der 1970er-Jahre, die es 
vorübergehend tatsächlich bis in 
den Duden schaffte. Er beruht auf 
dem Irrtum, dass Senioren auswärts 
1.) weniger und 2.) billiger und 3.) 
einfallsloser essen wollen als Men-
schen in weniger hohem Alter. Ein 
Indiz dafür ist die Übersetzung des 
britischen Bestsellers „No! I Don´ t 
Want To Join A Bookclub“ in „Nein! 
Ich will keinen Seniorenteller!“. In 
Tagebuchaufzeichnungen amüsiert 
uns die Autorin Virgina Ironside mit 
den Betrachtungen rund um den 
60. Geburtstag ihrer Heldin Marie 
Sharp, die zufällig genau so alt ist 
wie die Autorin beim Verfassen des 
Manuskriptes. Es wäre reizvoll zu 
wissen, wie der „Seniorenteller“ in 
Gaststätten wirklich nachgefragt wur-
de, und ob es damals ein allgemein 
anerkanntes Mindestalter gab. Wäre 
Virginia Ironside wirklich schon mit 
60 in den Genuss des Seniorentellers 
gekommen oder hätte sie noch bis 65 
warten müssen? Fragen, die bis vor 
hundert Jahren müßig waren. 

„Nein! Bloß keine Seniorenkul-
tur!“ könnte das Credo des Augusti-
num lauten, das vor rund 50 Jahren 
das erste Wohnstift für alte Menschen 
konzipierte. Heute betreibt das Au-
gustinum bundesweit 22 Häuser, in 
denen über 7.200 Menschen zwi-
schen 70 und 107 Jahren leben. Das 
Kulturangebot war von Anfang an 
Bestandteil der Unternehmensphilo-
sophie. Schon am grünen Tisch waren 
die Gründungsväter und -mütter 
zutiefst von einem lebenslangen 
Recht auf Kultur überzeugt. Wie 
ernst sie das Angebot der kulturellen 
Teilhabe nahmen, zeigt sich bis auf 
den heutigen Tag an der räumlichen 
Ausstattung der Wohnstifte u.a. mit 
Theatersaal, Bibliothek, Musikzim-
mer, Atelier und Kapelle und der 
Position einer Kulturreferentin in 
jedem Haus. Die Wertschätzung der 
Kultur war und ist heute noch ein 
Alleinstellungsmerkmal des Augus-
tinum im Wettbewerb der sozialen 
Einrichtungen. Sie trug dazu bei, dass 
das Augustinum Spitzenreiter wurde, 

als Stiftung Warentest 2006 zum ers-
ten Mal Seniorenresidenzen auf Herz 
und Nieren untersuchte. 

Als 1962 das erste Wohnstift in 
München-Neufriedenheim seinen 
Betrieb aufnahm, gab es noch keine 
Untersuchungen zu und Evaluati-
onen von Kulturveranstaltungen für 
und mit Senioren. Man probierte 
beherzt aus. Mitte der 1990er-Jahre 
schuf das Augustinum eine Koordi-
nationsstelle, in der das Kulturprofil 
weiter entwickelt wurde. Die Erfah-
rungen zeigen, dass es ohne diese 
Frische, die Bereitschaft anzuecken 
und ohne den Mut, neue und ei-
gene Wege zu beschreiten, nicht 
geht; sonst kommt am Ende ein gut 
gemeintes Seniorengedeck heraus, 
das niemandem schmeckt. Denn 
mittlerweile ist die Aufgabe nicht 
leichter geworden; es leben in den 
Wohnstiften des Augustinum längst 
mehrere Generationen unter einem 
Dach (manchmal sogar aus derselben 
Familie) mit höchst verschiedenen 
Interessen und Einstellungen und 
Lebensweisen. Aber nach wie vor 
sind die Angebote der Kultur für die 
Menschen, die hier leben, wie eine 
Schutzimpfung vor Vereinzelung, 
Routine, Rückzug und Langeweile. 
An drei Beispielen soll veranschauli-
cht werden, worum es der Kultur im 
Augustinum geht: 

Die Generationen ins  
Gespräch bringen

Die Ausgangsüberlegung von „Theo-
dors Fontäne. Wanderausstellung von 
bekritzelten Reclamheften“ war, ob 
es etwas gibt, was bei den verschie-
denen Generationen unserer Bewoh-
nerinnen und Bewohner und den un-
terschiedlich alten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern ähnliche Erinne-
rungen weckt. Das postkartengroße 
Reclam-Heft ist so ein Gegenstand, 
den mindestens alle Gymnasiasten 
seit fast 150 Jahren kennen. Inspiriert 
von Zufallsfunden des Kölner „Muse-
ums für Gedankenloses“, startete das 
Augustinum einen Aufruf, für eine 
Ausstellung bekritzelte Reclamhefte 
zur Verfügung zu stellen, denn wir 
wollten wissen, wer die „Künstler“ 
waren. Am Ende konnten wir eine 
Zeitspanne von über 100 Jahren ab-
decken, weil eine Dame ein „Werk“ 
ihres Vaters von 1886 zur Verfügung 
stellte. Schon der Aufruf löste eine un-
erwartete Flut von Erinnerungen aus: 
an die Schulzeit, die Deutschlektüre, 
die Situation, in der das Heft verziert 
wurde und an wen man dabei eigent-
lich dachte, an die Haltung der Eltern 

zur Unversehrtheit von Büchern, 
an die (vergeblichen) Versuche, den 
Kindern das Kritzeln zu verbieten … 
Während der Ausstellung staunte das 
Publikum über die deutlich erkenn-
baren Zeitstile: die hintersinnigen, 
filigran ausgeführten Wortspielereien 
mit den Titeln der älteren und die 
ungenierten Gesamtkunstwerke der 
jüngeren Schüler. In manchen Mal-
kreisen entstanden spontan neue 
und sehr ansehnliche Kunstwerke 
in verschiedensten Techniken. Zwei 
Jahre lang kursierte diese Ausstellung 
innerhalb des Augustinum und in 
interessierten Schulen und anderen 
Einrichtungen wie z.B. der Interna-
tionalen Jugendbibliothek, für die 
eigens die Biographien der „Künstler“ 
nachgereicht wurden. 2007 wurde das 
Augustinum mit „Theodors Fontäne“ 
Partner des Wissenschaftsjahres „ABC 
der Menschheit“. 

Die Welt ins Haus holen

Das Kulturleben hat sich in den 
letzten 50 Jahren vollkommen verän-
dert. An dieser „Revolution“ beteiligt 
waren die sogenannten 68er, die das 
„Stillesitzen gebildeter Menschen“ als 
Synonym für Kultur (Eduard von Key-

serling) reizte. Seither gibt es neben 
den klassischen Sparten der Kultur ei-
nen noch nie da gewesenen Reichtum 
an Formen, Stilen und Schauplätzen. 
Mit diesem Wandel ist u.a. auch der 
Fußball hoffähig geworden. Sogar in 
einer Einrichtung mit einem Frauen-
anteil von über 70%. Vor vier Jahren 
wussten wir noch nicht, worauf wir 
uns einließen, als wir die Lizenz zum 
Public Viewing beantragten, ein 
„Wettbüro“ errichteten und unsere 
Küche auf die Spezialitäten der teil-
nehmenden Nationen einschworen. 
Damals fand das Sommermärchen 
– wie heuer das afrikanische Winter-
märchen – auch in unseren Wohnstif-
ten statt. In manchen Häusern traf 
sich ein Drittel der Bewohnerschaft 
mit Tattoos und Fähnchen vor der 
Leinwand im Theatersaal. Darunter 
alte Fans, die 1954 live dabei waren 
und jede Menge neue Fans. „Schau 
mer mal“, ob es nächstes Jahr mit 
dem Titel klappt, wenn die Frauen 
antreten. 

Die Bewohnerinnen und 
Bewohner als Zeitgenossen 
ernst nehmen - lebenslang

Von Anfang an richteten sich die Kul-
turveranstaltungen des Augustinum 
auch an externe Gäste; das sorgt für 
Bewegung und animiert junge Künst-
ler, hier auszustellen. Für Menschen, 
die sich schon mit der Kunst des 
eigenen Jahrhunderts schwer tun, 
kann das eine Prüfung sein. Als in 
Essen 2007 eine grob behauene und 
orange bemalte Holzskulptur von 
Jörg W. Schirmer in der Eingangshalle 
ausgestellt wurde, einen Totentanz 

darstellend in Gestalt einer jungen 
nackten Frau, ging ein Beben durch 
das Haus. Binnen kürzester Zeit 
unterschrieben 60 Bewohnerinnen 
und Bewohner einen Protestbrief. Zu 
einer außerplanmäßigen Diskussion 
mit dem Künstler, an der ich selber 
teilnahm, kamen über 150 Menschen 
von außen und innen. Es war die 
leidenschaftlichste Diskussion, die 
ich bislang über moderne Kunst und 
ihren existentiellen Bezug erlebte. Am 
Ende waren sich alle Anwesenden 
einig, dass Kunst und Kultur dazu da 
ist, genau solche Diskurse anzuregen 
und dadurch eine Gemeinschaft 
lebendig bleibt. Nur weil jemand alt 
ist, heißt das nicht, dass er oder sie 
sich mit einem betulichen oder gar 
mittelmäßigen Programm abfinden 
muss. Und auch das Nachlassen der 
Sehschärfe, die verringerte Farb- und 
Kontraststärke und die verminderte 
Tiefenwahrnehmung, mögliche Be-
wegungseinschränkungen und ande-
re physische Beeinträchtigungen, die 
mit dem Alter einhergehen (können), 
sind kein Argument für eine Kultur-
schonkost. 

Die Liste der Beispiele, in denen 
die Bewohnerschaft des Augustinum 
unabhängig vom Alter als Zeitgenos-
sen ernst genommen und bisweilen 
auch aus der Reserve gelockt werden, 
ließe sich beliebig fortsetzen. Sie 
beweisen letztlich, dass die Liebe 
zu Beethoven, Picasso oder Pina 
Bausch nicht aufhört, wenn man alt 
genug ist, einen Seniorenteller zu 
bestellen.

Die Verfasserin ist Kunsthistorikerin 
und seit 1995 Kulturbeauftragte des 

Augustinum  
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Senioren sind Zielgruppe des Marketings, nicht der Pädagogik
Ergebnisse der Infrastrukturerhebung: Bildungsangebote in klassischen Kultureinrichtungen • Von Susanne Keuchel

Seit längerem verdeutlichen Modell-
versuche und Studien die Notwen-
digkeit verstärkter und koordinierter 
Anstrengungen in der kulturellen Bil-
dung. Dies gilt besonders mit Blick 
auf Kinder und Jugendliche sowie 
– angesichts des demografischen 
Wandels – für Ältere und Menschen 
mit Migrationshintergrund. 

Die vom Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (BMBF) 

geförderte und vom Zentrum für Kul-
turforschung (ZfKf ) durchgeführte 
Infrastrukturerhebung zu kulturellen 
Bildungsangeboten in klassischen 
Kultureinrichtungen setzte ihren 
inhaltlichen Schwerpunkt aus diesen 
Gründen auf eben jene Zielgruppen. 
Befragt wurden in einer Vollerhebung 
die deutschen Theater, Orchester und 
Musiktheater sowie in einer Teilerhe-
bung die Bibliotheken und Museen, 
wobei verschiedene regionale Stand-
orte, Museumsarten und Einrich-
tungsgrößen berücksichtigt wurden. 
Die Ergebnisse der systematischen 
Bestandsaufnahme sprechen eine 
deutliche Sprache: Die große Mehrzahl 
(87%) der klassischen Kultureinrich-
tungen engagiert sich im Bereich der 
Kulturellen Bildung. Durchschnitt-
lich werden 2,83 unterschiedliche 
Bildungsformate angeboten und pro 
Bildungsformat und Jahr im Schnitt 
1.589 Teilnehmer erreicht. Dabei hat 
die Angebotsvielfalt, insbesondere für 
Kinder und Jugendliche, in den letzten 
fünf Jahren sehr stark zugenommen.

Während mit 35.555 von 89.558 
durchgeführten Bildungsveranstal-
tungen im Jahr bei den 413 befragten 
Kultureinrichtungen ein starker Fokus 
auf die Zielgruppe der Kinder und Ju-
gendlichen festgestellt werden konnte, 
fanden sich Angebote für eine ältere 
Zielgruppe deutlich seltener. Obwohl 
Prognosen des Statistischen Bundes-
amts davon ausgehen, dass im Jahr 
2020 in Deutschland 53% der Bevöl-
kerung 50 Jahre und älter sein werden 
und bis 2040 sogar mit einem Anstieg 
der Generation 65+ auf 32% der Ge-
samtbevölkerung gerechnet wird, 
richteten sich 2008 von den insgesamt 
89.558 Bildungsveranstaltungen ledig-
lich 5.165 Bildungsveranstaltungen 
(6%) explizit an Senioren bzw. über 
65-Jährige.

Diese geringen Zahlen verwun-
dern nicht nur angesichts der demo-
grafischen Situation, sondern ebenso, 
wenn man die wichtige Rolle der 
Senioren als Kulturpublikum bedenkt. 
So wird der Besucheranteil der 65-Jäh-
rigen und Älteren bezogen auf alle Ver-
anstaltungen der Kultureinrichtungen, 
also auch das reguläre Programm, vor 
allem bei den Mehrspartenhäusern 
mit 51% und den Orchestern mit 45% 
extrem hoch eingeschätzt. 

Betrachtet man die räumliche Ver-
teilung der Bildungsveranstaltungen 
für Senioren in klassischen Kulturein-
richtungen, so fällt auf, dass die Kul-
tureinrichtungen im ländlichen Raum 
in der Seniorenansprache aktiver sind: 
29% der Bildungsveranstaltungen 
im Jahr richten sich hier an ältere 
Menschen, wobei vor allem die Mu-
seen durch besonders viele Angebote 
herausstechen. Dieses ausgeprägte 
Engagement steht sicherlich im Zu-
sammenhang mit der Bevölkerungs-
struktur, da in ländlichen Regionen der 
Anteil der älteren Bevölkerungsgruppe 
besonders schnell wächst.

In der Fachdiskussion wird häufig 
auf das Defizit an geeigneten didak-
tischen Konzepten für die kulturelle 
Seniorenbildung hingewiesen. Ent-
gegen dieser Annahme, konnte in der 
Infrastrukturerhebung festgestellt 
werden, dass unter den wenigen 
Bildungsangeboten für Senioren in 
Kultureinrichtungen durchaus be-
reits viele unterschiedliche Ideen zur 
Gestaltung von Bildungsformaten für 
Ältere existieren. Zu diesen Angeboten, 

die gezielt Senioren in der kulturellen 
Bildungsarbeit ansprechen, zählen in 
erster Linie spezielle Sonderführungen 
und andere, schon im Titel an Senioren 
adressierte, Formate wie z.B. Senioren-
Theaterclubs. Im Unterschied zu ande-
ren Zielgruppen werden für Senioren 
weniger künstlerisch-kreative Bil-
dungsformate angeboten. Mit Blick auf 
die Ergebnisse des „KulturBarometers 
50+“ könnte man an dieser Stelle daher 
grundsätzlich den Ausbau solch künst-
lerisch-kreativer Bildungsangebote 
empfehlen, zeigte sich doch dort ein 
großes Interesse der älteren Befragten 
an kreativen Betätigungen. Als Beispiel 
eines solchen künstlerisch-kreativen 
Angebots der kulturellen Bildung für 
Senioren kann der im Jahr 2009 am 
Saarländischen Staatstheater neu in-
itiierte Theaterclub „Die RauReifen“ 
genannt werden. Diese Theatergrup-
pe erarbeitete gemeinsam mit der 
hauseigenen Jugendtheatergruppe 
„U21“ ein Generationenprojekt nach 
der Vorlage von Wedekinds „Frühlings 
Erwachen“. 

Bei der Gestaltung solcher Angebote ist 
zu beachten, dass die Vorstellungen zur 
Gruppengestaltung solcher Angebote 
äußerst heterogen sind, da jeweils über 
zwei Drittel der Befragten entweder 
altersgemischte oder aber homogene 
Gruppen bevorzugten. Dabei wollten 
vor allem die über 80-Jährigen gerne 
Angebote mit Gleichaltrigen wahrneh-
men, während die Jüngeren unter den 
Senioren eher für gemischte Gruppen 
und gegen Formate unter dem Label 
„Seniorengruppe“ oder „Altentheater“ 
optierten.

Die Infrastrukturerhebung zeigte 
für die tatsächliche Praxis der kultu-
rellen Seniorenbildung ein ähnliches 
Verhältnis, da sich 27% der Angebote 
ausschließlich an Senioren richteten 
und 30% der Angebote den Aus-
tausch zwischen Jung und Alt ermög-
lichten. Sehr selten fanden sich mit 
2,6% bzw. 2,8% Bildungsangebote 
für bildungsferne Senioren und Se-
nioren mit Migrationshintergrund. 
Ebenfalls äußerst selten konnten 
Bildungsangebote ausgemacht wer-

Die 7 Heilmittel: Beten 													                              Foto: Bernd Lepel

den, die nicht nur die Begegnung 
zwischen Jung und Alt ermöglichen, 
sondern explizit auch intergenerative 
Themen aufgreifen. Positiv hervor-
gehoben werden kann an dieser 
Stelle beispielhaft das Projekt „Ich 
sehe was – was Du nicht siehst“ der 
Kunsthalle Emden, bei dem die ver-
schiedenartigen Wahrnehmungen 
der Generationen thematisiert und 
die Ergebnisse anschließend in einer 
Ausstellung präsentiert werden.
Im „KulturBarometer 50+“ wurde 
deutlich, dass vor allem ältere gesell-
schaftlich isolierte Bevölkerungsgrup-
pen z.B. aufgrund fehlender sozialer 
Kontakte oder gesundheitlicher Ein-
schränkungen aber auch aufgrund 
fehlender Erfahrung im Bereich Kunst 
und Kultur kaum Kultureinrichtungen 
aufsuchen. Es sind diese Gruppen 
unter den Älteren, die besonders von 
Bildungsangeboten in Kulturein-
richtungen profitieren könnten. Hier 
benötigt man jedoch barrierefreie 
Zugänge, die das kulturelle Vorwissen 
dieser Zielgruppe ebenso adäquat 

berücksichtigen wie deren körper-
liche Konstitution. Ein Beispiel für ein 
Bildungsangebot, das gesundheitliche 
Einschränkungen berücksichtigt, 
ist der von ehrenamtlichen Helfern 
getragene Bücherlieferdienst für Se-
nioren der Bücherhallen in Hamburg. 
Hierbei bringen die Helfer die Medien 
zu mobilitätseingeschränkten älteren 
Menschen. Eine Umstrukturierung 
der kulturellen Infrastruktur hin zu 
mehr intergenerativen Ansätzen und 
der Idee generationsübergreifender 
Häuser verspricht nicht nur eine ver-
stärkte Auslastung der klassischen Kul-
tureinrichtungen, sondern auch ein 
gedanklich und sozial befruchtendes 
Klima gegenseitiger Toleranz zwischen 
den Generationen.

Die Verfasserin ist Direktorin des 
Zentrums für Kulturforschung 

Keuchel, Susanne u. Weil, Benjamin 
(2010): Lernorte oder Kulturtempel? In-
frastrukturerhebung: Bildungsangebote in 
klassischen Kultureinrichtungen. Köln.
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Musikalische Bildung für die Jüngsten
Der Bildungsplan Musik für die Elementarstufe/Grundstufe im Verband deutscher Musikschulen (VdM) • Von Matthias Pannes

Kinder entdecken Musik 									                               © Stiftung Jedem Kind ein Instrument/Claus Langer

Jugendfreiwilligendienste – stärken und ausbauen
Resolution des Deutschen Kulturrates

Berlin, den 22.06.2010. Der Deut-
sche Kulturrat, der Spitzenverband 
der Bundeskulturverbände, begrüßt, 
dass die Koalitionsparteien im Koa-
litionsvertrag den Ausbau der Frei-
willigendienste vereinbart haben und 
insbesondere das Freiwillige Soziale 
Jahr Kultur stärken wollen.

Jugendfreiwilligendienste 
in der Kultur

 Zu den Jugendfreiwilligendiensten im 
Kulturbereich zählen das Freiwillige 
Soziale Jahr Kultur (FSJ Kultur), die 
internationalen Freiwilligendienste 
„Kulturweit“ und „Weltwärts“ sowie 
das Freiwillige Soziale Jahr in der 
Denkmalpflege. Im Gegensatz zu 
den Freiwilligendiensten im Sozial- 
oder ökologischen Bereich, die es 
bereits seit mehreren Jahrzehnten 
gibt, wurden die Freiwilligendienste 
im Kulturbereich erst in den letzten 
Jahren entwickelt. 

In einem Jugendfreiwilligendienst 
im Kulturbereich engagieren sich 
Jugendliche und junge Erwachsene 
in der Regel ein Jahr lang freiwillig in 
einer kulturellen Einrichtung, Initiative 
oder Projekt. Der Jugendfreiwilligen-
dienst kann in Deutschland z. B. in 
Museen, Denkmalpflegebehörden, 
Musikschulen, Theatern, Opern- und 
Konzerthäusern, Bibliotheken, Ju-
gendkunstschulen, Tanz- und Medi-
enwerkstätten, kulturpädagogischen 
Einrichtungen, Kulturvereinen oder 
Soziokulturellen Zentren geleistet 
werden. 

Freiwilligendienste im Kulturbereich 
leisten einen wertvollen Beitrag für die 
Bildungsbiografie von Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen. Meist wird ein 
Freiwilliges Jahr zwischen der Schulbil-
dung und dem Eintritt in die Ausbildung 
oder ein Studium absolviert. In einem 
Jugendfreiwilligendienst sammeln Ju-
gendliche und junge Erwachsene jenseits 
der formalen Schulbildung eine Vielzahl 
wertvoller und kreativer Kompetenzen, 
die für die Persönlichkeitsbildung sowie 
die Berufsorientierung und -qualifikation 
von unschätzbarem Wert sind. Insofern 
stellen die Jugendfreiwilligendienste 
nicht nur einen Beitrag für das Gemein-
wohl dar, sondern sind dezidierte „Bil-
dungsjahre“. Diese „Bildungsjahre“ im 
Kulturbereich sind bei Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen sehr gefragt. 

Ab September 2010 stehen beispiels-
weise für das FSJ Kultur 1.100 Plätze 
pro Jahr zur Verfügung. Jedes Jahr über-
steigen aber die Bewerberzahlen diese 
Angebote um ein Vielfaches. Finanziert 
werden diese Plätze zum größten Teil 
von den Trägern selbst, einen Teil über-
nehmen der Bund, die jeweiligen Länder 
sowie private Förderer. 

Der Deutsche Kulturrat spricht sich da-
für aus, dass im Kulturbereich (Museen, 
Musikschulen, Theater, Opern- und 
Konzerthäuser, Bibliotheken, Jugend-
kunstschulen, Kulturvereine, kulturpäd-
agogische Einrichtungen, Medieninitia-
tiven, Tanzhäuser und Soziokulturelle 
Zentren etc.) bis 2020 die Anzahl der 
Plätze gemäß dem bereits bestehenden 
großen Interesses der Bewerber um das 

Zehnfache erhöht werden und gemein-
sam mit den Trägern und den lokalen 
Kultureinrichtungen in zehn Jahren bis 
zu 11.000 Einsatzstellen für das FSJ 
Kultur geschaffen werden sollen. Diese 
Erhöhung von Seiten der Kultureinrich-
tungen muss einher gehen mit einer 
staatlichen finanziellen Absicherung 
dieser Plätze durch Bund und Länder, 
da der Kulturbereich im Gegensatz zu 
anderen Bereichen die Einsatzstellen 
nicht refinanzieren kann. In anderen Ein-
satzbereichen wie z.B. dem Freiwilligen 
Sozialen Jahr ist eine teilweise Refinan-
zierung durch Leistungsentgelte möglich. 
Dieses trifft auf die Freiwilligendienste im 
Kulturbereich nicht zu.
Zudem hat die Verkürzung des Zivildiens-
tes ab dem 01.09.2010 Auswirkungen 
auf die Jugendfreiwilligendienste, da 
viele Jugendliche ihr Freiwilliges Jahr 
als Ersatz für den Zivildienst leisten. 
Mit der Entscheidung, den Zivildienst 
zu verkürzen, ist eine Mittelkürzung 
für die Träger der Freiwilligendienste 
verbunden, da die Plätze, auf denen 
Freiwillige den Freiwilligendienst statt 
des Zivildienstes absolvieren, bislang 
umfangreich vom Bundesamt für den 
Zivildienst bezuschusst wurden. Die 
für die freien Träger dadurch entste-
hende Finanzierungslücke ist für viele 
Einsatzstellen nicht zu überbrücken. 
In diesem Zusammenhang erachtet es 
der Deutsche Kulturrat als erforderlich, 
dass diese Finanzierungslücke vom 
Bund so lange gedeckt wird, bis eine 
klare Regelung gefunden wird, die die 
Sicherung der Plätze und die Qualität 
der Jugendfreiwilligendienste im Kultur-
bereich gewährleistet.

Freie Träger stärken

Freiwilligendienste sind als besondere 
Formen bürgerschaftlichen Engage-
ments im Feld der Zivilgesellschaft und 
den zugehörigen Strukturen verankert. 
Die Träger im Kulturbereich tragen daher 
in enger Zusammenarbeit mit den Ein-
satzstellen wesentlich zum Gelingen der 
kulturellen Jugendfreiwilligendienste bei. 
Sie sind Teil der regionalen Kulturszene 
und eröffnen durch Kooperationen und 
Netzwerke weitere Zugangschancen, 
stehen für wenig Bürokratie und hohe 
Fachlichkeit. 

Die Übertragung von Aufgaben im 
Bereich der Freiwilligendienste an das 
Bundesamt für den Zivildienst lehnt 
der Deutsche Kulturrat deshalb ab. 
Die Jugendfreiwilligendienste müssen 
weiterhin bei den freien Trägern verortet 
bleiben. Das Prinzip der Subsidiarität 
und das zivilgesellschaftliche Profil 
müssen gewahrt bleiben – nur so wird 
die Angebotsvielfalt und Bürgernähe der 
Jugendfreiwilligendienste im Kulturbe-
reich gewährleistet.

Freiwilligendienststatus-
gesetz

Jugendfreiwilligendienste im Kulturbe-
reich zeichnen sich insbesondere durch 
die Kombination aus kulturellem Enga-
gement für das Gemeinwohl und indivi-
duelle Bildungs- und Berufsorientierung 
aus. Der Deutsche Kulturrat begrüßt, 
dass mit einem „Freiwilligendienststa-
tusgesetz“, das noch in diesem Jahr 
verabschiedet werden soll, nun auch 

die internationalen Freiwilligendienste 
wie „Kulturweit“ und „Weltwärts“, die 
freiwillige Kulturarbeit im Ausland an-
bieten, berücksichtigt werden sollen. 
Allerdings weist der Deutsche Kulturrat 
darauf hin, dass den unterschiedlichen 
Einsatzbedingen im In- und Ausland 
durch rechtliche Rahmenbedingen 
Rechnung getragen werden müssen. 

Nicht sachgerecht sind nach Auffas-
sung des Deutschen Kulturrates die 
Bestrebungen, neben den Jugendfrei-
willigendiensten auch die „Freiwilligen 
Dienste aller Generationen“ im Frei-
willigendienststatusgesetz zu regeln. 
Die Voraussetzungen und die Inten-
tionen für diese Freiwilligendienste, 
Jugendfreiwilligendienst und „Frei-
willigendienste aller Generationen“, 
unterscheiden sich grundlegend. Die 
unterschiedlichen Voraussetzungen zie-
hen weitere Implikationen wie z.B. die 
verpflichtende Arbeitszeit des Freiwilli-
gen, die sozialversicherungsrechtliche 
Absicherung sowie die pädagogische 
Betreuung während des Freiwilligen-
dienstes nach sich. Bisher ist es nicht 
gelungen, die „Freiwilligendienste aller 
Generationen“ klar von anderen – auch 
im Kulturbereich weit verbreiteten 
– Formen des bürgerschaftlichen Enga-
gements klar abzugrenzen und für den 
Dienstcharakter ein inhaltlichen Profil 
zu formulieren. Die unterschiedlichen 
Voraussetzungen müssen sich auch 
in einem Statusgesetz widerspiegeln, 
damit weder ein Freiwilligendienst, 
noch eine andere Form des bürger-
schaftlichen Engagements schlechter 
gestellt wird.

„Musikalische Bildung beginnt neun 
Monate vor der Geburt – der Mutter“. 
Dieses Zoltan Kodaly zugeschrie-
bene Zitat vermittelt treffend, wor-
um es dem Verband deutscher Mu-
sikschulen (VdM) in dem von Mitte 
2007 bis Mitte 2010 durchgeführten 
Projektkomplex „Musikalische Bil-
dung von Anfang an“ geht: Kinder 
sollen vom Säuglingsalter an bis in 
die Grundschulzeit eine Möglichkeit 
haben, ganz selbstverständlich und 
kreativ mit Musik aufzuwachsen.

Kinder sollen in der Familie wie 
auch in den Einrichtungen früher 

Bildung die Chance haben, aktives 
Musizieren und adäquate Musikre-
zeption in ihrer Welterschließung 
und Persönlichkeitsentwicklung als 
Bereicherung zu erfahren. Um auf-
bauende, bruchlose musikalische 
Bildungsprozesse für Kinder zu er-
möglichen, hat der VdM in diesem 
vom Bundesministerium für Bildung 
und Forschung geförderten Projekt 
ein fundiertes und strukturiertes 
Bildungskonzept für den flächen-
deckenden Einsatz in Deutschland 
entwickelt, das im VdM-Strukturplan 
für die öffentlichen Musikschulen 
ausgewiesen ist. Die diesem Konzept 
zu Grunde liegenden altersgerechten 
Bildungsziele und spezifischen An-
gebotsformen werden in dem hier 
vorliegenden Bildungsplan Musik 
für die Elementarstufe/Grundstufe 
formuliert. Dabei hat der VdM in der 
Ausdifferenzierung der einzelnen An-
gebotsbereiche eine breit angelegte 
Expertenhilfe aus der Hochschular-
beit wie auch aus der Musikschulpra-
xis erfahren. 

Musikalische Bildung soll die 
Jüngsten in unserer Gesellschaft im 
besten Sinne ganzheitlich erreichen; 
dabei sollen vielfältige musikalische 
Grunderfahrungen möglich sein: 
mit der eigenen Stimme, mit dem 

Zusammenhang von Musik und Be-
wegung, mit klingenden Materialien 
bis hin zu elementarem Einsatz von 
Instrumenten. Je nach Alter sind zwar 
unterschiedliche Entwicklungsfens-
ter und Erschließungsmöglichkeiten 
angesprochen. Angestrebt ist aber 
immer musikalische Bildung in ih-
ren vielen Erfahrungsdimensionen: 
Sinnliche Erfahrung, Erschließung 

musikalischer Strukturen oder Ver-
bindungen zu anderen Ausdrucks-
formen wie zu Malen oder sze-
nischem Spiel sind hier nur einige 
Elemente einer solchen Polyvalenz 
musikalischer Bildungsprozesse. 
Als deren Konsequenz bildet das 
Kind kognitive, emotionale und 
körperliche wie motorische Muster 
in zunehmender Differenzierung 

aus (z.B. Begriffe, Ausdrucksnuan-
cen oder Spielbewegungen). Dabei 
sollen nach der Leitvorstellung der 
Stimmigkeit, die sich für das einzel-
ne Kind in seinem Umfeld ergibt, 
höhere Sensibilität, differenziertere 
Wahrnehmung, Gestaltungs- und 
Ausdrucksfähigkeit sowie emotionale 
Kompetenz gewonnen werden kön-
nen. Denn es schadet dem mit Freude 

und Selbstvertrauen einhergehenden 
Musizieren der Kinder nicht, wenn 
allmählich sauberer gesungen oder 
rhythmisch präziser gespielt wird – 
wachsende musikalische Kompetenz 
kann durchaus den Spaßfaktor für 
Kinder erhöhen. Kinder sind immer 

Weiter auf Seite 21



politik und kultur  ·  Sept. – Okt. 2010  · Seite 21kulturelle bildung / Luther 2017

LUTHER2017Luther2017

„Hier stehe ich…“. Installation der Luther-Figuren auf dem Wittenberger Markt 
des Künstlers Ottmar Hörl 				           Foto: Sven Hoffmann

Luther gehört uns nicht
Von Stephan Schaede

Luther gehört uns nicht. Er gehört 
nicht den evangelischen Kirchen. 
Er gehört nicht den Kirchenbünden 
lutherischer Prägung. Wo wird das 
augenfälliger als in der Lutherstadt 
Wittenberg! Die meisten Witten-
berger sind konfessionslos. Ein 
Pilgerbummel durch die pittoreske 
Innenstadt bietet jedoch Luther-
bier, Lutherwein, halbbitteren Lu-
therlikör, Lutherkugeln, Luther auf 
Postkarten, T-Shirts, auf Messern 
und Gabeln, auf Aschenbechern, 
Fingerhüten und Postkarten. Lu-
ther ist gerade dort allgegenwärtig, 
wo kaum einer mehr was glaubt. 
Luther gehört wirklich nicht uns.

Vom baufälligen Postament vor 
dem Wittenberger Rathaus ist 

der Reformator übrigens soeben 
verschwunden. Weg vom Markt 
ist er allerdings nicht. Die Kurien-
theologen zu Rom wussten schon, 
warum sie zu dessen Lebzeiten 
Luther mit einer Hydra verglichen. 
Lasse man seinen Kopf mit lehr-
amtlicher Gewalt verschwinden, 
wachse er nur um ein vielfaches 
vermehrt wieder hervor. Zum Ver-
vielfältiger hat sich jetzt Ottmar Hörl 
aufgeschwungen. Der ist Künstler, 
nicht Kirchenmann. Von August bis 
September 2010 bevölkern in einer 
Installation 800 einmetergroße 
Kunststoffluther in grün, rot, blau 
und schwarz den Wittenberger 
Markt. Sie werden als Lutherbot-
schafter in alle Welt verkauft. Wo 
sie wohl zu stehen kommen? Mag 
sein in der ein oder anderen Kir-
che, die sich mutig wähnt, eher in 
öffentlichen Gebäuden, am Ende 
sogar in Privathäusern. Fehlt noch 
der von innen beleuchtete Lumilu-
ther. Das wäre doch was: Luther als 
Licht der Welt zwar nicht, aber des 
Wohnzimmers. 

Nun hat Ottmar Hörl hervorge-
hoben, Luther habe die Trennung 
von Kirche und Staat initiiert. Selbst 
wenn das stimmen sollte. Ist das 
das Entscheidende? Ich höre bei 
Luther 2017 immer nur Kirche 
und Staat: Kirchenmusik – staatli-
che Orchester, kirchliche Freiheit 
– politische Freiheit, kirchliche 
Macht – staatliche Gewalt, religiöse 
Bildung – Schulbildung ... Das ver-
stehe ich nicht. Luthers Geist mag 
zwar„zweier Zeiten Schlachtgebiet“ 
(Conrad Ferdinand Meyer) gewesen 
sein. Zweier Reiche Schlachtgebiet 
war er aber nie. Die „Zwei-Reiche-
Lehre“ ist eine Erfindung der theo
logischen Lutherinterpretation. 

Luther selbst kennt sie nicht. Er ist 
nicht für Reiche. Denn ihn hat das 
gesellschaftliche Leben in seiner 
ganzen Vielfalt beschäftigt. 

Deshalb frage ich mich: Wieso 
eigentlich immer nur die monotone 
Zweifaltigkeit von Kirche und Staat? 
Was ist mit den anderen gesellschaft-
lichen Kräften im Land? Dritte Kräfte 
sind doch wohl hoffentlich nicht nur 
als Geldspender willkommen. Keine 
Frage: Sponsoren und Stifter muss es 
geben – gerade für ein so besonderes 
Ereignis wie 2017. Ich habe großen 
Respekt, wenn Menschen bereit sind, 
in ein solches Datum Vermögen zu 
investieren. Sie müssen aber sicher 
sein können, dass ihre Spenden nicht 
zu einem Ablass für einen petersdom
artigen Großevent verkommen.

Das Reformationsjahr 2017 ver-
dient anders zu werden. Bitte nur ja 
keine Aneinanderreihung von natio-
nalpolitischen Gedenkstunden und 
kirchenpolitischen Ruckereignissen. 
Bitte nur ja keine staatstragenden 
Freiheitsansagen! Bitte nur ja kei-
ne verklausulierten theologischen 
Richtigkeiten, wie sie schon immer 
schrecklich langweilig waren! 

Luther bietet mehr. Luther hat 
die Künstler seiner Zeit fasziniert. 
Cranach hat ihn und seine Ideen im-
mer wieder ins Bild gebannt. Dürer 
schickt ihm unmittelbar nach der 
Veröffentlichung seiner 95 Thesen 
einen Dankesbrief und legt gleich 
noch ein Geschenk dazu. Luther sang 
und spielte Instrumente. Mitsingen, 
laut und aus Überzeugung, lag ihm 
am Herzen. Er ist als Sänger durch die 
Straßen gezogen und hat sich damit 
ein Zubrot verdient. Luther dichtete, 

war ein raffinierter Rhetoriker und 
Stilist. Luther mochte Latein. Ins 
Kloster zog er mit Vergil und Plautus 
unterm Arm. Die waren auf alles, nur 
nicht auf Frömmigkeit und Staats-
theorie abonniert. Luther wollte 
weltliche Literatur verinnerlichen, 
um nicht in eine lebensgestaltende 
Einsilbigkeit zu geraten. 

Aber nicht nur das: An einer 
Metamorphose von Ovid hatte er 
ebenso viel Spaß wie an einer saftigen 
Schweinekeule. Wie ein kleiner Junge 
freute er sich über die Gastfreund-
schaft bayrischer Gastwirte, die 
damals schon so römisch-katholisch 
waren, wie sie es heute noch sind. 

Luther war ein begnadeter Über-
setzer und schrieb über die Kunst 
des Dolmetschens spritzige Texte. 
Ohne die Lust am ununterbrochenen 
Hin- und Herwandern zwischen ver-
schiedenen Lebenswelten geht da gar 
nichts, schärfte er ein.

In kurzen Schriften dachte er 
über die Bedeutung von Kulturphä-
nomenen nach, von der Windel bis 
zur Schultafel. Luther erkannte, was 
Bildung für das Leben heißt. Ihm 
war klar, dass schwärmerische Ver-
blödung das Leben auf ungute Weise 
frömmer macht. Wer das Evangelium 
trivialisiere, bringe nicht nur andere 
um ihren Verstand. Er gefährde deren 
Leben. Denn das Leben ist niemals 
einfach und wird es auch nicht wer-
den. Das Leben ist auch mehr als nur 
religiös. Kein Wunder, dass es Luther 
in Gemeindevisitationen auch um 
die Finanzierung von Schulen, den 
Bau von Brücken und Wegen ging. 
Luther lag an der Vernunft. Er lobte 
sie als „Erfinderin und Lenkerin aller 

Wissenschaften, der Medizin und 
der Jurisprudenz sowie alles dessen, 
was in diesem Leben an Weisheit, 
Macht, Tüchtigkeit und Herrlichkeit 
vom Menschen besessen wird“. Nur 
dürfe diese Erfinderin und Lenkerin 
nicht herrenlos im menschlichen 
Verstand herumflottieren. Luther 
2017 kann hier die gesellschaftspo-
litische Frage aufwerfen, wem die 
faszinierenden Vernunftleistungen 
eigentlich ihre Treue erklären wol-
len und sollten. Für Luther waren es 
seine Glaubensüberzeugungen. Das 
gibt wissenschafts- und kulturpoli-
tisch zu denken.

Luther gehört uns übrigens auch 
nicht in seinen Schwächen. Dass er 
von der Schweiz behauptete, sie sei 
„nicht mehr denn Berg und Tal“, 
müssen die Kulturträger unserer 
südlichen Nachbarn provokativ 
korrigieren dürfen. Man darf ihm 
auch nicht durchgehen lassen, dass 
er während seiner Romreise nur von 
der schlechten Akustik des Ulmer 
Münsters, von Findelhäusern und 
Spitälern zu Florenz und dergleichen 
mehr zu berichten wusste. Ich finde 
das ignorant, kein Wort über Chor-
gestühle, Michelangeloplastiken, 
Pintoricchiofresken und Mamorin-
krustationen zu verlieren. 

Ein letztes noch: 2017 darf gerade 
nicht zu einer Vervielfältigung von 
Luther selbst führen. Das hat er sich 
persönlich aus gutem Grund ver-
beten: „Man wollt meines Namens 
geschweigen und sich nit lutherisch 
sondern Christen nennen. Was ist 
Luther? Ist doch die Lehre nit mein 
[...]. Wie käme denn ich armer stin-
kender Madensack dazu, dass man 
die Kinder Christi sollt mit meinem 
heillosen Namen nennen? [...] Ich bin 
und will keines Meister sein.“

Gerade den von Ottmar Hörl 
erwähnten Buchdruck nutzte Luther 
nicht zur Selbstvervielfältigung, 
sondern der Sache, der er dienen 
wollte. Auch die gehört uns sicher 
nicht allein.

Bis zum Reformationsjubiläum 
sind es noch sieben Jahre – Zeit ge-
nug, um die Kräfte jenseits von Kirche 
und Staat zu mobilisieren. Ein paar 
dieser Kräfte sind ja schon unter-
wegs. Aber ich freue mich auf mehr, 
freue mich auf heitere Irritationen, 
auf Freches, auf runde Luthertische 
jenseits von Staatskanzleien und 
Kirchenämtern. 

Der Verfasser ist 
Direktor der Evangelischen 

Akademie Loccum 
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Entdecker: Die Auseinandersetzung 
mit vielfältigem musikalischen Ma-
terial aus unterschiedlichen Kulturen 
bereichert und ist darauf angelegt, 
Kommunikationsräume zu erweitern. 
Immer braucht es zur Ermöglichung 
von Bildungsprozessen auch Raum 
dafür, dass Kinder eigene Impulse in 
das musikalische Bildungsangebot in 
der Kindertageseinrichtung, in den 
Unterricht der Musikschule, in das 
gemeinsame Musizieren einbringen 
können, damit Musik so zu ihrem per-
sönlichen „Eigentum“ werden kann.

Der VdM hat mit dem vorlie-
genden Bildungsplan die Weichen 
dafür gestellt, dass die nunmehr un-
ter der Bezeichnung „Elementarstu-
fe/Grundstufe“ zusammengefassten 
Angebote für Kinder von der Geburt 
bis ins Grundschulalter und für deren 
Familien in ihrer Mannigfaltigkeit, 
Ausgestaltung und Qualität den 
genannten Anforderungen gerecht 
werden. In Eltern-Kind-Gruppen 
können junge Eltern von Anfang an 
gemeinsam mit ihren Babys/Klein-

kindern bis ins dritte/vierte Lebens-
jahr Musik für sich entdecken. Ab 
diesem Alter gibt es Angebote für 
Musikalische Früherziehung/EMP, 
später für Musikalische Grundaus-
bildung/EMP sowie Orientierungsan-
gebote. Zudem ist entsprechend der 
hohen Bedeutung für einen breiten 
Musikalisierungsansatz die EMP in 
Kindertagesstätten und Grundschu-
len im Rahmen von unterschiedlich 
ausgestalteten dauerhaften Koopera-
tionen oder Kooperationsprojekten 
im aktuellen Strukturplan verankert. 
Der vorliegende Bildungsplan kon-
kretisiert diese Struktur und gibt 
Orientierung für die verschiedenen 
Angebotsfelder, insbesondere und 
besonders ausführlich für die immer 
weiter an Bedeutung zunehmenden 
Kooperationen. Der Integration bzw. 
Inklusion von Kindern und Familien 
mit Migrationshintergrund und mit 
Behinderung sind zudem jeweils 
eigene Kapitel im Bildungsplan ge-
widmet. Darin werden die besonde-
ren und vielfältigen Möglichkeiten 
aufgezeigt, die die EMP darin bietet, 
Menschen unabhängig von körper-
lichen, geistigen und sprachlichen 

Voraussetzungen zu erreichen und 
einzubeziehen.

Zu guter Letzt: Die in den letzten 
Jahren formulierten Bildungs- und 
Erziehungspläne der Länder bauen 
auf dem „Gemeinsamen Rahmen 
der Länder für die frühe Bildung in 
Kindertageseinrichtungen“ auf, den 
Kultusministerkonferenz (KMK) und 
Jugendministerkonferenz (JMK) im 
Jahr 2004 beschlossen haben. Fast 
möchte man in der Umsetzung eine 
Bestätigung des Adenauer-Zitats seh-
en: „Wir leben alle unter demselben 
Himmel, aber wir haben nicht alle 
den gleichen Horizont“, denn nicht 
alle Länder lösen die Forderungen des 
„Gemeinsamen Rahmens“ nach „Mu-
sischer Bildung“ ein. Hier fügt sich 
der Bildungsplan Musik für die Ele-
mentarstufe/Grundstufe nahtlos in 
das ganzheitliche Bildungsverständ-
nis des „Gemeinsamen Rahmens“ 
von KMK und JMK ein, der Lernen im 
sozialen Kontext sowie Orientierung 
an individuellen Bildungsprozessen 
fordert und erkundende und spiel-
orientierte Lernformen mit Sinnes- 
und Bewegungserfahrungen favori-
siert. Gerade vor dem Hintergrund, 

dass die Kooperationsformen in der 
Kommunalen Bildungslandschaft 
immensem Wachstum unterliegen 
(im Schuljahr 2008/2009 waren es 
4.592 Kindergärten und 3.926 Grund-
schulen, mit denen seinerzeit 909 öf-
fentliche Musikschulen kooperierten, 
2010 ist die Zahl aufgrund diverser 
Landesprogramme bereits erheblich 
angewachsen und wird mit großer 
Dynamik steigen), verdienen die 
öffentlichen Musikschulen mit ihren 
fundierten Konzepten und mit ihrer 
gelingenden Kooperationspraxis 
auch mehr Aufmerksamkeit von der 
Seite der jeweiligen Landespolitik.

Der Verband deutscher Musik-
schulen hat im Projekt „Musikalische 
Bildung von Anfang an“ neben der Er-
arbeitung des Bildungsplans Musik für 
die Elementarstufe/Grundstufe auch 
Modellfortbildungen für die verhält-
nismäßig neuen Angebotsfelder ent-
wickelt, andere Maßnahmen wie z.B. 
eine „Studie zu Wirkungen und Voraus-
setzungen der Musikalischen Früher-
ziehung“ und mehrere Tagungen 
durchgeführt (Eltern-Kind-Gipfel 
2008, Tagung zu kultureller Vielfalt und 
Integration im Grundschulalter 2009, 

Fachkongress zum Bildungsplan 2010) 
und weitere Veröffentlichungen her-
ausgegeben (Arbeitshilfen zu Grundla-
gen für die Elementarstufe/Grundstu-
fe aus Entwicklungspsychologie und 
Pädagogik, zur Eltern-Kind-Arbeit an 
Musikschulen, zur kulturellen Vielfalt 
im Elementarbereich).

Vierzig Jahre nach dem Aufbau 
der „Grundstufe“ an öffentlichen 
Musikschulen ist diese mit einer 
modernen Struktur, mit eigenen 
hochwertigen Qualifizierungswe-
gen und einer Vielfalt an ebenso 
hochwertigen Materialien aus For-
schung und Praxis ausgestattet, so 
dass die besten Voraussetzungen für 
die Wahrnehmung der sich ihr stel-
lenden Aufgaben bestehen – wenn 
dieses Potenzial erkannt und in 
geeigneter Weise genutzt wird. Dem 
Bildungsplan ist zu wünschen, dass 
er zu dieser Weiterentwicklung der 
Elementarstufe/Grundstufe einen 
wesentlichen Beitrag leistet, der sei-
ner hohen Qualität entspricht.

Der Verfasser ist Bundesgeschäfts-
führer des Verbandes deutscher  

Musikschulen 
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Frank Tangermann
1968 in Halberstadt geboren 
1992-2002 Studienreisen nach 
Melbourne/Australien
Bis 2000 Arbeiten in verschiedenen 
Genres der gegenständlichen Ma-
lerei
Seit 2000 Übergang zur nichtgegen-
ständlichen/abstrakten Malerei
Seit 2001 Als freischaffender Künst-
ler z. Zt. in Hildesheim tätig
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Künstler
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2009 Künstlerstipendium Kunstver-
ein Röderhof
Ausstellungen u.a. in Berlin, Hamburg, 
Hannover, Hildesheim, Halle, Lübeck, 
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Künstlerleben

Romen Banerjee
Romen Banerjee wurde 1963 in Ber-
lin geboren. Er studierte Kunst und 
Physik und lehrte in den 1990er Jah-
ren an der Hochschule der Künste, 
Berlin. Zahlreiche Ausstellungen im 
In- und Ausland. 2009 Gründung der 
Organisations- und Streitplattform 
„Prozessgalerie“ in Berlin.

Kunst kommt ohne Inhalt aus
Ein Gespräch zwischen den Künstlern Frank Tangermann und Romen Banerjee

„between ...“  				                        Foto: Johann Jacob Hinz 

„... kreise ...still“ 					                 Foto: Agnes Reuter 

Romen Banerjee: Lieber Frank, als 
Sohn eines Fleischers in der vierten 
Generation in einer Kleinstadt der 
DDR aufgewachsen, hast du als 
junger Mensch nach einem Code 
gesucht, dein inneres und äußeres 
Eingesperrtsein zu formulieren. Dei-
ne damalige Arbeit als Zimmermann 
ermöglichte dir surreale Filme zu 
drehen und Feste in der Punkszene 
zu organisieren. Vom Surrealismus 
und Dadaismus beeindruckt begann 
1988 die Malerei und mit der Wende 
wurde aus dem Punk ein – wie du es 
nennst – Konsumpunk. Der bald dar-
aufhin einsetzenden Ernüchterung 
versuchtest du mit deinen Freunden 
eine kleine Utopie entgegenzuset-
zen, indem ihr ein Haus kauftet wo 
ihr bspw. ein Café als Begegnungs-
stätte betreiben konntet. In den 
Jahren bist du viel durch Australien 
und Europa gereist, aber stets war 
ausreichend Raum für deine Male-
rei. Dennoch hat sich in dir damals 
eine innere Leere ausgebreitet, die 
dich, wie du es heute formulieren 
würdest, zu einer spirituellen Suche 
gebracht hat.
Frank Tangermann: 1994, als ich in 
Melbourne war, tauchten die ersten 
Philosophen von Rudolf Steiner 
– über „Künstlerphilosophen“ wie 
Max Ernst bis Krishnamurti – in 
meinem Leben auf. Ich fand es sehr 
faszinierend, dass es eine andere 
Möglichkeit im Leben gibt, die Welt 
zu sehen, als die, die mir bis dato 
bekannt war. Ich spürte ein Defizit 
in mir. Krishnamurti beschreibt 
eine Präsenz und eine damit ein-
hergehende Lebendigkeit im Sehen 
der Dinge, die ich damals vermisst 
habe. Aus einer Begegnung mit einer 
buddhistischen Nonne wusste ich, 
man sollte die einfachen Dinge wert-
schätzen, in jedem Menschen den 
Erleuchteten sehen, usw., aber ich 
konnte es eigentlich nicht. Das war 
eine reine Theorie. Dies äußerte sich 
schließlich in der Malerei, indem 
für knapp zwei Jahre Rotkohl und 
Weißkohl als Symbol für Banalität 
im Zentrum meiner Malerei standen. 
Das völlig Belanglose auf einem Al-
tar, also einfach einem weißen Tisch. 
Heute ist das vollkommen anders: 
Diese geometrischen, ineinander ge-
schachtelten Kreise der letzten Jahre 
sind eine Hommage an das Einfache, 
aber ich empfinde jetzt den all-
täglichen Kleinigkeiten gegenüber 
tatsächlich spontane Wertschätzung. 
Das basiert auf der Erfahrung, dass 
die materielle Welt, wie wir es so 
schön nennen, einfach gut ist, ge-
nau so, wie sie ist. Die Kunst damals 
basierte auf Leid. Heute kommt die 
Energie für die Bilder aus der inneren 
Ruhe der Betrachtung.
Banerjee: Das Triviale wird von der 
Suche nach dem Höheren befreit 
und deshalb ist direkte Wertschät-
zung möglich, deshalb kannst du das 
„Göttliche“ im Alltag, in den kleinen 

Dingen sehen. Das Aufgeben der 
Suche nach Höherem ist der Augen-
blick, in dem sämtliche Hierarchien 
in sich zusammenbrechen.
Tangermann: Ja, das wäre früher 
nicht möglich gewesen. Es musste 
erhaben sein. Und auf einmal wurde 
es trivial, ohne dass trivial jetzt wenig 
ist oder gering. Trivial ist eine Quali-
tät und nicht eine Abwertung.
Banerjee: Bei dir ist es sehr deutlich, 
dass es um Authentizität geht – in 
der Kunst und im Leben allgemein. 
Einen zentralen Platz nimmt das 
Feld der Meditation, der spirituellen 
Entwicklung ein. Auch wenn es 
zusammenhängt, ist es erst einmal 
eine andere Tätigkeit. Aber über 
deine Arbeit wird der Betrachter in 
die Stille gebracht.
Tangermann: Ich glaube, dass die 
Bilder der letzten fünf Jahre, z.B. 
diese Kreisarbeiten, nicht ohne Me-
ditation möglich gewesen wären. Ich 
hätte nie diese innere Ruhe gehabt. 
Die Bilder haben klare Konturen, 
sind klare Kreise, da ist nichts Ges-
tisches ... da ist keine Atmosphäre 
dazwischen.

Kunst war lange für mich dadurch 
bedingt, dass sie einen bestimmten 
Inhalt transportieren sollte. Es war 
eine sehr subtile, aber sehr gravie-
rende Erfahrung, dass die Arbeiten 
ohne Inhalt auskommen. Bei mir 
hat dies eine enorme Freiheit und 
einen spielerischen Umgang mit der 
Malerei freigesetzt. Es ist eine Frage 
der Haltung im Schöpfungsprozess: 
Habe ich ein Anliegen, oder bin ich 
in einem entleerten Zustand. Im 
letzteren Fall bin ich frei und die 
Bilder tun das, was ihnen vielleicht 
innewohnt. Habe ich hingegen den 
Wunsch, Inhaltsleere dem anderen 
zu evozieren oder reflektieren, habe 
ich sofort Inhalt.
Banerjee: Im schöpferischen Vor-
gang, indem der Künstler dem Werk 
dient, scheint sich das Prinzip des 
Lebens zu materialisieren. Ich glau-
be, dass wir als Künstler exempla-
risch diesen Vorgang praktizieren 
und uns daher eher bewusst werden 
können, womit wir tagtäglich durch 
das Leben gehen. Unser Privileg als 
Künstler ist es, dass uns dies leichter 

bewusst werden kann, dadurch, dass 
wir uns ein entsprechendes Setting 
schaffen können und zudem im 
Schöpfungsprozess leichter erken-
nen: die Freiheit der Kunst bedeu-
tet nicht, dass wir tun und lassen 
können, was wir wollen – sondern: 
ich nehme mir die Freiheit, den Not-
wendigkeiten zu folgen, die das Werk 
mir auferlegt. Dies ist für jemanden, 
der jetzt einen Büro- oder Kommu-
nikationsjob hat, und ständig vielen 
Impulsen ausgesetzt ist, natürlich 
viel schwieriger.
Tangermann: Am Anfang ging es mir 
ohne Malerei nicht gut. Mittlerweile 
könnte ich ohne sie leben. Trotzdem 
ist mir Malerei ein Bedürfnis. Früher 
wollte ich aus einem Gefühl des 
Mangels heraus am Markt erfolg-
reich sein. Heute heißt Erfolg für 
mich, dass die Bilder nicht aus einer 
Zwanghaftigkeit heraus entstehen. 
Aber Anerkennung oder Geld ist eine 
Versuchung. Bisher hatte ich Glück. 
Ich war nie zum rechten Zeitpunkt 
am rechten Ort. Für mich ist es ein 
Geschenk, heute eine Haltung zu 
haben, nicht auf der Bühne mitmi-
schen zu müssen. Solch ein Zwang 
bringt diese Form der Beliebigkeit 
hervor, die ich so oft in der Kunst 
sehe – auch wenn sie sehr faszinie-
rend sein kann, hat sie eine gewisse 
Oberflächlichkeit und dient etwas 
anderem, bspw. dem Investment.

Ich bin im Laufe der Jahre ehr-
licher geworden, und das sieht man 
den Bildern an. Ich finde dieses Wort 
Entwicklung ziemlich gut, weil sich 
wirklich etwas ent-wickelt und nicht 
ver-wickelt. Und durch das Entwi-
ckeln wird einfach etwas freigesetzt. 
Man kann den Weg der Verwicklung 
gehen als Künstler, indem man sich 
in den Marktmechanismen verhed-
dert. 

Ehrlichkeit ermöglicht mir Bilder 
zu malen, deren Energie wahrnehm-
bar ist. Jedes Bild räsoniert und reflek-
tiert eine etwas andere Energie. Das 
ist nicht selbstverständlich.
Banerjee: Durch die authentische 
Haltung des Künstlers entsteht ein 
magisch aufgeladenes Objekt. Lädt 
sich das Werk durch den Kommu-
nikationsprozess ebenfalls energe-

tisch auf oder bleibt das Bild davon 
unberührt? Einerseits scheint das 
Kunstwerk autonom, als nutze das 
Kunstwerk den Künstler lediglich zu 
seiner eigenen Entfaltung. Dennoch 
ist die Erfahrung in der Kontempla-
tion eindeutig: Die Dinge existieren 
nicht aus sich selbst heraus. Da ist 
kein Unterschied zwischen Innen 
und Außen.
Tangermann: Das Bild ist leer, aber 
du siehst es mit deinen Inhalten oder 
mit der Leere, je nachdem. 
Banerjee: Aber dann gibt es ja keine 
guten oder schlechten Bilder. 
Tangermann: Gibt es ja auch nicht.
Banerjee: Wir reden hier gerade 
über ein Paradoxon. Doch klar, gibt 
es gute Bilder.
Tangermann: Na klar, gibt es auch.
Banerjee: Normalerweise kommt 
der Betrachter aus der Dualität, 
öffnet sich über eine bedingungs-
lose Wahrnehmung, fällt aus dem 
Körper-Geist-Mechanismus heraus, 
erfährt die Einheit und empfindet 
dies als Schönheit oder Erhabenheit. 
Wenn der Künstler selber in diesem 
Zustand der Einheit arbeitet, kann 
er spürbar Vollkommenes schaffen. 
Und gleichzeitig, wenn du in diesem 
Zustand des Einsseins bist, siehst 
du, dass alles, was wahrnehmbar ist, 
gleichermaßen vollkommen ist. Und 
dennoch ist es nicht beliebig. In der 
Kunst ist dieses Phänomen einfach 
nur deutlicher wahrzunehmen als im 
Alltag. Nimmt man diese in der Ein-
heit der Kontemplation gewonnene 
Einsicht der „Vollkommenheit alles 
Seienden“ als Konzept oder Philoso-
phie mit in die Dualität, also ohne sie 
jedoch gleichzeitig zu erfahren, so 
kommt dabei der verquere Zeitgeist 
der Postmoderne heraus: „Jeder sei 
in seiner Nicht-Authentizität eben-
falls authentisch.“ Damit wird dieser 
Begriff ad absurdum geführt und öff-
net Beliebigkeit Tür und Tor. Einem 
Künstler, dem Authentizität nicht 
mehr zur Verfügung steht, bleibt nur 

noch die Selbstinszenierung, bei der 
dann der Kunstvermittler und Netz-
werker zum eigentlichen Künstler 
wird, da Qualität sich nur noch über 
den Konsens im Kommunikations-
prozess definieren kann.
Tangermann: Ich finde das manch-
mal zu vereinfacht. Selbst diese Be-
liebigkeit ist doch nichts Schlechtes. 
Der Kunstmarkt hat eine Daseinsbe-
rechtigung, allein, da er ist.
Banerjee: Das sagst du, weil du in 
der Kontemplation zu der grundsätz-
lichen Einsicht gelangt bist, dass es 
kein Gut und Schlecht gibt. Das ist 
zu vereinfacht.
Tangermann: Gut und Schlecht gibt 
es und gibt es nicht. Aber wer sich auf 
den Kunstmarkt einlässt, sollte wis-
sen, was es für Konsequenzen hat. 
Das ist natürlich eine ganz andere 
Ausrichtung. Jeder muss seine eige-
nen Erfahrungen machen. Der eine 
sucht bewusst nach der Wahrheit, 
der andere zieht dreißig Jahre seine 
Schleifen, bis er sagt: Jetzt reicht‘s 
aber! Ich habe mich dreißig Jahre 
lang belogen, jetzt mach ich mal 
was Neues … Das ist eben für ihn 
wichtig, ... und dann macht der sein 
Meisterwerk.
Banerjee: Also du meinst, jeder 
hat das Potential zu einem Meis-
terwerk?
Tangermann: Klar. Ist ja auch wieder-
um nur eine Frage der Sichtweise.
Banerjee: Wahrscheinlich nicht. 
(Lachen)

Was treibt Künstler an? Warum ma-
chen sie weiter Kunst, auch wenn 
sie am Markt nicht erfolgreich sind? 
Wie stehen sie Durststrecken durch? 
Wie motivieren sie sich immer wieder 
neu? Wie sind sie überhaupt darauf 
gekommen, Künstler zu werden? Die
se und andere Fragen werden in den 
Interviews der neuen Reihe „Künstler-

leben“ in politik und kultur gestellt. Die 
Gespräche führt der Bildende Künstler 
Romen Banerjee. Den Auftakt bildete 
ein Gespräch mit der Bildenden Künst-
lerin Irene Fastner. In dieser Ausgabe 
spricht Romen Banerjee mit dem Bil-
denden Künstler Frank Tangermann. 

Die Redaktion 
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Kulturlandschaft Deutschland
Die Enquete-Kommission des Deut-
schen Bundestags „Kultur in Deutsch-
land“ hat ihren Auftrag ernst genom-
men und eben nicht nur jene Bereiche 
des kulturellen Lebens in den Blick ge-
nommen, die jedem selbstverständlich 
sind, sondern hat eine umfassende 
Bestandsaufnahme des Kulturlebens 
in Deutschland vorgelegt.
In diesem Zusammenhang hat die En-
quete-Kommission „blinde Flecken“ in 
der Kulturlandschaft und Kulturpolitik 
Deutschlands untersucht, so u.a. auch 
die Kultur im ländlichen Raum. Obwohl 
die Mehrzahl der Bundesbürger nicht 
in Großstädten, sondern vielmehr in 
Mittelstädten oder Dörfern lebt, spielt 
die Kultur in den Regionen zumeist 
eine untergeordnete Rolle. Kultur in 
der Provinz wird oftmals gleichgesetzt 
mit provinziell.
Dass dem so nicht aus, wurde bereits 
in der Reihe „Kulturregionen“ in politik 
und kultur deutlich. In sieben Ausga-
ben – von der Ausgabe Januar-Februar 
2007 bis zur Ausgabe März-April 2008  

– haben jeweils zwei der im Arbeitskreis 
Kulturregionen zusammengeschlos-
senen Kulturregionen ihre Arbeitsweise 
sowie ausgewählte Projekte vorgestellt. 
Die Unterschiedlichkeit dieser Projekte 
bot einen Einblick in die Vielfalt des 
kulturellen Lebens in Deutschland, sie 
zeigte den Ideenreichtum der Akteure 
vor Ort und machte deutlich, dass in-
teressante kulturelle Vorhaben überall 
in Deutschland zu finden. Seit der 
Ausgabe 4/2008 wird aus unterschied-
lichen Landkreisen von der Kulturarbeit 
vor Ort berichtet.
In dieser Ausgabe zeichnet Moritz 
Pfeiffer die Geschichte der Wewels-
burg und ihre Bedeutung für die 
Kulturarbeit im Kreis Paderborn nach. 
Ruth Happel schildert das kulturelle 
Engagement des Landkreises Holz-
minden und Ulrich Gerstner stellt die 
Kulturarbeit im Salzlandkreis vor.
Es ist geplant, die Beiträge in einem 
Sammelband herauszugeben.

Die Redaktion 

Mit der Historie gewachsen
Kreismuseum Wewelsburg: Vom Heimatmuseum zur internationalen Begegnungsstätte • Von Moritz Pfeiffer

Die Wewelsburg im gleichnamigen 
Ort nahe Paderborn hat eine be-
wegte Geschichte erlebt: Die Pader-
borner Fürstbischöfe errichteten die 
Dreiecksburg als Nebenresidenz, der 
Preußische Staat ließ sie verfallen, 
„Reichsführer SS“ Heinrich Himmler 
kündigte hier einen Massenmord an 
– und ein Heimatmuseum durchlief 
eine beeindruckende Entwicklung.

Mächtig thront die Wewelsburg 
über dem beschaulichen Fluss-

tal der Alme im Kreis Paderborn. 
Anfang des 17. Jahrhunderts hatte der 
Paderborner Fürstbischof Dietrich 
von Fürstenberg die Anlage mit kon-
sequent dreieckigem Grundriss im 
Stil der Weserrenaissance errichten 
lassen. Sie diente als Nebenresidenz 
der Geistlichen. Nach dem Dreißig-
jährigen Krieg fehlten allerdings die 
finanziellen Mittel zur Unterhaltung 
des Schlosses. Auch der preußische 
Staat, der die Wewelsburg 1802 im 
Zuge der Säkularisierung übernahm, 
fand keine finanziellen und kreativen 
Mittel, das Gebäude sinnvoll zu nut-
zen. Das Anwesen verfiel zusehends, 
inspirierte aber romantische Künstler: 
Annette von Droste-Hülshoff wurde 
etwa (1797-1848) zu der Ballade „Kurt 
von Spiegel“, deren Schauplatz die 
Wewelsburg ist, angeregt.

Ab 1925 nutzte der Kreis Büren 
die Wewelsburg, die er vom preu-
ßischen Staat erworben hatte, als 
Veranstaltungsort, Heimatmuseum 
und Jugendherberge. Das Museum 
umfasste drei Themengebiete: Urzeit 
und Vorgeschichte, Kulturgeschichte 
bis zur Gegenwart und Naturge-
schichte des heimischen Raums. 
Innerhalb weniger Jahre entwickelte 
sich die Wewelsburg zum Veran-
staltungszentrum der Region und 
zum überregionalen Treffpunkt der 
katholischen Jugendverbände. Auch 
das Heimatmuseum verzeichnete 
gesunde Besucherzahlen.

Dieses zukunftsweisende Konzept 
geriet seit der Weltwirtschaftskrise 
1929 in finanzielle Schwierigkeiten. 
Auf der Suche nach einem Pächter für 
die Wewelsburg kam dem Kreis Büren 
ein prominenter Interessent gerade 
recht: Heinrich Himmler (1900-1945), 
der „Reichsführer SS“. Im Lippischen 
Wahlkampf im Januar 1933 war dieser 
auf die Region aufmerksam gewor-
den. Die Wewelsburg – unweit einiger 
in seinen Augen zentraler Schauplätze 
germanischer Geschichte wie den 
Externsteinen oder dem Hermanns-
denkmal gelegen – erschien ihm ideal 
für seine Schutzstaffel. Ab 1934 pach-
tete die SS das Weserrenaissance-

schloss. Einige bauliche Maßnahmen 
sollten das Gebäude äußerlich einer 
mittelalterlichen Burg annähern: 
Der Putz wurde abgeschlagen und 
der Burggraben vertieft. Mit der SS-
Präsenz wurden Heimatmuseum 
und Jugendherberge geschlossen. 
Himmler plante zunächst, die We-
welsburg in eine weltanschauliche 
Schulungsstätte zu verwandeln. Je 
einflussreicher die SS im NS-Staate 
jedoch wurde, umso größer wurden 
die Ambitionen, aus der Wewelsburg 
die zentrale Versammlungsstätte der 
SS-Generalität zu machen. Gewaltige 
Baumaßnahmen wurden geplant, 
die von KZ-Häftlingen eines eigens 
für diesen Zweck in der Wewelsburg 
eingerichteten Konzentrationslagers 
realisiert werden sollten. Insgesamt 
3.900 KZ-Häftlingen leisteten vor 
Ort Zwangsarbeit, mindestens 1.285 
Menschen kamen gemäß dem Prinzip 
„Vernichtung durch Arbeit“ ums Le-
ben. Zudem verkündete Himmler im 
Juni 1941 vor in Wewelsburg zusam-
mengerufenen SS-Gruppenführern, 
Zweck des unmittelbar bevorstehen-
den Überfalls auf die Sowjetunion 
sei die „Dezimierung der slawischen 
Rasse um dreißig Millionen“.

Nachdem die SS bei Kriegsende 
versucht hatte, die Wewelsburg zu 
sprengen und schwere Zerstörungen 
angerichtet hatte, erlebten nach dem 
Wiederaufbau die Jugendherberge 
und das Heimatmuseum eine Wieder-
geburt. Das Museum zeigte ab 1950 
zunächst wieder Exponate aus der 
alten Sammlung, doch die Ereignisse 
der jüngsten Geschichte bedeuteten 
auch einen tiefgreifenden Wandel: 
Das Museum begann, mit der His-
torie zu wachsen. In einer noch von 
Schweigen und Verdrängen geprägten 
Bundesrepublik verrottete ein bereits 
1950 in der Wewelsburg aufgehängter 
Gemäldezyklus zum Gedenken an die 
Opfer des lokalen KZs weitgehend 
unbemerkt in dem feuchten Raum-
klima. 1967 wurde eine „Ostdeutsche 
Heimatstube“ eröffnet, die der „Bund 
der Vertriebenen“ eingerichtet hatte. 
In den 1970er Jahren entspannte sich 
eine kontroverse Debatte, wie der 
Opfer des NS-Regimes in Wewelsburg 
angemessen gedacht werden könnte. 
Als Ergebnis wurde 1982 mit einer lo-
kal zugeschnittenen Dokumentation 
1933-1945 im ehemaligen Wachge-
bäude der SS am Burgvorplatz eine 
zweite Museumsabteilung eröffnet. 
Träger des Museums ist seit der kom-
munalen Neugliederung 1975 der 
Kreis Paderborn.

1985 wurde die „Ostdeutsche Hei-
matstube“ zu einer Dauerausstellung 

Luftbild der Wewelsburg nahe Paderborn mit ehemaligem SS-Wachgebäude am Vorplatz 
© Fotoarchiv Kreismuseum Wewelsburg 

über Flucht und Vertreibung von 
Deutschen aus Osteuropa nach dem 
Zweiten Weltkrieg und somit zur drit-
ten Abteilung des Kreismuseums aus-
gebaut. Diese drei Abteilungen des 
Kreismuseums Wewelsburg bestehen 
bis zum heutigen Tag und haben sich 
kontinuierlich weiterentwickelt. 1996 
in einem ersten und 2001 in einem 
zweiten Einrichtungsabschnitt wurde 
das Heimatmuseum als „Historisches 
Museum des Hochstifts Paderborn“ 
inhaltlich neukonzipiert und aus-
gebaut. Auf über 1.500m² Ausstel-
lungsfläche wird die Geschichte 
des Paderborner Landes von den 
Anfängen der Besiedlung bis zur 
Säkularisierung 1802 nachvollzogen. 
Eine richtungweisende Neuerung 
ist die im Frühjahr 2010 eröffnete 
zeitgeschichtliche Abteilung. Der 
überwiegend nur lokale Zuschnitt 
der bisherigen Dokumentation, neue 

Forschungserkenntnisse, der Wandel 
der Herangehensweise an das Thema 
Nationalsozialismus seit 1982 sowie 
neue museumspädagogische und 
ausstellungstechnische Möglich-
keiten machten eine Neukonzeption 
unumgänglich. Die neu eröffnete 
Museumsabteilung „Erinnerungs- 
und Gedenkstätte Wewelsburg 1933-
1945“ zeigt nun weltweit erstmals 
eine museale Gesamtdarstellung 
der Geschichte der SS mit all ihren 
weltanschaulich-ideologischen und 
verbrecherischen Facetten. In den 
ersten Monaten seit der Eröffnung 
nutzten Zehntausende Besucher, 
darunter zahlreiche nationale und 
internationale Schulklassen, das his-
torisch-politische Bildungsangebot, 
unter anderem im mehrsprachigen 
„Learning Center“. Die nationale 
und internationale Presse berichtete 
ausführlich in Bild und Text, Fern-

seh- und Radiobeiträgen über die 
einzige KZ-Gedenkstätte in NRW 
und den Eröffnungstag, an dem unter 
anderen Kulturstaatsminister Bernd 
Neumann und die Präsidentin des 
Zentralrats der Juden Dr. Charlotte 
Knobloch anwesend waren.

So ist das Kreismuseum Wewels-
burg zu einer internationalen Be-
gegnungsstätte und Bildungsort mit 
Wirkung weit über die regionalen 
Grenzen hinaus geworden. Neben 
den regionalgeschichtlichen Themen 
stellt sich der Kreis Paderborn mit 
seinem Museum auch den dunklen 
Kapiteln der Geschichte. „Ein Kom-
munales Museum setzt Maßstäbe“ 
urteilte die Frankfurter Allgemeine 
Zeitung am 5. Mai 2010.

Der Verfasser ist Wissenschaftlicher 
Volontär im Kreismuseum 

Wewelsburg 

Schlossherr und Stifter 
Das kulturelle Engagement des Landkreises Holzminden • Von Ruth Happel
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„Kultur fällt uns nicht wie eine reife 
Frucht in den Schoß. Der Baum muss 
gewissenhaft gepflegt werden, wenn 
er Frucht tragen soll.“ Dieses Zitat 
von Albert Schweitzer (1875-1965) 
kennzeichnet das kulturelle Engage-
ment des Landkreises Holzminden in 
den letzten Jahrzehnten. 

Landkreise fungieren selten als 
Schlossherren und Kulturstifter. 

Im Landkreis Holzminden ist dies 
Ergebnis einer kontinuierlichen 
Entwicklung. Mit der Ansiedelung 
des Landesprogrammes zur Verbes-
serung der kulturellen Infrastruktur 
im Oberweserraum wurden von 
1983-1996 wichtige Voraussetzungen 
für eine nachhaltige Kulturarbeit 
in der Region geschaffen. Im Jahre 
1984 übernahm der Landkreis das 
Weserrenaissance Schloss Bevern 
vom Flecken Bevern und setze sich 
zum Ziel, dieses Denkmal zu erhalten 
und sukzessive zu einem regionalen 
Kulturzentrum auszubauen. Damit 
bei den Haushaltsberatungen die Kul-
turförderung als freiwillige Leistung 
nicht immer wieder in Frage gestellt 
und ein breit gefächertes Kulturange-
bot aufrecht erhalten werden konnte, 
gründete der Landkreis im Jahr 2000 
eine eigene Kulturstiftung. 

Das Weserrenaissance Schloss 
Bevern, 1603 bis 1612 nach Vorgaben 

des Bauherrn Statius von Münch-
hausen errichtet, diente im 17. und 
18. Jahrhundert den Herzögen von 
Braunschweig und Lüneburg zeitwei-
se als Jagdschloss und als Residenz. 
Besonders unter Ferdinand Albrecht I.
erlebte das Schloss eine Blütezeit 
als Zentrum für Kunst und Kultur 
im ländlichen Raum. Insofern hat 
der Landkreis Holzminden hier eine 
Tradition wieder aufgegriffen, – aller-
dings mit dem großen Unterschied, 
dass die Kulturangebote der heutigen 
Zeit für alle Bevölkerungsgruppen 
zugänglich sind und nicht nur einer 
kleinen Oberschicht wie bei den 
herzoglichen Vorbesitzern. Fester 
Bestandteil des heutigen Konzepts 
ist es, dass Angebote für unterschied-
lichste Zielgruppen realisiert werden. 
Aber auch die Einbindung und Ko-
operation mit regionalen Vereinen 
ist Bestandteil der Philosophie der 
Einrichtung.

Die Schlosskapelle in Bevern dient 
als Saal für Konzerte unterschied-
licher Genres, als Ort theatralischer 
Aufführungen –auch für Kinder 
– sowie als Heimstatt verschiedens-
ter Kleinkunstdarbietungen. Sowohl 
die Meisterkonzertreihe, wie auch 
die Reihe „Gitarre, Folk et cetera“, 
die unter der Regie des Landkreises 
angeboten werden, legen Wert auf 
entsprechende Professionalität und 

Renommee der Künstlerinnen und 
Künstler. Die Kapelle steht jedoch 
auch heimischen Laienensembles als 
Veranstaltungsraum zur Verfügung. 
Die Ausstellungssäle im Schloss 
bieten Raum für Präsentationen aus 
den Bereichen der Bildenden Kunst, 
der Kunstgeschichte, der Volks- und 
Naturkunde oder auch der Archäolo-
gie. Durch die Zusammenarbeit mit 
polnischen Wissenschaftlern konnten 
bedeutende und erfolgreiche archä-
ologische Ausstellungen im Schloss 
gezeigt werden, die international 
Beachtung fanden. So präsentiert 
das Kulturzentrum gegenwärtig die 
Wanderausstellung „Das silberne 
Pferd – Archäologische Schätze zwi-
schen Schwarzem Meer und Kauka-
sus“, die in Zusammenarbeit mit der 
Universität Lublin, dem Staatlichen 
Archäologischen Museum Warschau 
und den Staatlichen Museen zu Berlin 
entstanden ist. 

Der malerische Innenhof des 
Schlosses bietet mit seiner hervorra-
genden Akustik die reizvolle Kulisse 
für verschiedenste Open-Air-Veran-
staltungen. Einzigartig sind die bei-
den multimedialen Inszenierungen 
NÄCHTLICHES SCHLOSS – erleben 
und SAGEN-NACHT, die von Mai bis 
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Schlossherr und Stifter

Kunst im Park des Weserrenaissance Schlosses Bevern   © Landkreis Holzminden 

September im Wechsel jeden Samstag 
nach Einbruch der Dunkelheit auf 
dem Schlosshof gezeigt werden. In 
der Erlebniswelt Renaissance beglei-
tet der Schlosserbauer Statius von 
Münchhausen die Besucherinnen 
und Besucher auf einer visuellen und 
akustischen Reise durch das 17. Jahr-
hundert und sein eigenes Leben.

Unterstützt wird der Landkreis 
Holzminden bei seinen Bemühungen 
um die Revitalisierung des Schlosses 
von dem 1987 gegründeten Freun-
deskreis Schloss Bevern, einem enga-
gierten und sehr aktiven Verein, der 
sowohl Kultursponsoring betreibt 
als auch eigene Veranstaltungen im 
Schloss realisiert. Große Unterstüt-
zung erfährt der Landkreis ferner 
durch den Kunstkreis Holzminden, 
der seit über 25 Jahren seine Jahres-
ausstellungen mit Werken einheimi-
scher Künstlerinnen und Künstler 
im Weserrenaissance Schloss Bevern 
zeigt. Die alle drei Jahre vom Verein 
durchgeführte niedersächsische 
Grafik-Triennale findet landesweit 
Beachtung. In Kooperation mit dem 
Heimat- und Geschichtsverein Holz-
minden unterhält der Landkreis 
im Schloss eine Regionalbibliothek 
sowie eine historische Bibliothek, 
deren älteste Bücher aus dem 16. 
Jahrhundert stammen. Intensiv 
betreut durch die Vereinsmitglieder 

können wissenschaftlich oder regio-
nalhistorisch Interessierte hier wich-
tige Unterlagen für ihre Forschungen 
einsehen.

Die Bandbreite der Kulturarbeit 
reicht im Landkreis Holzminden von 
der Traditionskultur, der klassischen 
Hochkultur über die kulturelle Bil-
dung und kommerzielle Kultur bis 
hin zur Soziokultur. Um die kulturelle 
Vielfalt in der Region zu erhalten und 
zu verbessern, gründete der Land-
kreis Holzminden im Jahr 2000 eine 
Kulturstiftung. Das ursprüngliche 
Stammkapital in Höhe von knapp 
1,3 Millionen Euro wurde aus Mitteln 
finanziert, die aus dem Verkauf von 
Anteilen an einer Elektrizitätsfirma 
stammten. Die Stiftung ist haupt-
sächlich fördernd tätig. Sie setzt sich 
insbesondere für Projekte in den Be-
reichen historischer Kultur- und Hei-
matpflege, Musik, Theater, Bildende 
Kunst und Literatur ein. In geringe-
rem Umfang werden auch eigene 
Projekte durchgeführt. Diese wurden 
zum Teil im Rahmen von Zukunfts-
werkstätten mit Kulturschaffenden 
aus dem Kreisgebiet entwickelt. 

So ist der seit 2004 durchgeführte 
Kultursommer ein Ergebnis der ers-
ten Zukunftswerkstatt. Im Rahmen 
der Kulturgespräche, zu denen der 
Landkreis die Kulturverantwortlichen 
und -aktiven der Region regelmäßig 
einlädt, werden die Angebote für 
den Kultursommer koordiniert. Die 
Stiftung finanziert das Programmheft 
sowie die Rahmenplakate und trägt 
in der Regel mit ein bis zwei eigenen 

Veranstaltungen zum Kultursommer 
bei. Dies waren in der Vergangenheit 
Kulturfeste, bei denen sich Musik- 
und Theaterensembles aus der Re-
gion in einem Bühnenprogramm 
präsentieren konnten, oder auch 
Podiumsdiskussionen, Lesungen 
sowie Vorträge. In diesem Jahr wird 
die Kulturstiftung ein deutsch-pol-
nisches Kulturfest im Weserrenais-
sance Schloss Bevern durchführen, 
bei dem neben heimischen Künstlern 
und den Gewinnern des Vocal-Hero-
Wettbewerbs der Musikschule Holz-
minden auch junge Menschen aus 
dem polnischen Partnerlandkreis 
Glubczyce auftreten.

Die Kulturstiftung ist Mitglied 
im Bundesverband Deutscher Stif-
tungen. Wenn die Holzmindener 
Stiftung nun Ende des Jahres ihr 
10jähriges Jubiläum feiert, werden 
nicht nur die politisch Verantwort-
lichen und Funktionsträger eingela-
den sein, sondern ganz bewusst auch 
die Kulturmacher und -macherinnen 
aus den vielen Vereinen und Initiati-
ven, die das Kulturleben im Landkreis 
Holzminden aktiv gestalten. Denn 
ohne deren großes ehrenamtliches 
Engagement wäre die Kulturland-
schaft in ländlichen Räumen sicher-
lich relativ öde. Nur die Vernetzung 
der lokalen Kulturlandschaft garan-
tiert deren Kontinuität und Erfolg.

Die Verfasserin ist Referentin für 
Kommunikation und Projekt-
management beim Landkreis 

Holzminden 

Eine kulturelle Perle im Salzlandkreis
Die Mitteldeutsche Kammerphilharmonie • Von Ulrich Gerstner

Eröffnungskonzert des Projektes „Klänge im Raum“ im Jahr 2010. Die Mitteldeutschen Kammerphilharmonie unter Diri-
gent GMD Christian Simonis wird von Musikschülern der Kreismusikschule „unterstützt“ 	                               © Salzlandkreis 

Kulturelles Engagement in der Flä-
che hat in den neuen Bundesländern 
lange Traditionen. Die kommunale 
Verantwortung dafür ist zwischen 
den Städten und Landkreisen häufig 
sehr vielschichtig verteilt. Land-
schaftsverbände konnten sich bei 
einzelnen zaghaften Gründungsver-
suchen nicht etablieren. So bleibt es 
meist bei freiwilligen Kooperationen 
zwischen den Kommunen, wenn es 
um die finanziellen Lasten von Kul-
tureinrichtungen in der Fläche mit 
überregionaler Bedeutung geht. In 
Sachsen Anhalt fand vor drei Jah-
ren nach 1994 die zweite Kreisge-
bietsreform statt. Einer von nun elf 
Landkreisen ist der Salzlandkreis, 
entstanden aus den Landkreisen 
Aschersleben-Staßfurt, Bernburg 
und Schönebeck. Neben Museen, 
Bibliotheken, Musikschulen und 
Theaterspielstätten gibt es ein sehr 
vielschichtiges Amateurtheater-
spektrum und eine kleine, aber sehr 
professionelle Kammerphilharmonie 
mit langer Tradition als kommunale 
Institution.

Wenn Landkreise fusionieren, 
gibt es für den Nachfolger meist 

einiges zu erben. Da gibt es gute und 
weniger gute Angelegenheiten zu 
regeln. Zu denen, wo es sich richtig 
lohnt ins Zeug zu legen, gehört die 
Mitteldeutsche Kammerphilhar-
monie. Sie ist kein Ergebnis von 
musischem Landratsgrößenwahn, 
sondern Institution seit mehr als 
sechzig Jahren mit nicht genau zu 
beziffernder Vorgeschichte. Über 
diese lange Zeit stets getragen von 
breiten gesellschaftlichen Schichten 
im Kurbadumfeld von Bad Salzelmen, 
einem Stadtteil von Schönebeck an 
der Elbe vor den Toren der Landes-
hauptstadt Magdeburg. Schon kurz 
nach dem Krieg war es der Gewerk-
schaftsbund, der die Initiative zur 
Gründung eines Kammerorchesters 
für den Kurbereich übernahm. Über 
viele Stationen wurde daraus Mitte 
der Neunzigerjahre eine GmbH-
Tochter des Landkreises Schönebeck. 
Von dem einstigen Kurbadorchester 
ist die heutige Mitteldeutsche Kam-
merphilharmonie weit entfernt. 

Über die vielen Jahre hat sie sich den 
neuen Herausforderungen gestellt. 
Wichtige Säulen sind der „Schö-
nebecker Operettensommer“, die 
Konzertreihe „Klänge im Raum“ und 
die direkte Bildungsarbeit mit den 
Kindern und Jugendlichen in Schulen 
bzw. Musikschulen im Salzlandkreis. 
Der „Operettensommer“, eine Open 
Air Reihe–  jeweils im Monat Juli mit 
22 Veranstaltungen – findet schon 
zum 14. Mal statt. Auf dem „Bierer 
Berg“, einer kleinen Anhöhe bei 
Schönebeck, erlebte die kleine Frei-
lichtbühne dank dieser Konzertreihe 
einen Bekanntheitsgrad über die Re-
gion hinaus. Künneckes „Vetter von 
Dingsda“ war 1997 die erste Premiere. 
Operetten von Benatzky, Lehar, Linke, 
Millöcker, Offenbach, Strauß und 
Zeller folgten. In diesem Jahr läuft mit 
großem Zuspruch Offenbachs „Pari-
ser Leben“. Wie im letzten Jahr waren 
über 18.000 Zuschauer begeistert. 
Das entspricht einer kontinuierlichen 
Auslastung von 94% der angebotenen 
Plätze unter freiem Himmel. Jeweils 
eine Veranstaltung findet ausschließ-
lich für Kinder statt, mit genau dem 
gleichen Zuspruch. Die Konzertreihe 
„Klänge im Raum“ gibt es schon seit 
siebzehn Jahren. Es ist selbstver-
ständlich, dass der Landrat gemein-
sam mit dem Superintendenten des 
evangelischen Kirchenkreises Egeln 
die jeweilige Schirmherrschaft über 
diese Veranstaltungsreihe über-
nimmt, die traditionell, aber na-
türlich nicht ausschließlich, in den 
vielen Kirchen der Region stattfindet. 
Es ist aus Landkreissicht von großer 
Bedeutung, Musik in die ländlichen 
Regionen zu bringen und auch in 
kleinen Gemeinden erlebbar zu 
machen. So werden neben Kirchen 
auch Scheunen, Sporthallen und Pri-
vatgärten zeitweise zu Konzertorten. 
Hierbei hat sich in den vielen Jahren 
eine intensive Zusammenarbeit mit 
regionalen Chören, Nachwuchsmusi-
kern der Landkreismusikschulen aber 
auch mit international bekannten 
Künstlern herausgebildet. So waren 
der Geigenvirtuose Igor Oistrach, der 
Saxophonist Detlef Bensmann, der 
Leipziger Thomanerchor und Ludwig 
Gürtler mit seinem Bläserorchester 

zu Gast. Die „Klänge im Raum“ schla-
gen aber auch Brücken zwischen der 
sogenannten U- und E-Musik mit ei-
ner jährlichen Dixilandveranstaltung 
in einem privaten Künstlergarten. In 
diesem Jahr war wohl die opulen-
teste Veranstaltung in dieser Reihe 
die Aufführung der 8. Sinfonie von 
Gustav Mahler mit acht Solisten, 160 
Chorsängern und 86 Musikern in der 
Mehrzweckhalle eines 1.275-Seelen-
Dorfes – ein gewaltiges Klangerlebnis. 
Außergewöhnlich auch die dafür ge-
schlossenen Kooperationen: Neben 
der Mitteldeutschen Kammerphil-
harmonie musizieren das Orchester 
der Nordharzer Städtebundtheaters 
und das Philharmonische Kammer-
orchester Wernigerode. Eine für den 
Landkreis ganz wichtige Aufgabe 
übernehmen unsere Musiker im Rah-
men der musischen Bildungsarbeit 
an Grundschulen und Musikschulen. 
Das gemeinsame Musizieren mit den 
Profis des Orchesters fördert bei den 

Kinder und Jugendlichen auf ganz 
besondere Weise die Begabung und 
Motivation. Höhepunkte sind die 
gemeinsamen Auftritte in Orches-
terbesetzung. Dabei wird auch für 
den Nichtmusiker sofort deutlich, 
mit welchem Fingerspitzengefühl 
die Orchestermusiker und vor allem 
auch der Orchesterleiter auf die 
besondere Sensibilität der Kinder 
und Jugendlichen eingehen. Das 
ist Musikvermittlung auf höchstem 
Niveau. Dieses breit aufgestellte 
Aufgabenspektrum ist der Garant 
für den breiten politischen Rückhalt 
sowohl im Kreistag als auch bei den 
Verantwortungsträgern auf Landes-
ebene. Der ist auch vor dem Hinter-
grund der Finanzsituation auf diesen 
Ebenen besonders wichtig. Aktuell 
sind in einem Vierjahresvertrag bis 
2012 die finanziellen Zuschüsse von 
Salzlandkreis und dem Land Sachsen 
Anhalt geregelt. Die Landesinteressen 
fokussieren sich vor allem auf die lan-

desweite Ausstrahlung des Orchesters 
durch Abstecherkonzerte und Gast-
spieltätigkeit sowie ein vielfältiges 
Kinder- und Jugendangebot vor Ort. 
40.000 Besucher sollen durchschnitt-
lich erreicht werden, was bisher stets 
überboten worden ist. Neben einer 
finanziellen Beteiligung der Stadt 
Schönebeck nehmen die eigener-
wirtschafteten Einnahmen der Mit-
teldeutschen Kammerphilharmonie 
von ca. 40% einen für diese Branche 
sehr bemerkenswerten Anteil ein. Die 
Mitteldeutsche Kammerphilharmo-
nie ist aus meiner Sicht als kulturelle 
Perle im Salzlandkreis etabliert. Die 
wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen werden uns dennoch auch in 
den nächsten Jahren weiter intensiv 
beschäftigen. Ich hoffe darauf, dass 
alle Beteiligten auch in Zukunft trag-
fähige Lösungen finden.

Der Verfasser ist Landrat des 
Salzlandkreises 
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Bibliotheken auf die Tagesordnung
Stefanie Ernst im Gespräch mit Claudia Lux 

Claudia Lux, Präsidentin der BID			       © ZLB/Dorothea Klein

politik und kultur: Frau Professor 
Lux, wir gratulieren Ihnen herzlich zu 
Ihrem neuen Ehrenamt. Sie bekleiden 
seit etwa vier Monaten das Amt der 
Präsidentin der Bundesvereinigung 
Deutscher Bibliotheks- und Informa-
tionsverbände „Bibliothek & Infor-
mation Deutschland“, kurz BID. 
Claudia Lux:  Vielen Dank. Nach 
meiner Zeit als Präsidentin des Inter-
nationalen Weltverbandes der Biblio-
theken freue ich mich sehr darüber, 
wieder in Deutschland Lobbyarbeit 
und politische Verbandsarbeit für die 
Bibliotheken verrichten zu können. 
Meine neue Aufgabe als Präsidentin 
des BID habe ich sehr gerne von 
meiner Vorgängerin Frau Lison über-
nommen.
puk: Andere Kultureinrichtungen, wie 
Theater, versprühen auf den ersten 
Blick mehr Charme als Bibliotheken. 
Müssen Kulturpolitiker zu größerem 
Engagement für die Belange der Bi-
bliotheken motiviert werden?
Lux: Sie sprechen etwas Wichtiges 
an. Bereits als Präsidentin des Welt-
verbandes war das Thema „Biblio-
theken auf die Tagesordnung“ eines 
meiner vordringlichsten Anliegen, 
das sehr wirkungsvoll in allen Län-
dern umgesetzt werden konnte. 
Dieses Thema wird mich auch wäh-
rend meiner Zeit als Präsidentin des 
BID in besonderer Weise begleiten. 
Wenn ich nach den Gründen gefragt 
werde, weshalb die Anliegen der 
Bibliotheken oftmals immer noch 
nicht ausreichend im Bewusstsein 
der Politiker verankert sind, gebe ich 
gerne folgendes Beispiel: Stellen Sie 
sich vor, ein Kulturstadtrat sitzt in 
einem Geigenkonzert eines örtlichen 
Musikers.  Er wird das gelungene Gei-
genspiel höchstwahrscheinlich loben 
und bewundernd erwähnen, dass 
viel harte Arbeit notwendig war, um 
einen solchen Grad an Perfektion zu 
erlangen. Besucht er aber am Tag dar-
auf eine Bibliothek, so wird er Men-
schen vor Computern sitzen sehen, 
Gespräche zwischen Bibliothekaren 
und Besuchern beobachten können 
oder er erblickt eine Bibliothekarin, 
die einem Nutzer CDs, DVDs oder 
Bücher über den Tisch reicht. Und 
vielleicht wird er sich denken „Das 
kann meine Frau auch, wozu die 
lange Ausbildung?“. Dieses Beispiel 
zeigt, dass man die eigentliche Arbeit 
in den Bibliotheken nicht sieht, weil 
sie sich im Kopf abspielt. Und es ist 
sehr schwer, jemandem zu erläutern, 
warum man für diese Arbeit ein Stu-
dium benötigt. Verständnis für die 
Arbeitsweise und Anerkennung für 
die Leistung gewinnt man nur, wenn 
man Personen vermitteln kann, wie 
wichtig für die Gesellschaft die Auf-
gabe der Bibliotheken ist, Wissen zu 
strukturieren, zu organisieren und 
verfügbar zu machen. 
puk: Die Bedeutung der Bibliotheken 
ins öffentliche Bewusstsein zu trans-
portieren, ist sicherlich nicht einfach. 
Wie erklären Sie den Menschen, wel-
che wichtige Aufgabe Bibliotheken als 
Kultureinrichtungen für sie haben?
Lux: Ob in Schulen, bei der Enquete-
Kommission „Internet und Digitale 
Gesellschaft“ des Deutschen Bundes-
tages oder auf dem im Jahr 2005 statt-
gefundenen Weltinformationsgipfel, 
Informationskompetenz spielt in 
vielen Bereichen eine übergeordnete 
Rolle. Bibliothekare und Bibliotheka-
rinnen sind die Informationsspezia-
listen. Sie vermitteln Informationen 
kompetent im Rahmen unserer Ein
richtungen an Jung und Alt, an Privat-
personen wie an Hochschulen. Diese 
Leistung gilt es in der Öffentlichkeit 
hervorzuheben. 
puk: Warum ist diese Arbeit so wich-
tig?
Lux: Weil googlen allein eben oftmals 
nicht ausreicht, um gute und gesi-
cherte Informationen zu erhalten. 
Wissen muss präzisiert werden. Und 

man muss die erhaltenen Informati-
onen im Bezug auf das Urheberrecht 
wie auf die Technologie sachgerecht 
nutzen können. Eben das sind die 
Stärken der Bibliotheken und der dort 
arbeitenden Menschen. 

Und dieses Angebot wird rege 
genutzt, was nicht zuletzt an der 
Atmosphäre liegt, die in guten Bi-
bliotheken herrscht. Bibliotheken 
sind öffentliche Orte, in denen man 
Arbeiten und in denen man Kommu-
nikationsaufgaben erledigen kann. Es 
ist unsere Aufgabe, die Nutzer dabei 
zu unterstützen, so dass sie schneller, 
einfacher und besser zu dem Ziel 
ihrer Recherche gelangen.
puk: Nicht zuletzt bieten Biblio-
theken in der heutigen Zeit eine 
Rückzugsmöglichkeit und sind Orte 
der Konzentration. Im Büro oder 
bei der Arbeit zu Hause läuft vieles 
parallel. Man telefoniert, recherchiert 
im Netz, fragt die Kollegin nach 
einem bestimmten Vorgang, etc. In 
Bibliotheken kann man das Tempo 
rausnehmen, sich ganz einer Sache 
verschreiben. Ist das einer der großen 
Vorteile dieses Ortes? 
Lux: Das Gesagte trifft vor allem auf 
die jüngere Generation zu. Junge 
Menschen kommen an diesen Ort, 
weil sie wissen, dass dort auch andere 
lernen und arbeiten. Es ist genau das, 
ein Ort der Konzentration. Menschen 
brauchen und lieben diese räum-
lichen Rückzugsmöglichkeiten. Als 
Ort der Konzentration bietet ihnen 
die Bibliothek zwei Möglichkeiten: 
Neben dem Moment der Beschleu-
nigung findet ebenso eine gewisse 
Entschleunigung statt. Beschleunigte 
Wissensvermittlung geschieht durch 
geschultes Personal, schnell verfüg-
bare Datenbanken. Eine Verlang-
samung erfahren die Nutzer durch 
die Möglichkeit, die der Raum und 
die Vielfalt der Medien selbst bieten. 
Bibliotheken schaffen Freiräume fürs 
Denken und für kreative Arbeit.
puk: Zum einen stellen Bibliotheken 
unglaublich viel Wissen ins Netz und 
schaffen so einen virtuellen Raum. 
Gleichzeitig befinden sich Bücher 
und andere Informationsmedien 
in den Gebäuden selbst, sind real 
vorhanden. Wird die Bibliothek der 
Zukunft durch die Möglichkeiten 
der Digitalisierung zur rein virtuell 
existierenden Bibliothek 2.0?
Lux: Ich glaube, dass die meisten 
diese Sicht nicht mehr teilen. Der 
große Vorteil des Internets liegt dar-
in, dass wir nun viel mehr Wissen zu-
gänglich machen können, was zuvor 
nicht möglich war. Und wir merken, 
dass mit der Digitalisierung unserer 
Altbestände auch deren Nutzung 
steigt. Plötzlich ist Wissen sichtbar, 
das ist ein hervorragendes Ergebnis 
unserer Arbeit. So hat die Zentral- 
und Landesbibliothek zum Beispiel 
das alte Berliner Adressbuch digi-
talisiert. Menschen auf der ganzen 
Welt nutzen nun dieses Angebot. 
Wir verzeichnen Millionen von Hits 
auf diesen Seiten. Das zeigt doch, 
dass wir für sehr viele Menschen 
eine große Rolle spielen können. 
Und wir gehen auch in anderen 
Bereichen mit der Zeit. In Berlin 
haben wir beispielsweise ein großes 
Angebot für Menschen, die in der 
Kreativwirtschaft tätig sind. Unsere 
Bestände wurden entsprechend er-
weitert. Über die Bibliotheken kann 
man auf nationale oder auch inter-
natonale Datenbanken zugreifen, 
denn wir haben die entsprechenden 
Lizenzierungen. Wir als Informa-
tionsdienstler stellen Menschen 
verbessertes Wissen zur Verfügung 
und stellen sicher, dass Menschen 
die unbegrenzte Chance auf Wis-
sen haben. Das ist nicht zuletzt für 
jene wichtig, die aus finanziellen 
Gründen sonst keinen Zugang zu 
bestimmtem Wissen haben. Wir 
helfen vor Ort weiter, wenn es um 

ganz spezielle Fragestellungen und 
Anforderungen geht.

Die große Zahl der Bibliotheks-
neubauten in Deutschland und 
weltweit veranschaulicht zudem, 
wie wichtig der Ort an sich ist. Die 
letzten Jahre sind vom Urheberrecht 
so beeinflusst, dass viele Wissensbe-
stände der vergangenen 100 Jahre im 
Moment gar nicht ins Netz gestellt 
werden dürfen. Aber selbst wenn 
alles „Open Access“ wäre, würden die 
Bibliotheken durch das Bereitstellen 
des direkten Zugriffs auf eine Samm-
lung weiterhin attraktiv sein. 
puk: Sie erwähnten bereits die neue 
Enquete-Kommission „Internet und 
Digitale Gesellschaft“. Während in 
dem Programm der Bereich Kultur 
eine sehr prominente Stellung ein-
nimmt, wurde im Anschluss an die 
erste Anhörung beklagt, dass kul-
turelle Aspekte in der tatsächlichen 
Arbeit der Kommission zu wenig Be-
rücksichtigung fänden. Glauben Sie, 
dass die neue Enquete-Kommission 
des Deutschen Bundestages die Be-
lange der Bibliotheken ausreichend 
berücksichtigt? Die „Alte“ hat deren 
Bedeutung als Kulturinstitutionen ja 
deutlich hervorgehoben. 
Lux: Im Moment sehe ich eine aus-
reichende Berücksichtigung durch 
die neue Enquete-Kommission noch 
nicht. Zurzeit ist die Enquete-Kom-
mission noch sehr stark im tech-
nischen Bereich verhaftet. Man muss 
deutlich machen, dass es nicht ausrei-
cht, Kabel zu ziehen. Es muss ein Be-
wusstsein dafür geschaffen werden, 
dass über diese Kabel Kultur und Wis-
sen verbreitet wird. Neben rechtlichen 
und ökonomischen Aspekte muss 
die Enquete-Kommission stärker die 
kulturelle Sicht betrachten. Es ist sehr 
wichtig, dass wir uns noch stärker 
bemerkbar machen. Bibliotheken 
sind für viele Menschen der einzige 
Zugang zur digitalen Gesellschaft.
puk: Die Handlungsempfehlungen 
der vormaligen Enquete-Kommis-
sion „Kultur in Deutschland“ haben 
unter anderem dazu geführt, dass 
Bibliotheksgesetze verabschiedet 
wurden. Gehen Sie davon aus, dass 
dies deutschlandweit bald flächen-
deckend der Falls sein wird?
Lux: Das hoffe ich und davon gehe 

ich aus. Einige andere Länder ha-
ben bereits entsprechende Gesetze 
verabschiedet, andere planen deren 
Umsetzung. Für die BID ist es wichtig, 
die Länderinitiativen zu unterstützen 
und zu motivieren, dass vor allem die 
Regierungsparteien sich dieser Sache 
annehmen. 
puk: Durch die stärkere Öffnung für 
Migranten oder die Digitalisierung 
stehen Bibliothekare vor vielen neuen 
Herausforderungen. Sie sind selbst 
Honorarprofessorin am Institut für 
Bibliotheks- und Informationswis-
senschaften an der Berliner Hum-
boldt Universität. Was hat sich in der 
Ausbildung zum Bibliothekar/zur 
Bibliothekarin geändert?
Lux: Die Ausbildung hat sich radi-
kal gewandelt. Als ich ausgebildet 
wurde, da habe ich über Monate 
hinweg Katalogisieren gelernt. Und 
die Geschichte der Bibliotheken, ein 
durchaus wichtiger Aspekt, wurde 
uns in einer unglaublichen Detail-
liertheit vermittelt, in der es nicht 

unbedingt notwendig gewesen wäre. 
Geschichtliche Hintergründe sind 
nach wie vor wichtige Grundlagen, 
aber ich erwarte in diesem Bereich, 
dass sich die Bibliothekare über die 
vermittelten Grundlagen hinaus 
eigenständig weiterbilden. Was heut-
zutage in der Ausbildung und später 
im Beruf wichtig ist, sind Themen 
wie Technologie- und Informati-
onswirtschaft, Informationsvermitt-
lung, Datenbankorganisation und 
Langzeitspeicherung von Wissen. 
Die Kollegen schreiben heute zum 
Beispiel Digitalisierungskonzepte. 
Und sie haben gelernt, welche Pro-
bleme die Langzeitarchivierung mit 
sich bringt und wie Kultur langfristig 
bewahrt werden kann. Gleichzeitig 
müssen sie einen Überblick über den 
aktuellen Buchmarkt haben, inklusi-
ve der E-Book-Angebote der Verlage. 
Sie müssen zudem gelernt haben, 
diese Angebote wirtschaftlich zu 
bewerten und nicht zuletzt sich gute 
Kenntnisse in rechtlichen Fragen wie 
dem Urheberecht aneignen. 
puk: Würden Sie den Berufsweg mit 
dem Wissen von heute wieder ein-
schlagen?
Lux: Ja, sofort. Denn dieser Beruf ist 
so unglaublich vielfältig. Im Biblio-
thekswesen ist man in erstaunlichem 
Maß global vernetzt. Ich kenne keine 
anderen Kultureinrichtungen, die so 
global vernetzt sind und arbeiten, 
wie Bibliotheken und Informati-
onseinrichtungen. Schließlich sind 
sie seit jeher von ihrem Wesen her 
global ausgerichtet. Denken Sie nur 
an den Austausch von Büchern in 
vergangenen Zeiten. Heute tauschen 
wir Wissen aus. Und wir versuchen 
weltweit Standards festzulegen, was 
großartig ist. In Bibliotheken finden 
Sie unglaublich viele Berufsgruppen: 
vom Techniker über Mathematiker, 
Physiker, Kulturwissenschaftler, Li-
teraturwissenschaftler, Archäologen 
oder Pädagogen, alle Berufe sind hier 
vertreten und haben so die Möglich-
keit mit daran zu arbeiten, dass vor-
handenes Wissen jedem Menschen 
verfügbar gemacht wird. Ein sehr 
lohnenswerter Beruf. 
puk: Ein leidenschaftlicheres Plädoy-
er für den eigenen Berufsstand kann 
man kaum halten. Herzlichen Dank 
für dieses Gespräch.  

Claudia Lux, Generaldirektorin 
der Zentral- und Landesbibliothek 
Berlin, ist vom Weltverband der Bi-
bliotheken im August dieses Jahres 

für ihre langjährigen Leistungen für 
Bibliotheken zum Ehrenmitglied 

ernannt worden 
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Via Sonic Chair in fremde Welten abtauchen. Entspanntes und individuelles Lernen und Erleben in der e-LernBar der 
Zentral- und Landesbibliothek Berlin 						                     © ZLB/Dorothea Klein

Rechtliche Stellung der Bibliotheken gestärkt
Der Landtag in Magdeburg verabschiedet das zweite Landesbibliotheksgesetz in Deutschland • Von Frank Simon-Ritz

Vor etwa einem Jahr konnte an die-
ser Stelle über die Erfahrungen mit 
dem Thüringer Bibliotheksgesetz ein 
Jahr nach seiner Verabschiedung 
berichtet werden (vgl. puk 04/2009, 
S. 6). Parallel bahnten sich Gesetzes
initiativen in anderen Bundesländern 
an, unter anderem in Sachsen-An-
halt, Berlin, Hessen, Schleswig-Hol-
stein und Mecklenburg-Vorpommern. 
Mit dem zeitlichen Abstand eines 
weiteren Jahres ist es interessant 
zu sehen, was aus diesen Initiativen 
geworden ist.

Sachsen-Anhalt:  
unaufgeregt zum Ziel

Am 17. Juni 2010 war es so weit: Der 
Landtag in Magdeburg hat mit den 
Stimmen von CDU, SPD und DIE. 
LINKE ein Bibliotheksgesetz für Sach-
sen-Anhalt beschlossen. Lediglich 
die FDP stimmte gegen das Gesetz. 
Dem Landtag lagen – wie 2008 be-
reits dem Thüringer Landtag – zwei 
konkurrierende Gesetzentwürfe vor. 
Sehr beachtlich ist, dass sich DIE. 
LINKE in Sachsen-Anhalt schließlich 
mehrheitlich dem Entwurf von CDU 
und SPD anschließen konnte.

Das verabschiedete Gesetz lässt 
sicherlich aus Sicht der Bibliotheken 
noch viele Wünsche offen, aber es ist 
– nach dem Thüringer Bibliotheksge-
setz aus dem Jahr 2008 – ein weiterer 
Schritt in Richtung auf die stärkere 
rechtliche Absicherung insbesondere 
der Öffentlichen Bibliotheken. Das 
Grundanliegen eines Bibliotheks-
gesetzes fasste die kulturpolitische 
Sprecherin der SPD-Fraktion im Mag
deburger Landtag, Corinna Reinecke, 
im Rahmen der 2. Lesung prägnant 
zusammen: „Bibliotheksgesetze tra-
gen dazu bei, die öffentliche Wahr-
nehmung der Bibliotheken entspre-
chend ihrer hohen Bedeutung zu 
verbessern, ihre Position im Hinblick 
auf die Sicherung der finanziellen 
und sächlichen Rahmenbedingungen 
zu stärken und wesentliche Aufgaben 
und Zielstellungen für den Betrieb 
von Bibliotheken festzulegen.“

Beide Gesetzentwürfe haben sich 
an dem Entwurf für ein „Musterbibli-
otheksgesetz“ des Deutschen Bibli-
otheksverbands aus dem Jahr 2008 
orientiert. In wesentlichen Punkten 
gibt es aber auch Unterschiede, an 
denen ablesbar ist, dass aus Sicht 
der Bibliotheken weiter Diskussions- 
und Regelungsbedarf besteht. In der 
Grundbestimmung zu Öffentlichen 
Bibliotheken erklärt das „Bibliotheks-
gesetz für das Land Sachsen-Anhalt“ 
in § 3: „Die Kommunen und die Ge-
meindeverbände können im Rahmen 
ihrer finanziellen Möglichkeiten für 
jedermann zugängliche und gut er-
reichbare Bibliotheken (öffentliche 
Bibliotheken) unterhalten.“

Interessant ist sicherlich die De-
finition der „Öffentlichen Biblio-
theken“: Sie „sind Teil des Bildungs-
systems und dienen der schulischen, 
beruflichen allgemeinen und kultu-
rellen Bildung, der Vermittlung von 
Medien- und Informationskompe-
tenz sowie der Pflege von Sprache 
und Literatur.“ (§ 3, Abs. 1)

Heftig umstritten: das hes-
sische Bibliotheksgesetz

In Hessen brachten die Fraktionen 
von CDU und FDP am 15.12.2009 
einen Gesetzentwurf in den Landtag 
ein, der am 26.01.2010 in 1. Lesung 
behandelt wurde. Bereits die Debatte 
im Rahmen der ersten Lesung machte 
deutlich, dass die Positionen im Wies-
badener Landtag kontrovers sind. Die 
Abgeordnete Wissler von der Linken 
hielt den Regierungsfraktionen vor: 
„Ihr Gesetz regelt nichts, es ist frei 
von Inhalten.“

Am 12.05.2010 fand im federfüh-
renden Ausschuss für Wissenschaft 

und Kunst eine mündliche Anhö-
rung statt, die nach dem Willen der 
Initiatoren des Gesetzes eigentlich 
dazu führen sollte, dass das Gesetz 
in der Plenumssitzung in der Woche 
ab dem 21. Juni verabschiedet wird. 
Diese Planung hat sich erst einmal 
zerschlagen und es bleibt zu hoffen, 
dass das Gesetz im September in 2. 
Lesung behandelt und verabschiedet 
werden kann.

Der Gesetzentwurf von CDU und 
FDP lässt eine Verwandtschaft mit 
dem Thüringer Bibliotheksgesetz 
erkennen. Auch hier ist man weit 
davon entfernt, Bibliotheken als 
„Pflichtaufgabe“ der Kommunen 
zu beschreiben. Die entsprechende 
Formulierung des Entwurfs lautet: 
„Öffentliche Bibliotheken sind all-
gemein zugängliche Sammlungen 
von Büchern und anderen Informa-
tionsmitteln in Rechtsträgerschaft 
der Gemeinden und Landkreise.“ 
(§ 5, Abs. 1)

Ergänzend hat man an anderer 
Stelle eine Formulierung für den 
Bildungsauftrag der Bibliotheken 
gefunden: „Bibliotheken sind als 
Bildungseinrichtungen Partner für 
lebensbegleitendes Lernen.“ (§ 2, 
Abs. 1)

Kommunale Bibliotheken 
als Pflichtaufgabe

Einen beachtenswerten Akzent in der 
Debatte über (Landes-)Bibliotheks-
gesetze hat am 24.06.2010 in Schles-
wig-Holstein der Südschleswigsche 
Wählerverband (SSW ) gesetzt. In 
einem detaillierten Gesetzentwurf 
werden zum Teil neue Wege beschrit-
ten. Bereits in der Einleitung macht die 
Gesetzesinitiative deutlich, dass es ihr 
darum geht, Bibliotheken zur Pflicht-
aufgabe zu machen. Zugleich geht sie 
auf das Problem der „Konnexität“ ein. 
Die Unterhaltung der Bibliotheken sei 
jedoch „rechtlich keine neue Aufga-
be“, da bereits die Landesverfassung 
die „Förderung des Büchereiwesens“ 
als Aufgabe der Kommunen und Ge-
meindeverbände festschreibe.

Entsprechend dem „Musterbiblio-
theksgesetz“ des DBV formuliert der 
Gesetzentwurf: „Die Gemeinden und 
Kreise unterhalten Öffentliche Biblio-
theken als Pflichtaufgabe.“ (§ 6, Abs. 
1) Auch im Hinblick auf verbindliche 
Regelungen zur Finanzierung der 
Öffentlichen Bibliotheken geht dieser 
Entwurf deutlich über die Gesetze in 
Thüringen und Sachsen-Anhalt und 
den Gesetzentwurf in Hessen hinaus 
(Abschnitt 5). Einen Anspruch auf 
Förderung begründet insbesondere 
§ 14, Abs. 1: „Die Träger Öffentlicher 
Bibliotheken sind verpflichtet, ihre 
Bibliotheken ihren Aufgaben entspre-
chend angemessen auszustatten.“

Interessant ist dieser Vorstoß nicht 
zuletzt deshalb, weil die frühere 
(CDU-)Landesregierung auf eine 
große Anfrage der SPD-Fraktion 
zum Abschlussbericht der Enquete-
Kommission „Kultur in Deutschland“ 
des Bundestags ausgeführt hat: „Die 
Landesregierung befürwortet eine 
gesetzliche Regelung in Schleswig-
Holstein, die unter klar definierter 
gesetzlicher Beteiligung des Landes 
die Aufgaben und die Finanzierung 
der Öffentlichen Büchereien als 
Pflichtaufgabe regelt [...].“

Man darf gespannt sein, wie 
sich CDU und SPD in Schleswig-
Holstein zu der Gesetzesinitiative 

des SSW positionieren. Es bleibt 
also spannend, wie sich das Thema 
der Bibliotheksgesetzgebung weiter 
entwickelt und welche Variationen 
zu diesem Thema in den einzelnen 
Bundesländern auftauchen. Festzu-
halten ist, dass Bibliotheken nach wie 
vor auf der politischen Tagesordnung 
stehen.

Der Verfasser ist seit 1999 Direktor 
der Universitätsbibliothek Weimar. 
Von 2003 bis 2009 war er Vorsitzen-

der des Thüringer Bibliotheksver-
bands. Seit April 2010 gehört er dem 

Vorstand des Deutschen Bibliotheks-
verbands an  

„Vor dem Nichts raffen wir uns auf“
Bücher und Zeitungen in Deutschland 1945 • Von Georg Ruppelt

Weiter auf Seite 27

Vor 65 Jahren wurden in Deutschland 
erstmals seit 1933 wieder Bücher 
und Zeitungen produziert, die nicht 
der Kontrolle des NS-Staates un-
terlagen. Die Alliierten Streitkräfte 
hatten Drucken allerdings zunächst 
unter Androhung der Todesstrafe 
verboten.

Doch dies änderte sich bald, denn 
es war ihr Bestreben, die „Re-

education“ der Deutschen durch eine 
Erneuerung des kulturellen Lebens 
zu fördern. Bereits im Spätsommer 
erhielten die ersten Verlage Lizenzen 
zur Publikation von Büchern, Zeit-
schriften und Zeitungen. Der Umfang 
der einzelnen Titel war außerordent-
lich bescheiden, in der Mehrzahl wa-
ren es Broschüren, wofür vor allem der 
Papiermangel verantwortlich war.

Gedruckt wurde ausschließlich in 
Antiqua, also in lateinischen Lettern 
(wie diese Zeitung und wie fast alles 
in Deutschland), und nicht mehr 
in Fraktur, also mit „altdeutschen“ 
Buchstaben. Dies war allerdings keine 
Folge des Kriegsendes, sondern es war 
noch auf eine Anordnung Adolf Hitlers 
zurückzuführen. Im Januar 1941 hatte 
er die Verwendung der Fraktur unter-
sagt und die generelle Einführung der 
Antiqua angeordnet. Mitten im Krieg 
wurde das Druckbild aller Zeitschriften 
und Zeitungen des Deutschen Reiches 
(auch des „Völkischen Beobachters“) 
entsprechend verändert. Die Bücher 
folgten, wenn sich auch hier die Um-

stellung nicht so schnell vollziehen 
ließ. Und es wurde auch etwa die 
Straßenbeschilderung entsprechend 
ausgewechselt. 

Die Gründe für diesen Ukas lagen 
wohl einmal in den Propaganda-In-
teressen des „Dritten Reiches“, das 
sich 1941 auf dem Höhepunkt seiner 
Kriegseroberungen befand: Die ge-
knechteten europäischen Völker soll-
ten deutsche Bücher und Zeitschriften, 
vor allem natürlich die nationalsozi-
alistischen Propaganda-Machwerke 
lesen können, aber auch in der per-
sönlichen Abneigung des Diktators, 
der die Fraktur als „Schwabacher Ju-
denletter“ – eine historisch unsinnige 
Bezeichnung – aus geschmacklichen 
Gründen ablehnte. 

Die ersten Bücher 

Welches waren nun die Inhalte dieser 
ersten Nachkriegsbücher? Um sich mit 
den Vertretern der Besatzungsmächte 
überhaupt verständigen zu können, 
wurden sehr bald kleine Sprachführer 
gedruckt. Das „Deutsch-Amerika-
nische Wörterbuch“ lieferte nicht nur 
die Schreibweise, sondern auch die 
Aussprache: „Zwischenschein – in-
termediate certificate – intermidieet 
sörtifiket; Reichswirtschaftskammer 
– national ecconomic [!] chambers – 
näschenel ikonommik tschembers.“

Einen für 1945 recht schwarzen Hu-
mor bewies das Wörterbuch „Deutsch/
Englisch für Jedermann“ mit fol-

gendem Dialog: „Was ist ihre Lieblings-
speise? Erdbeeren mit Schlagsahne! 
Nein, ich meine welches Hauptessen? 
Ein großes Beefsteak mit Zwiebeln 
gebraten.“ 

Eine kleine Gruppe von Veröffent-
lichungen beschäftigte sich mit den 
schrecklichsten Abgründen jüngster 
deutscher Vergangenheit, etwa unter 
den Titeln „Die Hölle von Maidanek“ 
oder „Das war Buchenwald“.

Besonders zahlreich sind die 
Schriften religiösen Inhalts, darunter 
sowohl offizielle Publikationen der 
Kirchen als auch eine Reihe von Erbau-
ungsschriften. Dass in der sowjetisch 
besetzten Zone sofort die Schriften 
der marxistisch-leninistischen Klassi-
ker erschienen, überrascht nicht. Mit 
freundlichem Blumendekor versehen 
war der Vorderumschlag des Büchleins 
„Die Mutter Lenins“. 

Die wenigen umfangreichen wis-
senschaftlichen Werke, die nach dem 
Mai 1945 erschienen, waren in der 
Regel bereits vor der Kapitulation ganz 
oder teilweise gedruckt worden.

Die ersten literarischen Publika-
tionen nach Kriegsende lassen sich 
im Wesentlichen in drei Bereiche 
einteilen. Einmal wurden sehr bald 
klassische Werke der Weltliteratur ge-
druckt. Dann waren es Schriftsteller, 
die vorher gar nicht oder nur unter 
großen Schwierigkeiten publizieren 
durften. Der dritte Bereich umfasste 
die Werke der Exil-Schriftsteller, die 
nunmehr ihre erste Publikation auf 

deutschem Boden erlebten. An voll-
ständigen Übersetzungen moderner 
ausländischer Literatur fehlte es 1945 
noch weitgehend; diese erschienen 
zunächst in Kulturzeitschriften. 

Zeitschriften und Zeitungen

Im ersten Heft der Zeitschrift „Neue 
Auslese“ heißt es: „Das deutsche Volk 
kann nicht gesunden, ohne die Welt 
zu kennen, in der es lebt. Zwölf Jahre 
lang ist Deutschland in einem Maße 
von der Aussenwelt abgeschlossen 
gewesen, das in der modernen Ge-
schichte ohne Beispiel ist. Die Werke 
europäischer und amerikanischer 
Schriftsteller, die internationale Presse 
waren verboten. Die Nationalsozialis-
ten fürchteten, dass das Denken der 
Umwelt geistige Deutsche zur Kritik 
am Nationalsozialismus veranlassen 
würde […]. Der Inhalt des Magazins 
besteht daher im wesentlichen aus 
Beiträgen, die in den unzensierten 
Zeitungen, Zeitschriften und Büchern 
des Auslands erschienen sind.“ 

Die erste Zeitschrift mit britischer 
Lizenz publizierte Vandenhoeck und 
Ruprecht in Göttingen: „Die Samm-
lung“. Im November erschien in Hei-
delberg unter dem programmatischen 
Titel „Die Wandlung“ eine der berühm-
testen Zeitschriften der ersten Stunde. 
Sie wurde herausgegeben von Dolf 
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Die Sammlung. Hrsg. von Otto Friedrich Bollnow u. a. 1. Jahrgang 1945/46. 
Titelblatt des 1. Heftes Oktober 1945.  Gottfried Wilhelm Leibniz Bibliothek
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Die Wandlung. Eine Monatsschrift. Hrsg. von Dolf Sternberger. 1. Jahrgang 
1945/46. Titelblatt. Gottfried Wilhelm Leibniz Bibliothek  
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Sternberger unter Mitwirkung von Karl 
Jaspers und anderen. Im Geleitwort 
heißt es: „Wir haben fast alles verloren. 
[…] Vor dem Nichts raffen wir uns auf.“ 
Erich Honecker war der Herausgeber 
der Berliner Zeitschrift der Freien 
Deutschen Jugend „Neues Leben“, die 
unter der Devise stand: 
„Echtes ehren,
Schlechtes wehren,
Schweres üben,
Schönes lieben.“

1932 war Deutschland mit 4.705 
Tageszeitungen das damals zeitungs-
reichste Land der Welt, im Januar 1945 
existierten noch 850, freilich seit lan-
gem gleichgeschaltete Titel. Nach ih-
rem Verbot wurden Mitteilungsblätter 
von den Besatzungsmächten heraus-
gegeben; die Texte wurden meist von 
deutschen Mitarbeitern geschrieben. 
Zu ihnen gehörten der „Braunschwei-
ger Bote“ und die „Braunschweiger 
Neue Presse“. Am 8. Januar 1946 erhielt 
die Braunschweiger Zeitung die erste 
Lizenz in Norddeutschland. 

Die erste Nummer der „Süddeut-
schen Zeitung“, deren Redaktionsstab 
konsequent mit Redakteuren besetzt 
war, die unter dem Naziregime ver-
folgt worden waren, wurde unter 
Verwendung eines besonderen Stoffes 
gedruckt. Die Wochenschau „Welt im 
Film“ Nr. 24 vom 26. Oktober 1945 be-
richtete ausführlich, dass die Gießerei 
für die Herstellung der Platten zum 
Druck der ersten freien Zeitung Bay-
erns die bleierne Gussform von Adolf 
Hitlers „Mein Kampf“ eingeschmolzen 
hatte. 

Der Verfasser ist Vizepräsident des 
Deutschen Kulturrates  

Bislang nicht mehr als ein Hinweisschild: Leere und wuchernde Wiesen an der Stelle, wo das Humboldt-Forum gebaut 
werden soll 									                              Foto: Stefanie Ernst

Dialog der Weltkulturen. Oder: Wo bleiben die Bagger? 
Ein Kommentar über das Berliner Humboldt-Forum als Deutschlands Grand Projet des 21. Jahrhunderts von André Schmitz

kulturelles Leben

Dass großen Projekten lange De-
batten vorangehen, bevor sie Wirk-
lichkeit werden, ist Ausdruck demo-
kratischer Willensbildung. Deshalb 
gab es bisher auch keinen Grund, 
auf die lange Auseinandersetzung 
um die Neugestaltung des Schloss
platzes mit missmutiger Ungeduld 
zu blicken. Im Gegenteil. Wenn der
einst in der Mitte Berlins ein Muse-
umskomplex entstanden ist, der es 
mit der Anziehungskraft des Pariser 
Louvre aufnehmen kann und die 
Besucher von den europäischen 
Sammlungen auf der Museumsinsel 
zu den außereuropäischen Schätzen 
im Humboldt-Forum strömen, wird 
in der Rückschau erkennbar sein, 
dass zur bewusstseinsbildenden 
und Bewusstsein verändernden Vor-
geschichte des Humboldt-Forums 
die farbige Fassadeninstallation 
des Schlosses von 1993/94 ebenso 
gehört wie die kulturelle Zwischen-
nutzung im Palast der Republik zehn 
Jahre später. Der Berliner Schloss-
platz ist heute kein symbolischer Ort 
ideologischer Nachhutgefechte des 
Kalten Krieges und der deutschen 
Teilung mehr. Das haben wir in den 
Debatten der vergangenen zwanzig 
Jahre überwunden.

Erheblicher Unmut kann und 
muss sich jedoch hegen, wenn 

die schwarz-gelbe Bundesregierung 
jetzt – aus purem politischem Op-
portunismus – gefasste Beschlüsse 
in Frage stellt und das Grand Projet 
bundesdeutscher Kulturpolitik im 21. 
Jahrhundert auf die lange Bank schie-
ben will. Es wäre ein Treppenwitz der 
deutschen Geschichte, wenn ausge-
rechnet eine bürgerliche Koalition 
so zum Totengräber des Humboldt-
Forums in der Gestalt des Berliner 
Stadtschlosses werden würde. Aber 
ein schlechter. 

Und allen, die glauben, die 
Forums-Idee retten zu können, in-
dem man die Architekturdebatte neu 

aufmacht und damit den alten Streit 
zwischen Rekonstruktion und einem 
modernen Bau neu entfacht, sei ge-
sagt: Es gibt keinen besseren Weg als 
diesen, um für lange, lange Zeit auf 
dem wichtigsten Platz der deutschen 
Hauptstadt mit einer Wiese leben zu 
müssen. 

Natürlich sind die veranschlagten 
552 Millionen Euro Baukosten in 
Zeiten einer noch nicht überwun-
denen Wirtschafts- und Finanzkrise 
eine stolze Summe. Aber den Bau 
zu verschieben, spart gar nichts. Im 
Gegenteil. Den Steuerzahler kommt 
die Verschiebung sogar teuerer, weil 
so noch mehr Geld als nötig in die 
bautechnische Unterhaltung und 
Sicherheit der maroden Dahlemer 
Museumsstandorte investiert werden 
muss. Dort sind die außereuropä-
ischen Sammlungen der Stiftung 
Preußischer Kulturbesitz zu sehen, 
die ihr Domizil dereinst im Hum-
boldt-Forum finden sollen. Wer 
Dahlem komplett sanieren wollte, 
bräuchte dazu wohl zwei Drittel der 
Summe die fürs Humboldt-Forum 
veranschlagt ist. An der wenig zu-
schauerträchtigen Randlage dieser 
weltberühmten Sammlung würde 
sich freilich nichts ändern. 

Nein, die außereuropäischen 
Kulturen gehören in die Mitte der 
deutschen Hauptstadt – auf Au-
genhöhen mit den europäischen 
Sammlungen auf der Museumsinsel. 
Es war diese Nutzungsidee und das 
einst klare Bekenntnis des Bundes 
zu dem Gesamtprojekt, das schließ-
lich auch Berlin herausgefordert hat, 
sich der kulturellen Bedeutung und 
wirtschaftlichen Dimension eines 
solchen Highlights auf dem wich-
tigsten Platz der Stadt neuerlich zu 
vergewissern. Für Berlin ist und bleibt 
das eine einmalige Chance. Von Ber-
lin und Deutschland kann mit dem 
Humboldt-Forum eine internationale 
Ausstrahlung ausgehen, die weltweit 
ihresgleichen sucht.

Deshalb steht Berlin zu seinem En-
gagement – auch finanziell. Die 
geplanten 32 Millionen Euro stehen 
bereit und können abgerufen wer-
den, wenngleich nicht als einseitige 
Vorleistung für eine taktierende Bun-
desregierung, die reine Symbolpolitik 
betreibt, wenn sie dieses kulturpoli-
tische Grand Projet in die Geiselhaft 
ihrer unsozialen Sparpolitik nimmt.  

Berlin steht auch weiterhin zu der 
Idee, in das Humboldt-Forum neben 
den außereuropäischen Sammlungen 
aus Dahlem die wissenschaftlichen 
Sammlungen der Humboldt-Univer-
sität zu integrieren und der Zentral- 
und Landesbibliothek einen Raum 

zu geben, der zentraler nicht sein 
könnte. Diese inhaltliche Lösung ist 
zu überzeugend, um sie taktischen 
Politspielen zu opfern. Natürlich 
bedarf das Nutzungskonzept wei-
terer Präzisierungen und Populari-
sierung. Dass der Aufschrei gegen 
den teuren Verschiebebahnhof, den 
die Bundesregierung jetzt mit dem 
Humboldt-Forum veranstaltet, nicht 
größer ausfiel, verweist auf Defizite 
in der öffentlichen Resonanz für das 
Humboldt-Forum. 

Dabei ließe sich aus der Geschich-
te der Museumsinsel lernen, wie sehr 
sich bürgerschaftliches Selbstbe-
wusstsein über kulturelle Teilhabe 

definierte. Kultur als gesellschaftspo-
litische Investition: So hat es August 
Stüler 1841 in seiner ersten Projekt-
Skizze für die Museumsinsel zwar 
nicht formuliert. Aber eben darauf 
beruht ihre Erfolgsgeschichte. War 
nicht auch tatkräftiges, bürgerschaft-
liches Mäzenatentum der Garant für 
den Aufstieg der Museumsinsel im 19. 
Jahrhundert? Wären die Staatlichen 
Museen je so prachtvoll geraten, 
wenn nicht Bürger wie James Simon 
und viele andere den Reichtum 
der Sammlungen gemehrt hätten? 

Weiter auf Seite 28
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Diese Fragen der Historie, die von 
bürgerlicher Emanzipation und po-
litischem Fortschritt handeln, sind 
von unverminderter Aktualität. Sie 
in ein überzeugendes Konzept mit 
den Akteuren der Zivilgesellschaften 
des globalisierten 21. Jahrhunderts 
zu übersetzen und weiterzuent-
wickeln, ist das Gebot der Stunde. 
Alten und neuen Zusammenhängen 
nachzuspüren zwischen Orient und 
Okzident, den Prägungen durch die 
abendländische Antike und die gro
ßen Weltreligionen: Wohl kaum ein 
anderer Ort würde unsere Weltsicht 
und unser Weltverständnis derart 
vertiefen, nirgendwo sonst wären 
Welthaltigkeit und Weltoffenheit so 
aufgehoben wie auf der Museums
insel und dem Humboldt-Forum.

Ausgestattet mit einem derart 
eindrucksvollen Forum des Dialogs 
der Weltkulturen, würde Deutsch-
land international anders gesehen, 
wäre stärker gesucht als verständ-
nisvoller Vermittler im Dialog der 
Kulturen. 

Auch in diesem Sinne ist das 
Humboldt-Forum berufen, ein par-
teiübergreifendes nationales Projekt 
sein. Zumal sich alle politischen 
Akteure darin einig sind, Bildung 
und Kultur als entscheidende Zu-
kunftschancen unserer Gesellschaft 
anzusehen. Humboldt-Forum und 
Museumsinsel wären eindrucksvolle 
Manifestationen einer Gesellschaft, 
die Bildung und Kultur den höchs-
ten Stellenwert einräumt. Kulturelle 
Bildung ist in aller Munde. Das 
Humboldt-Forum wäre eine ideale 
Manifestation dieses Anspruches in 
der Mitte Berlins. 

Und es wäre zugleich ein deut-
liches Aufbruchssignal. Die sich 
formierende Wissensgesellschaft 
erhielte mit dem Humboldt-Forum 
nicht nur ein starkes Symbol, son-
dern auch ein Fundament kultureller 
Selbstvergewisserung, ein Motor 
ständiger Inspiration.

Wie groß die Sehnsucht nach 
Bildungsidealen ist, hat sich in den 
Reaktionen auf die Pisa-Studie ge-
zeigt. Plötzlich waren die Gebrüder 
Humboldt wieder in aller Munde. Sie 
stehen für eine weltoffene und erfah-
rungsgesättigte Gelehrsamkeit, die 
nicht nur elitären Bildungsansprü-
chen genügt, sondern das Zeug hat, 
sich in unserer sozial und kulturell 
vielfältigen, globalisierten Umwelt 
zu bewähren.

Wo wäre das Erbe der Humboldt-
Brüder lebendiger und authentischer 
zu bewahren als in Berlins Mitte? 
Hier die Museumsinsel, die eng ver-
bunden ist mit dem Wirken Wilhelm 
von Humboldts, dort das Humboldt-
Forum, das in seiner respektvollen 
wie unvoreingenommenen Sicht der 
Weltkulturen für die Ideale Alexander 
von Humboldts steht.

Und welch schöne Pointe, dass 
Alexander von Humboldt seine Ideen 
auch im Hohenzollernschloss ent-
wickelt hat, vor weltlichen Herr-
schern wie Friedrich Wilhelm IV. 
und Regenten des Geistes wie Ranke, 
Niebuhr, Schelling und Schinkel. 
Auch diese Geschichte zeigt, wie eng 
Stadtschloss und Humboldt-Forum 
zusammengehören. 

Geschichte lehrt aber auch, dass 
die berühmten „windows of op-
portunity“ nie lange offen stehen. 
Wenn dieses Fenster für ein kulturell 
einmaliges Projekt im Herzen Berlins 
nicht mit einem peinlichen Knall für 
lange Zeit zufallen soll, dann muss 
die Bundesregierung noch in dieser 
Legislatur die Bagger auf den Schloss
platz kommen lassen. 

Der Verfasser ist Staatssekretär 
für Kultur beim Regierenden  

Bürgermeister von 
Berlin 

Dialog der  
Weltkulturen

Endstation Wartburg
Neue Musik nach Fahrplan: Das Projekt Netzwerk Neue Musik der Bundeskulturstiftung

Künstlerische Direktorin und Vorstand der Kulturstiftung des Bundes 			                 Foto: Maria Ziegelböck

2008 startete das Förderprojekt 
Netzwerk Neue Musik (NNM) der 
Kulturstiftung des Bundes. Ziel ist 
die Stärkung  der Präsenz Neuer 
Musik im Kulturleben, um die Wahr-
nehmung in der Öffentlichkeit zu 
erhöhen und neues Publikum zu 
gewinnen. Derzeit reist unter dem 
Titel „sounding D“ ein Sonderzug mit 
dem Klangkünstler Robin Minard an 
Bord durch zehn Netzwerkstädte. 
Den Abschluss dieser großen Neu-
en-Musik-Reise bildet ein dreitä-
giges Festival in Eisenach vom 10. 
bis zum 12. September. politik und 
kultur sprach mit der Künstlerischen 
Direktorin der Stiftung, Hortensia 
Völckers.

politik und kultur: Welches Feedback 
hat Sie hier in der Zentrale nach 
zweieinhalb Jahren Laufzeit des Pro-
gramms erreicht?
Hortensia Völckers: Mich erreichen 
jetzt viele positive Nachrichten. Oft 
sind die Absender verwundert darü-
ber, dass das Netzwerk  schon so viel 
in den verschiedenen Städten bewirkt 
hat. Viele Projekte sind in Gang ge-
kommen, trotz der Schwierigkeiten, 
die mit neuen Partnerschaften und 
den vielen Mitfinanzierungen ver-
bunden sind.

Anfangs sahen manche im NNM 
nur eine Fortsetzung  ihrer bisherigen 
Aktivitäten – nur finanziell besser 
ausgestattet. Dass unsere Initiative 
unterschiedliche Gruppen, Künstler 
und Institutionen zu neuen Koopera-
tionen anstiften wollte, wurde nicht 
von allen Partnern auf Anhieb ver-
standen. Wenn die lokalen Netzwerke 
aber ihre Zusammenarbeit nicht 
ausbauen und neue Arten der Koo-
peration organisieren, sehe ich ganz 
große Schwierigkeiten für ihr Weiter-
bestehen nach dem Engagement der 
Kulturstiftung des Bundes (KSB). Die 
dezentrale und lokale Ausprägung der 
Projekte ist offensichtlich eine Hürde 
für die überregionale Pressebericht-
erstattung. Das finde ich bedauerlich. 
Denn es sind immerhin 22 Millionen 
Euro, die mobilisiert worden sind, 
wovon zwölf von der Kulturstiftung 
des Bundes kommen, der Rest von 
Ländern, Kommunen und den rund 
250 Partnern. Das gehört wesentlich 
zur Netzwerk-Idee.
puk: Dass aber die Förderungen der 
KSB grundsätzlich nicht auf Nach-
haltigkeit angelegt sind, scheint 
zunehmend ein Problem für die 
Kommunen zu sein?
Völckers: Das sehen wir ganz anders: 
Selbstverständlich zielen die Förder-
programme auf Nachhaltigkeit. Die 
von uns mit initiierten Aktivitäten 
sollten nach dem Ausscheiden der 
KSB weiter existieren und sich ent-
falten. Wir hoffen, dass die Netzwerke 
in den Stand versetzt werden, so klug 
und aktiv in einer Kommune zu agie-
ren, dass sie auf Dauer unverzichtbar 
sind. 
puk:  Sounding D, das vom 25. August 
bis zum 12. September 2010 in ganz 
Deutschland stattfindet, verschlingt 
beinahe 10 Prozent der gesamten För-
dermittel der Bundeskulturstiftung. 
Ist das nötig?
Völckers: Das Netzwerk mit seinen 
15 Orten und 250 Partnern ist eine 
lokal-kleinteilige Vernetzungsarbeit. 
Das ist der Grund, warum keine zen-
trale Sichtbarkeit entsteht. Sounding 
D soll eine zentrale gemeinsame 
Veranstaltung sein, es ist aber kein 
Feuerwerk, das an einem Tag ohne 
jeden Zusammenhang und ohne Ver-
mittlung abgefeuert wird, sondern im 
Gegenteil: ein sorgfältig vorbereitetes 
Vorhaben. Hier sollen die lokalen 
Netzwerke vor Ort Präsentationen 
machen und dann auf Reisen gehen. 
In der Mitte Deutschlands kommen 
dann alle 15 zusammen.

Ich finde, das ist eine zauberhafte 
Idee, einen derart historischen Ort 

wie die Wartburg mit Neuer Musik 
zu konfrontieren, insbesondere auch 
mit performativen Konzepten, für 
die etwa die Arbeiten des Schweizer 
Komponisten Daniel Ott stehen. 
puk: Ist Sounding D nicht genau die 
oberflächliche Event-Kultur, gegen 
die das Netzwerk antrat?
Völckers: Ganz im Gegenteil. Soun-
ding D wurde von Bojan Budisavljevic 
und seinem Team in enger Zusam-
menarbeit mit den Netzwerken und 
verschiedenen anderen Künstlern so 
konzipiert, dass sich das Projekt erst-
mals als Ganzes bei dieser Veranstal-
tung Gehör verschafft. Sounding D soll 
ein Wahrnehmungsproblem beheben. 
So ein riesiges Projekt braucht bundes-
weite Öffentlichkeit. Außerdem: Seit 
wann sind Konzerte von Schönberg, 
Xenakis, Stockhausen und Mason an 
Orten wie der Bach-Kirche St. Geor-
gen, dem Festsaal der Wartburg oder 
dem Rokokosaal des Stadtschlosses in 
Eisenach oberflächliche Events?
puk: In Italien ist inzwischen das De-
kret von Kulturminister Sandro Bondi 
Gesetz geworden. Dort stehen jetzt 
Einstellungsstopps bei Orchestern, 
Streichungen in den hausinternen 
Verträgen der einzelnen Theater und 
Einsparungen bis zu einem Drittel 
der staatlichen Mittel bevor. Droht 
das bald auch uns hier?
Völckers: Nein. Gott sei Dank droht 
uns ein solches Horror-Szenarium 
nicht. Wir pflegen unsere Kultur-
landschaft auf ganz andere Weise. 
Sicherlich steht uns eine schwere Zeit 
bevor. Wir werden uns gemeinsam 
sehr anstrengen müssen, um die Po-
litik zu beraten und zu überzeugen, 
dass man mit der Schließung von 
Kultureinrichtungen keinen Haushalt 
saniert. Allerdings müssen wir die 
kommende Generation mit der Kunst 
vertraut machen und begeistern, 

damit sie in Zukunft die institutio-
nelle Ausstattung und die Freiräume 
zur Entfaltung von zeitgenössischer 
Kunst mitträgt. Leider sind einige 
Faktoren zurzeit eher ungünstig. 
Die demographische Entwicklung 
ist nicht positiv. Man spricht von 20 
Prozent weniger jungen Menschen 
bis 2025. Dazu kommt die schwere 
Finanzkrise, die die Kommunen in 
große finanzielle Schwierigkeiten 
gebracht hat. Ich hoffe sehr, dass die 
Kommunen in Zukunft durch neue 
Regelungen und finanzielle Hilfe wie-
der mehr Spielraum gewinnen, um 
gerade bei den freiwilligen Leistun-
gen eine größere Gestaltungsfreiheit 
zu haben. Die Kulturszene hat bereits 
enorme Anstrengungen unternom-
men zu sparen, wo immer es geht, das 
muss berücksichtigt werden. Weitere 
große Einschnitte bedeuteten einen 
Bruch im Kultursystem. Dagegen 
sollten wir kämpfen, denn wir haben 
in Deutschland immer noch eine 
einmalige öffentliche Ausstattung. 
Das macht  uns weltweit keiner nach. 
Dabei sollte es bleiben.
puk: Ein Blick in die Zukunft: Welche 
Rolle könnte der Komponist des 21. 
Jahrhunderts spielen?
Völckers: Nicht nur die Komponis-
ten, sondern alle Musiker müssen 
sich noch mehr Gedanken darüber 
machen, wie sie junge Menschen für 
ihre Sache einnehmen.

Ich habe festgestellt, dass Vermitt-
lung und Lehre bei jungen Musikern 
gegenüber dem Aufführungsbetrieb 
stiefmütterlich behandelt werden. 
Da müssen wir einen Kulturwandel 
einleiten, wenn wir dieses Erbe un-
beschadet in die Zukunft mitnehmen 
möchten. Künstler haben in dieser 
Situation auch eine pädagogische 
und vermittelnde Verantwortung, der 
sie ein paar Stunden am Tag widmen 

müssten – das wäre meine Idee vom 
Künstler des 21. Jahrhunderts.
puk: Welche Fördermaßnahmen im 
Feld Neuer Musik wird die KSB in der 
Zeit nach dem Netzwerk ergreifen?
Völckers: Ich glaube nicht, dass es 
nochmal so ein Programm geben wird, 
sondern etwas Neues, etwas Anderes, 
das wir noch nicht entwickelt haben. 
Auf jeden Fall haben sich die regulären 
Anträge für Musikprojekte bei der KSB 
verdreifacht. Das ist sehr erfreulich. 
Die Neue Musik entwickelt sich bei 
uns gerade zur  meistgeförderten 
Sparte neben den Ausstellungen.

Das Gespräch führte Andreas Kolb, 
Redakteur politik und kultur 

Ein dreitägiges Festival in Eisenach 
vom 10. bis zum 12. September 
ist die Abschlussveranstaltung der 
großen Reise des sounding D-Zu-
ges, der am 25. August in Dresden 
gestartet ist, und dann über die 
Stationen Berlin, Kiel, Hamburg, 
Hannover, Köln, Engers, Freiburg, 
Stuttgart, Augsburg und Passau in 
Eisenach ankommt. Eine prozes-
sorientierte Klanginstallation von 
Robin Minard im Zug – für jeder-
mann online zugänglich und auch 
interaktiv beeinflussbar unter www.
sounding-d.net –, viele Konzerte an 
den Bahnhöfen und in den Städten 
sowie das Eisenacher Festival sollen 
den Stand der Netzwerkarbeit dar-
stellen und könnten endlich auch 
überregionale Beachtung durch Pu-
blikum und Medien generieren.
Sehen Sie den nmzMedia Film zum 
sounding-D-Auftakt: http://www.
nmz.de/media/video/sounding-d-
der-auftakt.

Die Redaktion 
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Psychedelica Maschinka – aus den Taschen vieler kleiner Jungen, Installation. Angeblich führte der Einsatz der Maschine 
im Jahr 1989 zur politischen Wende in Deutschland 						        Foto: Stefanie Ernst 

Transkulturelle Kommunikation: Ich und Du
Containerland Deutschland • Von Christian Höppner

Ich sehe was, was Du nicht siehst. 
Kein Kinderspiel, sondern Alltag in 
Deutschland. Ob Kirchturmspitzen, 
Kopfbedeckungen oder Rituale im 
alltäglichen Zusammenleben: die 
babylonische Wahrnehmungsverwir-
rung nimmt zu. 

In der aktuellen Debatte um Inter-
kultur und Transkultur herrscht 

ebenfalls Verwirrung – jedoch geht 
es nicht um Begriffe, sondern um 
die Haltungen die dahinter stehen. 
Letztlich geht es um einen Paradig-
menwechsel von einem statischen 
Modell nationaler Kultur zu einem 
über politische, nationale und welt-
anschauliche Grenzen hinweg ver-
netzten Modell, das Veränderungen 
in Rezeption und Kommunikation 
von Individuum wie Gesellschaft in 
ihren sozialen Kontexten ebenso wie 
Wanderungsbewegungen und die da-
mit verbundenen Transformations-
prozesse einbezieht. Während „In-
terkultur“ im Sinne des Herderschen 
Kugelmodells von der Abgrenzbarkeit 
der Kulturen ausgeht, verbindet sich 
mit „Transkultur“ nach Wolfgang 
Welsch Offenheit und gegenseitige 
Durchdringung. 

Interkultur ist vergleichbar mit 
einem voll beladenen Container-
schiff. Wir sitzen alle in einem Boot, 
jedoch in unterschiedlichen Con-
tainern. Die enge Begrenzung eines 
Containers erlaubt keinen Weitblick 
über alle Container hinaus auf die 
übrigen Schiffe, sondern bestenfalls 
die Wahrnehmung der benachbarten 
Container. Dieses Containerdenken 
von Individuen bzw. Gruppen – hier: 
ich/wir, dort: Du/ihr – entspricht den 
Sicht- und Handlungsweisen, die seit 
den 1980er Jahren mit dem Stichwort 
interkulturell umschrieben werden. 
Interkulturell hat sich zu einem Ter-
minus in der politischen Kommuni-
kation und den Medien entwickelt, 
der das Miteinander in unserer Ge-
sellschaft auf die Kommunikation mit 
Menschen aus anderen Kulturen ver-
engt. Hier wir (die Deutschen) – dort 
die „Menschen mit Migrationshin-
tergrund“. Diese Verengung blendet 
aus, das jeder Mensch Teil kultureller 
Entwicklung ist, d.h. selber durch 
sein Verhalten kulturelle Entwicklung 
beeinflusst, ebenso wie er durch sein 
kulturelles Umfeld beeinflusst wird. 
Diese Wechselprozesse vollziehen 
sich permanent – in Geschichte und 
Gegenwart. Allein die Wortbedeu-
tung von „interkulturell“ – „zwischen 
den Kulturen“, verdeutlicht, dass 
es mindestens zwei voneinander 
abgegrenzte Positionen geben muss. 
Dabei bezieht sich Begegnung der 
Kulturen nicht nur auf die Kulturen 
aus rund 190 Ländern in unserem 
Land, sondern auf jede Interaktion 
zwischen Individuen bzw. Gruppen 
in unserer Gesellschaft. Im transkul-
turellen Selbstverständnis ist jeder 
Mensch Teil kultureller Vielfalt. Es 
gibt nicht eine (Leitkultur), zwei oder 
drei kulturelle Identitäten, sondern so 
viele Identitäten wie Menschen in un-
serer Gesellschaft. Kulturelle Vielfalt 
speist sich aus der Anzahl kultureller 
Identitäten. Die kleinste Keimzelle 
eines kulturellen Kraftfeldes ist jeder 
Mensch selbst. Daraus entwickeln 
sich in soziokulturellen Kontexten 
weitere kulturelle Kraftfelder, deren 
Wahrnehmungsausdehnung glo-
bale Wirkung erreichen kann. Die 
Individualität kultureller Identitäten 
ist die Keimspur kultureller Vielfalt. 
Die Neugier auf das Eigene und das 
Andere und die Chance der Entde-
ckung des Eigenen und Anderen sind 
Potentiale, die bei jedem Menschen 
gehoben werden können – ein Leben 
lang. Begegnungen, die das Eigene im 
Anderen und das Andere im Eigenen 
deutlich werden lassen können, bil-
den die zentrale Ausgangsplattform 
für die transkulturelle Kommunika-

tion. Das Andere lässt sich dabei mit 
dem (noch) Unbekannten bzw. mit 
dem Bekannten, aber (noch) nicht 
Eigenen, umschreiben. Das Eigene 
bildet eine jeweilige Momentauf-
nahme des sich selbst Bewusst seins 
ab. Der permanente Prozess der 
Durchdringung des Eigenen mit dem 
Anderen und des Anderen mit dem 
Eigenen hängt in seiner Intensität 
stark von den Rahmenbedingungen 
des täglichen (Er)Lebens und von den 
prägenden Einflüssen – insbesondere 
in der ersten und nachhaltigsten 
Prägungsphase bis zum etwa 13. 
Lebensjahr – ab. So schärft die trans-
kulturelle Idee die Wahrnehmung für 
das Gemeinsame wie das Trennende 
und damit auch eine Kultur der Un-
terschiedlichkeit. In dem Selbstbe-
wusstsein des Eigenen spiegelt sich 
die Erfahrung der Wechselbeziehung 
mit dem Anderen. Das ist nicht der 
Grauschleier multikultiversessener 
Blindheit und Durchmischung, wie 
Kritiker der transkulturellen Idee 
unterstellen, sondern Stärkung des 
je Eigenen. 

Insofern ist die Diskussion um In-
terkulturalität oder Transkulturalität 
kein „Nebenkriegsschauplatz“(siehe 
Max Fuchs: „Vielfalt als Reichtum?“, 
in politik und kultur Ausgabe 4/2010), 
sondern essentiell für unser Mitein-
ander. Gerade die im Kultur- und Bil-
dungsbereich versammelte Zivilge-
sellschaft steht in der Verantwortung, 
den Paradigmenwechsel zu einem 

transkulturellen Selbstverständnis 
in der gesamtgesellschaftlichen Per-
spektive anzustoßen.

Kulturelle Vielfalt bezeichnet kei-
nen Zustand, sondern eine Entwick-
lung unterschiedlicher kultureller 
Erscheinungsformen. Kulturelle Viel-
falt ist das bestimmende Merkmal des 
Kulturlebens. Deutschland ist bunt 
und reich. Reich an Kulturellem Erbe, 
reich an Kulturen anderer Länder und 
reich an kreativem Potential. Diese 
drei Bereiche sind die Kernmerkmale 
Kultureller Vielfalt und bilden die drei 
Grundsäulen der UNESCO-Konventi-
on zum Schutz und zur Förderung der 
Vielfalt kultureller Ausdrucksformen. 
(siehe Christian Höppner: „Transkul-
turalität: Fata Morgana oder Realität?, 
in: politik und kultur Ausgabe 03/10, 
Beilage inter I kultur). Der Weg zu 
einer transkulturell geprägten Gesell-
schaft verbindet sich für mich mit den 
folgenden vier Meilensteinen:

Kulturelle Vielfalt stärken

Transkulturalität und kulturelle Viel-
falt bedingen einander. Das Bewusst-
sein für den Reichtum kultureller 
Vielfalt und die Bedeutung für unsere 
Gesellschaft und die transkulturelle 
Kommunikation ist unterentwickelt. 
Zum einen ist die völkerrechtlich 
verbindliche „UNESCO Konvention 
zum Schutz und zur Förderung der 
Vielfalt kultureller Ausdrucksformen“ 
außerhalb von Fachkreisen nahezu 

unbekannt und zum anderen wer-
den die Themen Vielfalt und Inter-
kultur auf die Beziehung zu den 
Kulturen anderer Länder in unserem 
Land reduziert. Dabei ist diese Kon-
vention das gesellschaftspolitische 
Handlungsinstrument zur Stärkung 
kultureller Vielfalt. Nach den beispiel-
haften Konsultationsprozessen der 
Deutschen UNESCO-Kommission in 
der Genese der Konvention sind nun 
vor allem Politik und Zivilgesellschaft 
gefordert, die Kernbotschaften dieser 
Konvention zu „übersetzen“ und 
zu kommunizieren. „Übersetzen“ 
bedeutet, neben der Vermittlung der 
Kernbotschaften Ansatzpunkte zu 
finden, wie diese Konvention auf al-
len drei föderalen Ebenen Bindungs-
wirkung entfalten kann.

Transkulturelle  
Kompetenzen bilden

Die Bildung transkultureller Kompe-
tenzen ist eine gesamtgesellschaft-
liche Querschnittaufgabe. Die Verant-
wortungsdelegation an die Integrati-
onsbeauftragten ist kontraproduktiv, 
weil weite Bereiche gesellschaftlichen 
Lebens sich der Befassung mit dieser 
Aufgabe entledigen bzw. sich ihr bes-
tenfalls mit dem interkulturellen Con-
taineransatz widmen. Transkulturelle 
Kompetenz gehört in alle Bereiche 
der Aus-, Fort- und Weiterbildung. 
Das ist nicht nur eine Frage unseres 
kulturellen Selbstverständnisses und 

des daraus folgenden Miteinanders, 
sondern auch für das Exportland 
Deutschland von wirtschaftlichem 
Bedeutung.

Nachhaltigkeit leben

Transkulturalität braucht Nachhaltig-
keit in der bildungskulturellen Infra-
struktur. Die Tendenzen zur Eventi-
sierung im Bildungs- und Kulturleben 
gefährden Kontinuität und Qualität. 

Kulturelle Teilhabe sichern

Transkulturalität braucht kulturelle 
Teilhabe. In dem Maße wie das Indi-
viduum Neugierde auf das Eigene ent-
wickeln kann, kann die Neugierde auf 
das Andere wachsen und umgekehrt.

In dem Spannungsfeld von „Jeder 
soll nach seiner Facon selig werden“ 
und der teilweise pervertierten Idee 
der „Leitkultur“ entwickeln sich 
Leitlinien für jede Gesellschaft. Die 
gesamtgesellschaftliche Akzeptanz 
dieser Leitlinien – zwischen Bur-
kaverbot, Sprachkompetenz und 
Assimilation – hängt wesentlich vom 
Selbstverständnis des kulturellen 
Miteinanders in der Wahrnehmung 
und dem Zusammenleben ab. 

Ich sehe was, was Du nicht siehst 
– und das ist bunt.

Der Verfasser ist Vizepräsident des 
Europäischen Musikrates und des 

Deutschen Kulturrates 

Totgesagte leben länger 
Vorschneller Nachruf auf die Lüge • Von Stefanie Ernst

„Niemand hat die Absicht, eine Mau-
er zu errichten.“ Die Antwort Walter 
Ulbrichts während einer internationa-
len Pressekonferenz im Juni 1961 ist 
wohl eine der bekanntesten Lügen 
unserer jüngeren Vergangenheit. 
Noch im selben Jahr wurde die Lüge 
in Beton gegossen und Berlin – und 
somit auch Deutschland – durch eine 
Mauer getrennt. Hatte der Staats-
ratsvorsitzende eigentlich die sprich-
wörtlichen kurzen Beine? Zitate und 
besagte Sprichwörter zur Lüge gibt 
es zu Genüge. Und schon im Alten 
Testament heißt es als achtes Ge-
bot „Du sollst kein falsch Zeugnis 
geben wider deinen Nächsten.“ In 
den meisten Fällen steht die Lüge 
bzw. der Lügner in keinem besonders 
guten Licht. Dabei gehören Lügen 
zu unserem täglichen Leben, denn 
ohne die kleinen, und manchmal 
auch großen Schwindeleien wäre ein 
Zusammenleben schier unmöglich. 

Die Lüge hat ihren erbärmlich 
schlechten Ruf also eigentlich 

zu Unrecht. Sie muss nicht immerfort 
hinter Verschluss gehalten werden. 
Umso eindrücklicher ist es, dass die 
Lüge – oder nennen wir sie unserem 
eigenen Wohlbefinden zuliebe lieber 
Schummelei, Täuschung, Flunkerei 
– einen Ort außerhalb unserer Ge-
danken und Sprache gefunden hat, 
an dem sie offensichtlich geworden 
ist. Noch…

In Gantikow nahe dem branden-
burgischen Städtchen Kyritz, etwa 
anderthalb Bahnstunden von Berlin 
entfernt, steht das erste deutsche 
Lügenmuseum. Im Museumsführer 
der Brandenburgischen Museen wird 
das, was den Besucher dort erwartet, 
als Objekt- und Installationskunst 
und als Licht- und Klangdramatur-
gie beschrieben. Das mag stimmen, 
ist aber, angesichts dessen, was den 
Besucher dort erwartet, viel zu prosa-
isch. Wer das Lügenmuseum betritt, 
taucht ein in die Welt der Villa Kunter-
bunt. Allein der Vorraum überwältigt 
das Auge des Betrachters. Überall 
blinkt es in den buntesten Farben, 

Gegenstände scheinen sich wie von 
selbst im Raum zu bewegen und wo 
man nur hinhört knarrt, plätschert, 
schrummelt oder rasselt es. Sogleich 
schenkt der Museumsdirektor, ehe-
maliger Eigentümer, Oppositions-
Künstler und Schöpfer vieler der aus-
gestellten herrlichen Absurditäten, 
Reinhard Zabka, dem Gast einen 
Lügentee ein, dessen Rezept angeb-
lich einer jahrhundertealten Über-
lieferung folgt. Die Exponate, oder 
vielmehr Kunstwerke, der einzelnen 
Räume bringen Erstaunliches zum 
Vorschein. Hätten Sie gewusst, dass 
Fontanes Wanderschuh (er trug ihn 
bei der Wanderung durch die Mark 
Brandenburg) erhalten ist? Dass man 
das Ohr von Vincent van Gogh im 
Lügenmuseum ebenso bewundern 
kann, wie die Geräusche, die die Tita-

nic bei ihrem Untergang machte. Wer 
nun denkt „Alles Unsinn!“, hat weit 
gefehlt. Das Fantastische ist nur nicht 
einfach zu handhaben. Die Ausstel-
lung einer kuhfladenhaften Madonna 
und die Werke, die in einem direkten 
Zusammenhang mit der Biografie des 
in der DDR aufgewachsenen Künst-
lers stehen, gilt es als Gesamtkonzept 
anzunehmen und zu begreifen. Lässt 
man sich darauf ein, gibt es nichts 
Vergleichbares. 

Das Lügenmuseum ist ein wahres 
Kleinod der Kunst, ein Museum, das 
Fragen und Gedanken im Inneren des 
Betrachters auslöst und damit mehr 
ist als ein bloßer Ort der Information. 
Es ist ein Ort der Inspiration, des 
lustvollen Ausprobierens, der Freude 
am Grotesken. Genau dieser soll nun 
geschlossen werden. Zabka hat vor 

Kurzem die fristlose Kündigung und 
die Räumungsaufforderung durch 
den jetzigen Besitzer, an den er aus 
finanziellen Gründen einst verkau-
fen musste, erhalten. Zwanzig Jahre 
Lügenmuseum könnten also in Bälde 
passé sein. Der Künstler Zabka räumt 
ein, selbst Fehler bei der Bewirtschaf-
tung gemacht zu haben, dennoch sei 
die Schließung unvorstellbar und die 
beschrittenen Wege der Gegenseite 
zu kritisieren. Direkt nach den Mel-
dungen über die Kündigung und die 
drohende Zwangsräumung Anfang 
Juli diesen Jahres formierte sich laut-
starker Protest. Der bekannte Maler 
Johannes Heisig bat den Bürgermeis-
ter von Kyritz, Hans-Joachim Winter, 

Weiter auf Seite 30
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Totgesagte leben länger
und den Präsidenten der Akademie 
der Künste, Klaus Staeck, um Unter-
stützung, damit der Auflösung des 
Museums entgegengewirkt werden 
könne. Die Schließung scheint wei-
terhin unausweichlich. 

In Zeiten knapper Kassen liegt 
dieser Schritt nahe. Aber um diese 
wunderbare Welt der kunterbunten 
Lüge nicht einstürzen zu lassen, 
bedarf es der Unterstützung vor Ort. 
Das Lügenmuseum ist ein gelungenes 
Beispiel für Kultur im ländlichen 
Raum. Es wäre mehr als bedauer-
lich, wenn seine Ära nun zu Ende 
gehen würde. Das Konzept und die 
Ausstellungsstücke sind schön und 

sperrig zugleich. Sie verweigern sich 
dem Normalen und sind in ihrer 
Andersartigkeit wichtiger Bestand-
teil der Erinnerungskultur. Es wäre 
wünschenswert, wenn das Sammel-
surium an Antikunst der DDR und 
Zurschaustellung der Macht der 
Phantasie erhalten bleibt. Ein Besuch 
im Lügenmuseum lohnt sich – solan-
ge es noch geht –, denn an welchem 
anderen Ort wird der Satz „Die Lüge 
im Dienste der Wahrheit wäscht den 
Staub des Alltags von den Sternen“ 
(Richard von Gantikow) auf so phan-
tastische Weise greifbar. 

Lügenmuseum Reinhard Zabka
Am Anger 1
16866 Kyritz (OT Gantikow)
Öffnungszeiten: Mittwoch bis Sonntag 
11-17 Uhr (aus dargelegten Gründen 
empfiehlt es sich vorher anzurufen)

Die Geschichtenerzählerin
Christine Nöstlinger im Portrait • Von Andreas Kolb

In den 38 Jahren, in denen Chris-
tine Nöstlinger Autorin ist, wuchs 
die Liste der handelnden Personen 
ihrer Bücher immens an. Es sind 
prominente Namen darunter wie 
die feuerrote Friederike, Gretchen 
Sackmeier, Konrad, das Kind aus der 
Konservenbüchse, Mr. Bat und die 
total verjüngte Oma, Gugurells Hund, 
Hugo, das Kind in den besten Jahren 
und natürlich auch derzeit populäre 
Persönlichkeiten wie Mini, Franz und 
Dani Dachs. Jeder Nöstlinger-Leser 
hat eine andere Figur, die er beson-
ders liebt, mit der er sich besonders 
identifiziert. Gefragt welcher Cha-
rakter ihr „Lieblingskind“ sei, winkt 
sie ab: „So intim bin ich mit meinen 
Büchern nicht. Ich hab zwei erwach-
sene Kinder – Bücher bezeichne ich 
nie als meine Kinder.“ 

Wenn es auch ein bisschen klei-
ner geworden ist als früher, 

Christine Nöstlinger schreibt noch 
jeden Tag „ihr Pensum“. Erst kürzlich 
hat sie die „Lumpenloretta“, eine 
Geschichte für Kinder zwischen 10 
und 13 Jahren, fertig gestellt. Über 
100 Bücher hat die österreichische 
Autorin im Laufe ihrer Karriere ver-
öffentlicht – zum Schreiben kam sie 
paradoxerweise eher zufällig: 

„Ich habe mich, würde der Heimito 
von Doderer sagen, zum Schreiben 
nicht entworfen. Nach der Matura 
studierte ich Grafik an der Universität 
für Angewandte Kunst Wien und als 
ich dann verheiratet war und zwei 
kleine Kinder hatte, überlegte ich, was 
ich daheim arbeiten könnte. Dann 
fiel mir ein Bilderbuch ein, das ich 
zeichnete und den Text schrieb ich 
mir auch gleich dazu.“ Ihr erstes Buch, 
„Die feuerrote Friederike“, kam 1972 
heraus und erhielt im selben Jahr in 
Deutschland den Friedrich-Bödecker-
Preis. „Der Preis war aber nicht für die 
Bilder, sondern für die Geschichte. Da 
war ich ein bisschen verdutzt. Weil ich 
aufgrund meiner Opposition im Gym-
nasium eigentlich nie gute Deutschno-
ten hatte oder gelobt wurde dafür, dass 
ich vernünftige Sätze schreiben kann. 
Ich war  Hausfrau damals – auch zur 
Hausfrau hatte ich mich nie entworfen 
– und dann hat man so ein Zipfelchen 
Erfolg. Da lag es nahe, noch einmal 
eine Geschichte zu probieren.“ 

Es folgte ihr zweites Buch, „Mr. 
Bats  Meisterstück“, eine Parodie auf 
Science-Fiction-Literatur. Es blieb 
ihr einziger Versuch in diesem Genre, 
aber sie  wuchs schnell ins Metier hin-
ein. Nach „Die 3 Posträuber“ und „Die 
Kinder aus dem Kinderkeller“ folgten 
bereits 1972 zwei ihrer legendären 
Bestseller „Ein Mann für Mama“ und 
der antiautoritäre  Klassiker „Wir pfei-
fen auf den Gurkenkönig“. 

Im Schnitt schreibt Christine 
Nöstlinger knapp drei Bücher pro 
Jahr. Woher diese übersprudelnde 
Kreativität? Es muss wohl daran 
liegen, dass Nöstlinger aus ihrer 
Kindheit schöpfen kann, als sei alles 
erst gestern passiert. Die Kränkungen 
und Glücksgefühle ihrer Kindheit 
– Trauer, Wut, kindliche Freude und 
kindliche Angst – gerinnen so zur Es-
senz ihrer Geschichten. „Wenn‘s um 
Gefühle geht, kann man als erwach-
sener Mensch nur auf die eigenen 
Gefühle, die man erinnert, vielleicht 
sogar falsch erinnert, zurückgreifen. 
Außer man schreibt lehrreiche Kin-
derbücher.“

Schon als Kind habe sie unent-
wegt irgendwelche Geschichten er-
funden. Das sei nicht nur ihre eigene 
Schuld gewesen: „Meine Mutter war 
Kindergärtnerin und ist in der Nazi-
Zeit in Frühpension gegangen. Sie 
wollte Kinder nicht mit Nazi-Ideolo-
gie verwöhnen. Sie war also zuhause 
und ihr war einfach langweilig da-
heim. Wenn ich von der Schule kam, 
wo überhaupt nichts passiert war, 
schaute sie mich ganz gierig an: ‚Na, 

was war denn in der Schule?‘ Dann 
habe ich frei eine sensationelle Ge-
schichte erfunden und sie war richtig 
zufrieden damit.“

Ihren zwei eigenen Kindern hat 
sie nie etwas vorgelesen. Lesen sei 
eine Beschäftigung, die man selber 
tun sollte, meint sie. Aber: „Ich habe 
ihnen  viele erfundene Geschichten 
erzählt. Ich kam aus einer Familie, 
wo alle – Vater, Großvater und Mut-
ter – Geschichten erzählt haben. Am 
meisten Geschichten aus dem Leben, 
die natürlich frei erfunden waren.“

Nöstlinger las immer sehr gerne, 
vor allem Autoren, die in Oppositi-
on zu ihrem „stockkonservativen“ 
Gymnasium waren. Meine Deutsch-
lehrerin war entsetzt über das, was 
ich lese: Neudeutsche Sachlichkeit,  
Tucholsky, Kästner für Erwachsene, 
Walter Mehring. „Da ich immer in 
einem politischen Haushalt gelebt 
habe, in einem antifaschistischen, 
hat mich auch diese ganze Politik 
interessiert.“

Romane oder Erzählungen für 
Erwachsene zu schreiben, lag der 
Wiener Autorin fern. Allerdings 
gibt es sehr bösartige Gedichte für 
Erwachsene im Wiener Dialekt und 
dann ein paar Bücher mit Zeitungs-
kommentaren aus dem Leben vor 
der Schriftstellerei: Ein Vierteljahr-
hundert hatte sie für den Wiener 
Kurier einmal täglich eine Glosse 
verfasst. Manchmal, sagt Christine 
Nöstlinger, komme es ihr so vor, dass 
Mütter ihre Bücher lieber lesen wür-
den als die Kinder. Das trifft sicher 
auf ihre Romane für Jugendliche 
zu, in denen sie sich typisch für die 

1970er- und 1980er-Jahre mit Au-
toritäts- und Emanzipationsfragen 
beschäftigt, noch stärker aber auf 
ihre beiden politischsten Bücher, 
„Maikäfer flieg!“ und „Zwei Wochen 
im Mai“, die sich gesellschaftskri-
tisch mit dem Leben zur  Zeit des 
Zweiten Weltkriegs auseinanderset-
zen, gesehen durch die Augen eines 
1936 geborenen Wiener Mädchens. 
Diese Aufarbeitung einer Kindheit 
in Krieg und Nationalsozialismus 
ist packende Jugend- und  Erwach-
senenliteratur zugleich.

Literaturnobelpreisträgerin Her-
ta Müller hat einmal im puk-Porträt 
gesagt: „ Das Leben lässt sich nicht 
fangen durch Sprache, das Leben 
pfeift aufs Schreiben und es hat auch 
recht.“ (in: politik und kultur Ausga-
be 2/2004) „Schreiben ist ein Stück 
Welt in Sprache umsetzen“, lautet 
die Position Nöstlingers: „Wenn ich 
ein Stück Welt in Sprache umsetze, 
muss das nicht heißen, dass ich da-
mit etwas zur Veränderung beitrage. 
Ich halte es eher mit Tucholsky, der 
gesagt hat: Mit zehn Fingern auf der 
Schreibmaschine kann man die Welt 
nicht verändern. Aber es gibt beim 
Schreiben so etwas wie flankieren-
de Maßnahmen zur Veränderung. 
Dümmer wird man durch Lesen auf 
keinen Fall. Wenn man schon als Kind 
etwas mehr kapiert von der Welt, oder 
wie die Menschen sich verhalten - 
vielleicht hat man‘s dann leichter im 
Leben und benimmt sich vielleicht 
auch ein bisschen besser.“

Der Verfasser ist Redakteur von  
politik und kultur 

Christine Nöstlinger 				                    Foto: Lukas Beck
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Deutscher Bundestag im Reichstagsgebäude                                                                                       			                                       Fotonachweis: Deutscher Bundestag

Bundestagsdrucksachen
Im Folgenden wird auf Bundestags-
drucksachen mit kulturpolitischer 
Relevanz hingewiesen. Berücksichtigt 
werden Kleine und Große Anfragen, 
Anträge, Entschließungsanträge, 
Beschlussvorlagen, Schriftliche Fra-
gen, Mündliche Fragen sowie Bun-
destagsprotokolle. Alle Drucksachen 
können unter folgender Adresse aus 
dem Internet heruntergeladen wer-
den: http://dip/bundestag.de/par-
fors/parfors.htm.

Berücksichtigt werden Drucksachen 
zu folgenden Themen:

Auswärtige Kulturpolitik,
Bildung,
Bürgerschaftliches Engagement,
Daseinsvorsorge,
Erinnern und Gedenken,
Europa,
Föderalismusreform
Informationsgesellschaft,
Internationale Abkommen mit kul-
tureller Relevanz,
Kulturelle Bildung,
Kulturfinanzierung,
Kulturförderung nach § 96 Bundes-
vertriebenengesetz,
Kulturpolitik allgemein,
Kulturwirtschaft,
Künstlersozialversicherungsgesetz,
Medien,
Soziale Sicherung,
Steuerrecht mit kultureller Rele-
vanz,
Stiftungsrecht,
Urheberrecht.

Bildung 

Drucksache 17/1957 (09.06.2010)
Antrag 
der Abgeordneten der Fraktion der 
SPD 
Nationalen Bildungspakt für starke 
Bildungsinfrastrukturen schaffen 

Drucksache 17/1973 (09.06.2010)
Antrag 
der Abgeordneten der Fraktion der 
SPD 
Frühkindliche Bildung und Betreu-
ung verbessern – Für Chancengleich-
heit und Inklusion von Anfang an

Drucksache 17/2591 (16.07.2010)
Kleine Anfrage
der Abgeordneten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Ergebnisse der Qualifizierungsinitia-
tive für Deutschland im Bereich
der frühkindlichen Bildung

Drucksache 17/2607 (16.07.2010) 
Kleine Anfrage 
der Abgeordneten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Konkrete Auswirkungen der Verein-
barungen der bisherigen Bildungs-
gipfel auf die Qualitätsverbesse-
rungen im Bildungswesen

Europa 

Drucksache 17/1967 (09.06.2010)
Antrag
der Abgeordneten der Fraktion DIE 
LINKE
zu dem Vorschlag der Europä-
ischen Kommission für eine Ver-
ordnung des Europäischen Par-
laments und des Rates über eine 
Bürgerinitiative KOM(2010) 119 
endgült ig ;  ,  Ratsdok.  8399/10  
hier: Stellungnahme gegenüber der 
Bundesregierung gemäß Artikel 23 
Absatz 3 des Grundgesetzes i. V. m. § 
9 Absatz 4 des Gesetzes über die Zu-
sammenarbeit von Bundesregierung 
und Deutschem Bundestag in Ange-
legenheiten der Europäischen Union  

Drucksache 17/1969 (09.06.2010)
Antrag 
der Abgeordneten der Fraktion DIE 
LINKE. 
Europa 2020 – Ein nachhaltiges 

·
·
·
·
·
·
·
·
·

·
·
·

·
·
·
·
·
·

·
·

bundestagsdrucksachen

Europa nur mit tiefgreifenden Re-
formen 

Drucksache 17/1975 (09.06.2010)
Antrag 
der Abgeordneten der Fraktion der 
SPD 
zu dem Vorschlag der Europäischen 
Kommission für eine Verordnung 
des Euro- päischen Parlaments und 
des Rates über die Bürgerinitiative, 
Ratsdok. 8399/10 
hier: Stellungnahme gegenüber der 
Bundesregierung gemäß Artikel 23 
Absatz 3 des Grundgesetzes 
Europäische Bürgerinitiative bür-
gerfreundlich gestalten 

Drucksache 17/2118 (16.06. 2010)
Antrag 
der Abgeordneten der Fraktion der 
SPD 
Den Europäischen Auswärtigen 
Dienst im Dienste aller EU-Instituti-
onen handlungsfähig und wirkungs-
voll ausgestalten 

Kulturpolitik allgemein 

Drucksache 17/1966 (09.06.2010)
Antrag 
der Abgeordneten der Fraktion der 
SPD 
Potenziale von Kultur und Tou-
rismus nutzen – Kulturtourismus 
gezielt fördern 

Drucksache 17/2096 (09.06.2010)
Antrag 
der Abgeordneten Fraktion DIE 
LINKE. 
Einführung eines verpflichtenden 
Lobbyistenregisters

Drucksache 17/2255 (21.06.2010)
Gesetzentwurf der Bundesregierung 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Än-
derungsprotokoll vom 21. Januar 
2010 zum Abkommen vom 11. April 
1967 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich 
Belgien zur Vermeidung der Dop-
pelbesteuerungen und zur Rege-
lung verschiedener anderer Fragen 
auf dem Gebiete der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen 
einschließlich der Gewerbesteuer 
und der Grundsteuern sowie des 
dazugehörigen Schlussprotokolls in 
der Fassung des Zusatzabkommens 
vom 5. November 2002

Drucksache 17/2361 (30.06.2010)
Kleine Anfrage 

der Abgeordneten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Zum „Konzept zur Digitalisierung 
der Kinos in Deutschland“ des Be-
auftragten der Bundesregierung für 
Kultur und Medien 

Drucksache 17/2562 (09.07.2010) 
Kleine Anfrage
der Abgeordneten der Fraktion DIE 
LINKE.
Musikveranstaltungen der extremen 
Rechten im zweiten Quartal 2010

Kulturfinanzierung 

Drucksache 17/2320 (29.06.2010)
Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Kultur und Me-
dien (22. Ausschuss) 
a) zu dem Antrag der Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE. – Drucksa-
che 17/552 – 
„Soforthilfeprogramm Kultur“ zum 
Erhalt der kulturellen Infrastruktur 
einrichten 
b) zu dem Antrag der Abgeordneten 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Drucksache 17/789 – 
Kulturelle Infrastruktur sichern 
– Substanzerhaltungsprogramm 
Kultur auflegen 

Bürgerschaftliches  
Engagement 

Drucksache 17/2117 (16.06.2010)
Antrag 
der Abgeordneten der Fraktion der 
SPD 
Stärkung der Jugendfreiwilligen-
dienste – Platzangebot ausbauen, 
Qualität erhöhen, Rechtssicherheit 
schaffen 

Drucksache 17/2145 (16.06.2010)
Antrag 
der Abgeordneten der Fraktion der 
SPD 
Potenziale des Alters und des Alterns 
stärken – Die Teilhabe der älteren 
Generation durch bürgerschaftliches 
Engagement und Bildung fördern 

Auswärtige Kulturpolitik 

Drucksache 17/2225 (16.06.2010)
Kleine Anfrage 
der Abgeordneten der Fraktion der 
SPD 
Haushaltskürzungen in Kernberei-
chen der Auswärtigen Kultur- und 
Bildungspolitik 
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politik und kultur bemüht sich intensiv um die Nennung der Bildautoren. Nicht in 
allen Fällen gelingt es uns, die Bildautoren ausfindig zu machen. Wir freuen uns 
daher über jeden Hinweis und werden nicht aufgeführte Bildautoren in der nächsten 
erreichbaren Ausgabe von politik und kultur nennen. 

Gefördert aus Mitteln des Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien 
auf Beschluss des Deutschen Bundestages

Kurz-Schluss
Wie ich einmal wie immer gutgläubig in die Fänge der richtig Bösen geriet

Theo Geißler, Herausgeber von  
politik und kultur und Moderator von 
„taktlos“                             Foto: C. Oswald       

Karikatur: 
Dieko Müller

Eigentlich war das Ganze – auf 
Rat meines ehemaligen Arbeit-

gebers Wolfgang Schäuble – als Be-
werbungspaket gedacht: Für das 
Amt des Regierungssprechers bei 
Freundin Angela. Also startete ich im 
Auftrag einer großen deutschen Bank 
ähnlichen Namens eine intelligente 
Desinformations-Kampagne. Es ging 
darum, die Steuerzahler vergessen 
zu machen, dass sie mit ungefähr 
fünfhundert Milliarden Euro ma-
rode Spekulanten-Banken saniert 
hatten – gerade auch, weil gewisse 
Kredit-Institute schon wieder mit 
Umsatzrenditen von zwanzig Prozent 
aufwarten können. Ferner sollten die 
ganzen Schmiergeld-Vorwürfe im 
Zusammenhang mit der Schieflage 
unserer Landesbanken, insbesondere 
der Bayerischen, aus der Welt.

Folglich telefonierte ich auf der 
Basis meines umfangreichen hoch-
pikanten Datenmaterials aus den 
Speichern des Innenministeriums 
mit ein paar Intendanten, Programm-
chefs und Verlegern. Und schwupps 
war das Thema raus aus den Medien. 
Was ich auch sehr angemessen fand. 
Warum soll man die Bürgerinnen 
und Bürger in einer Phase wirtschaft-
lichen Aufschwunges beunruhigen, 
staatstragende Leuchtturm-Instanzen 
madig machen, wo doch gerade die 
öffentlich-rechtlichen Sender einen 
Kulturauftrag haben. Der lautet ja 
nach eigener Definition dieser Insti-
tutionen: „Broadcast positive, Life is 
Entertainment“.

Wie so oft zieht Erfolg Begehr-
lichkeiten nach sich. Auf gut ver-
schleierten Wegen signalisierte mir 
vermutlich ein gewisser leitender 
Herr A. aus anfangs genanntem 
Geldinstitut (Informantenschutz ist 
mir trotz allem noch immer heilig, 
deshalb die Namens-Abbreviation), 
meine Bewerbungschancen würden 

bis hin zur existenziellen Sicherheit 
des politischen Beamtentums stei-
gen, wenn ich noch einen weiteren 
Auftrag übernähme. Es sei nämlich 
wichtig, dass das Kapital unserer 
fleißigen Anleger und Sparer in die 
richtigen Kanäle flösse. In die stabilen 
unseres Wirtschaftssystems eben. 
Da käme die von den Medien wie 
gewohnt völlig übertrieben darge-
stellte sogenannte Flutkatastrophe 
in Pakistan überhaupt nicht zupass. 
Fehlgeleitete deutsche Gutmenschen 
könnten auf die Idee kommen, hö-
here Summen als Spenden an dieses 
talibanverseuchte, völlig instabile 
Land zu vergeuden, wo doch global 
operierende Unternehmen aus Ex-
pansionsgründen einen erheblich 
erhöhten Liquiditätsbedarf hätten. 
Ob ich da nichts machen könne?

Nicht gänzlich überzeugt griff ich 
wieder zum anonymen Prepaid-Mo-
biltelefon mit bekanntem Ergebnis: 

Die Spendenbereitschaft unserer 
Bundesbürger ist geradezu lächerlich 
gering. Ein paar geschickt gestreute 
Hinweise an die Nachrichtenredak-
tionen mit Hinweis auf mafiotische 
Zustände im Katastrophengebiet, ein 
paar Bilder von billig eingekauften, 
fanatische Parolen skandierenden 
Radikal-Islamisten-Schauspielern 
aus Neukölln, die Brot-für-die-Welt-
Reissäcke verteilen – und die Sache 
war gelutscht.

Leider nicht für mich, wie man 
jetzt weiß. Dass unsere Kanzlerin aus-
gerechnet diesen farblosen Steffen 
Seibert mir vorgezogen hat, verletzt 
mich zutiefst. Deshalb habe ich auch 
eine bestens dotierte Anfrage unseres 
Verteidigungsministers abgelehnt, 
Afghanistan als reizvolles, zutiefst 
friedliches Urlaubsland in die Medi-
en zu hieven. Soll er sich doch seine 
demokratischen Mehrheiten für die 
Abschaffung der Wehrpflicht woan-
ders kaufen. 

Stattdessen sinne ich auf Rache: 
Schluss mit Dienen, Schluss mit 
lustig: Erste Verhandlungen mit 
einer kleinen indischen Elektro-
nik-Schmiede lassen sich höchst 
vielversprechend an. Wir werden ein 
billiges kleines Programmier-Tool 
auf den Markt werfen, mit dem sich 
die sogenannte Bildungs-Chip-Karte 
komplett entsperren lässt. Was soll 
auch die Bevormundung in Sachen 
Bildungsangebot durch offensicht-
lich inkompetente Politiker. Freies 
Geld für freie Bürger – und dazu 
zählen schließlich auch unsere Kin-
der. McDonalds, Coca-Cola, mehrere 
Brauereien und Zigaretten-Firmen 
haben schon großzügige Investi
tionsangebote gemacht. Ich glaube 
– diesmal bin ich auf dem richtigen 
Weg…

Theo Geißler 
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Zu den Bildern
Die abgebildeten Fotos zeigen Bilder der 
Ausstellung „Kunstszene Vietnam“, die vom 
24.09. bis 31.10.2010 im Rahmen der Ausstel-
lungsreihe „connect:“ des Instituts für Aus-
landsbeziehungen in der ifa-Galerie Stuttgart 
zu sehen sein werden. In der Ausstellungs-
reihe „connect:“ werden nationale, regionale 
oder lokale Kunstszenen vorgestellt, die der-
zeit zwar nicht im Fokus der internationalen 
Kunstwelt stehen, an denen aber interessante 
künstlerische Entwicklungen abzulesen sind 
oder neue Kunstszenen sichtbar werden.
Die Ausstellung „Kunstszene Vietnam“, die be-
reits im vergangenen Jahr in der ifa-Galerie in 
Berlin zu sehen war, stellt insgesamt elf Künstler 
aus Vietnam vor, die sich in ihren Arbeiten mit 
gesellschaftlichen und sozialen Phänomenen 
auseinandersetzen. In Berlin wurde diese Aus-
stellung von dem Kunstvermittlungsworkshop 
„einLaden“ – Ein Jugendkunstprojekt der ifa-
Galerie Berlin begleitet. 

Die Redaktion 

Ly Hoang Ly: Die Erbschaftstruhe, 2007; Objekt, 30 x 70 x 40 cm © Ly Hoang Ly

Interkulturelle Bildung 
Handlungsfeld in „klassischen“ Kultureinrichtungen? / Von Susanne Keuchel

Das Zentrum für Kulturforschung führte 
2009 für das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung eine Infrastrukturerhebung 
zu Bildungsangeboten in klassischen Kul-
tureinrichtungen, Theatern, Orchestern, 
Mehrspartenhäusern (Vollerhebung), Bi-
bliotheken und Museen (Teilerhebung) 
durch. Im Fokus standen Sonderführungen, 
Einführungen Jugendtheaterclubs, mode-
rierte Kinderkonzerte, Themenworkshops 
und viele andere künstlerisch-kreative 
Bildungsangebote. Mit Blick auf die Bevöl-
kerungsentwicklung – 20% der Bevölkerung 
in Deutschland hat einen Migrationshinter-
grund, bei den unter 6-Jährigen liegt der 
Anteil bei 34% – wurde in der Studie ein 
besonderer Fokus auf das Bildungsangebot 
für Migranten gelegt. 

D ie befragten Kultureinrichtungen schätzten 
den Anteil der Bildungsveranstaltungen im 

Jahr 2008, die sich auch an Migranten richteten, 
auf 1%. 15% aller befragten Einrichtungen geben 
an, eine entsprechende Bildungsveranstaltung 
2008 durchgeführt zu haben. Allgemein wird 
der Migrantenanteil bezogen auf das Gesamt-
publikum der Häuser mit 11% nicht sehr hoch 
eingeschätzt, wobei 62% aller befragten Einrich-
tungen sich hier keine Einschätzung zutrauen. 
Es herrscht allgemein eine große Unsicherheit 
bezüglich des Erreichens dieser Zielgruppe.

Zu den Bildungsangeboten für 
migrantische Zielgruppen
Nur zwei der 90 ermittelten Bildungsformate 
für Migranten in den Einrichtungen richten sich 
ausschließlich an Migranten. In beiden Fällen 
handelt es sich um Deutsch lernen im Museum, 
Projekte, die den Spracherwerb durch den Be-
such eines Museums und zugleich die Auseinan-
dersetzung mit der Kunst fördern.
Bei der Betrachtung der Bildungsformate für 
Migranten, fällt auf, dass sich diese hauptsächlich 
an Kinder und Jugendliche und vielfach auch 
an bildungsferne Bevölkerungsgruppen richten. 
Sehr viele Bildungsangebote, die nach Angaben 
der Kultureinrichtungen auch die Gruppe der 
Migranten erreichen, sind explizit Angebote für 
Schulklassen in sozialen Brennpunkten. 
Damit wird deutlich, dass die wenigen Kultur-
einrichtungen, die schon gezielt mit Angebots-
konzepten die Zielgruppe Migranten erreichen 
wollen, noch ein sehr einseitiges Bild von dieser 
Zielgruppe vor Augen haben, das allerdings all-
gemein in unserer Gesellschaft sehr verbreitet 

ist: eine bildungsferne Gruppe mit mangelnden 
Deutschkenntnissen. Dabei ist die Bevölkerungs-
gruppe mit Migrationshintergrund wesentlich 
vielfältiger in ihren soziodemografischen Ausprä-
gungen und in ihrem Bildungskontext. 

Zu interkulturellen  
Programmakzenten 
20% der Einrichtungen gaben an, dass sie 
mindestens ein Bildungsangebot im Programm 
haben, welches sich thematisch auf andere 
Kulturkreise bezieht. Die Museen (26%) und 
Bibliotheken (26%) sind im Vergleich zu den 
Theatern (9%), Orchestern (3%) und Mehrspar-
tenhäusern (11%) aktiver, wenn es darum geht, 
andere Kulturkreise innerhalb des Bildungsan-
gebotes zu thematisieren. Dabei muss natürlich 
berücksichtigt werden, dass die Anschaffung von 
fremdsprachigen Medien in den Bibliotheken 
ggf. leichter umzusetzen ist als programmatische 
Bezüge bei den Kunstproduzenten. Auch sind es 
besonders die Museen mit kulturgeschichtlichen 
Ausstellungen und Völkerkundemuseen (47%), 
die sich hier stärker  engagieren mit Themenbe-
zügen über ihre Sammlungen.
Bei den wenigen hier aktiven Orchestern kann 
eine ausschließliche Konzentration auf türkische 
Musik beobachtet werden. So bieten z.B. die 
Berliner Philharmoniker die Konzertreihe „Alla 
turca“ mit Musik von Türken, Kurden und 
Armeniern an.  Bei den Bildungsveranstaltun-
gen werden alternativ klassische Sprachen des 
Kulturtourismus angeboten: Englisch (39%) 
und Französisch (28%). Keine nennenswerte 
Ausrichtung findet sprachlich an den Herkunfts-
ländern der Migranten in Deutschland statt. 9% 
der Kultureinrichtungen bieten beispielsweise 
Bildungsangebote in türkischer Sprache an, wie 
beispielsweise das Weserrenaissance-Museum 
Schloss Brake, das im Rahmen einer Ausstellung 
„Orient und Okzident“ 2007 erstmals mit einem 

deutsch-türkischen Freundeskreis kooperierte 
und seitdem mit Hilfe des Freundeskreises regel-
mäßig türkische Führungen anbietet. 

Zu Multiplikatoren in den  
Einrichtungen
Die Kultureinrichtungen wurden gefragt, ob 
sie Mitarbeiter mit Migrationshintergrund im 
Bereich Kunst, Vermittlung, Verwaltung oder 
Technik beschäftigen. Die Arbeitsfelder wurden 
an dieser Stelle bewusst eingegrenzt, um zu ver-
hindern, dass Berufsgruppen, die keinen Einfluss 
auf organisatorische oder künstlerische Prozesse 
haben, wie Reinigungskräfte oder Hausmeister, 
in die Betrachtung einfließen. 34% der Kultur-
einrichtungen beschäftigen Personen mit Migra-
tionshintergrund in eben genannten Bereichen. 
Gleicht man die Verteilung der Herkunftsländer 
der Mitarbeiter mit der Gesamtverteilung der Mig-
rantengruppen in Deutschland ab, fällt auf, dass 
es speziell an Multiplikatoren, sprich Mitarbeitern, 
mit türkischem Migrationshintergrund mangelt. 
Der Anteil der Kultureinrichtungen, die migran-
tisches Personal beschäftigen, ist besonders hoch 
bei den Einrichtungen, die der Kunstproduktion 
explizit verpflichtet sind, den Theatern (64%), 
Orchestern (63%) und Mehrspartenhäusern 
(65%). Hier verbirgt sich noch ungenutztes 
Potential in der Form, dass diese Gruppe gezielt 
als Multiplikatoren für interkulturelle Vermitt-
lungsarbeit eingesetzt werden kann. 
Grundsätzlich kann in Bibliotheken und Museen 
beobachtet werden, dass die Einrichtungen mit 
Mitarbeitern in eben beschriebenen Arbeitsfeldern 
sich anteilig stärker in der migrantischen Bildungs-
arbeit engagieren als Einrichtungen ohne entspre-
chende Mitarbeiterstrukturen. So liegt der Anteil 
an Einrichtungen mit Bildungsveranstaltungen 
für Migranten bei Bibliotheken und Museen, die 
sich 2008 in der kulturellen Bildung engagiert ha-
ben, also mindestens eine Bildungsveranstaltung 

durchgeführt und migrantische Mitarbeiter haben, 
sogar bei 49%, während eine entsprechende Per-
sonalpräsenz in der Bildungsarbeit der Orchester 
und Theater kaum Spuren hinterlässt, vermutlich 
weil dieser Bereich stärker von der künstlerischen 
Leitung dominiert wird.  

Ausblick und Fazit

Grundsätzlich stellt sich die Frage, ob Bildung-
sangebote, die sich an Migranten richten, nicht 
auch für weitere Zielgruppen offen sein sollten. 
Denn eine solche Homogenisierung der Personen 
mit Migrationshintergrund kann zu einer Stereo-
typisierung und Bildung einer In- und Outgroup 
führen. Auf der einen Seite stellt gerade die 
Identifizierung mit Personen mit ähnlicher Bio-
graphie einen wichtigen Faktor dar, überhaupt 
Personen mit Migrationshintergrund zu gewin-
nen. Es gilt also einen schwierigen Balanceakt 
zu schaffen, interkulturelle Begegnungen in den 
Kultureinrichtungen, die als Ort hierfür prä-
destiniert sind, zu ermöglichen, indem man die 
vielfältige Zielgruppe mit Migrationshintergrund 
mit Themen und Angebotsformen anspricht 
und erreicht, die diese ebenso interessiert und 
zum Dialog anreget, wie die vielfältige Bevölke-
rungsgruppe ohne Migrationshintergrund. Hier 
fehlt es noch an Konzepten und man muss die 
Kultureinrichtungen, wie auch andere gesell-
schaftliche Bereiche, noch stärker unterstützen 
in der Entwicklung geeigneter Formate und 
Maßnahmen.

Die Verfasserin ist Direktorin des Zen-
trums für Kulturforschung 

Keuchel, Susanne und Weil, Benjamin (2010): 
Lernorte oder Kulturtempel? Infrastrukturerhebung: 
Bildungsangebote in klassischen Kultureinrichtungen. 
Köln. Insgesamt antworteten 413 der 771 befragten 
Einrichtungen.
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Zwischen Bildungsarbeit und sozialen Projekten 
Theater und Orchester / Von Rolf Bolwin

Seit Monaten ist es in aller Munde. Die öf-
fentlich getragenen Kultureinrichtungen, 
zu denen auch die Theater und Orchester 
gehören, sind mehr als je zuvor in zweierlei 
Hinsicht gefragt. Beide Anforderungen ste-
hen miteinander in einem gewissen Zusam-
menhang. Einmal geht es um die Frage, was 
Theater und Orchester an Bildungsangebo-
ten bereithalten. Zum anderen wird immer 
lauter die Erwartung formuliert, Angebote 
im sozialen Raum zu machen. Dabei geht 
es insbesondere um Veranstaltungen, die 
dafür Sorge tragen, dass Migranten stärker 
an den Kultur- und Bildungsangeboten teil-
haben können. Das alles ist zwar einerseits 
selbstverständlich, andererseits aber auch 
nicht so einfach. 

Denn natürlich stehen insbesondere die 140 
öffentlich getragenen Theater (Stadt- und 

Staatstheater, Landesbühnen mit regionalem 
Spielgebiet) sowie die deutlich über 100 Kultur-
orchester zunächst in der Pflicht, ihren eigent-
lichen Auftrag zu erfüllen. Und der lautet: der 
Gesellschaft einen interessanten Spielplan in den 
Bereichen Schauspiel, Oper, Tanz und Konzert 
anzubieten. Schon das stellt das kleinere Drei
spartenhaus vor große Herausforderungen. Zu 
seinem Angebot gehört nämlich nicht nur der 
Kanon der regelmäßig gespielten Werke, beim 
Schauspiel von den griechischen Klassikern über 
Shakespeare und Moliere, Goethe, Schiller und 
Lessing bis hin zu Tschechow und Brecht, in der 
Oper von Monteverdi und Händel über Rossini 
und Mozart bis hin zu Verdi, Wagner und Puccini. 
Außerdem erwartet der Zuschauer auch Moder-
nes und Zeitgenössisches ebenso wie Unterhalt-
sames, beispielsweise Musicals, schließlich auch 
modernen Tanz und klassisches Ballett. Zugleich 
unterteilt sich das Publikum in zahlreiche Seg-
mente, jung oder alt, gebildet oder weniger gebil-
det, konservativ oder aufgeschlossen, manchmal 
auch beides. So wird der Spagat zur häufigsten 
Übung bei der Spielplangestaltung. 
Schon mit der Wahrnehmung dieser typischen 
Aufgabe eines Stadttheaters werden jedoch 
– allem künstlerischen Gestaltungswillen zum 
Trotz – Bildungsziele verfolgt. Die Vielfalt des 
deutschen Ensemble- und Repertoirebetriebs 
erlaubt den Zuschauern, die dramatische und 
musikalisch-dramatische Weltliteratur, aber auch 
die Konzertmusik aus mehreren Jahrhunderten 
kennen zu lernen. Man kann getrost behaupten, 
dass die oben genannten Autoren und Kompo-
nisten wohl kaum derart bekannt wären, gäbe es 
das Theater nicht. Wer liest schon heute Dramen 
oder Partituren? Gleichermaßen ermöglicht das 
Theater den Zuschauern, sich auch mit ihrer Zeit 
und nicht zuletzt mit sich selbst auseinanderzu-
setzen. Gerade das wird erreicht durch immer 
wieder neue Regisseure, die das Werk mit einer 
zeitgenössischen Sicht konfrontieren und so eine 
spielerische Reflexion ermöglichen, wie es sie in 
anderen Kunstformen nicht gibt. So wird das so 
oft geschmähte Regietheater Bildung im tiefsten 
Sinne. 
Zugleich waren die Theater und Orchester schon 
immer ein Ort des interkulturellen Dialogs. Das 
liegt nicht nur daran, dass Werke aus den un-
terschiedlichsten Regionen der Welt im europä-
ischen Kulturkreis aufgeführt und wahrgenom-
men werden. Vielmehr hat der Bühnenverein 
vor einigen Jahren bei seinen Mitgliedsbühnen 
und -klangkörpern eine Umfrage veranstaltet, 
die ergab, dass dort Menschen aus über 90 ver-
schiedenen Nationen arbeiten. Dabei sind zwar 
die Europäer in der Überzahl, aber insbesondere 
die Vielzahl von Sängern und Tänzern aus dem 
asiatischen, amerikanischen und afrikanischen 
Raum lässt sich nicht mehr übersehen. In vielen 
Tanzkompanien ist es heute üblich Englisch zu 
sprechen, um überhaupt noch eine gemeinsame 
Sprache der Verständigung zu finden. 
Wenn es um das Bildungsangebot der Theater 
und Orchester geht, ist es jedoch nicht ausrei-
chend, sich auf das übliche Spielplan-Angebot 
zu begrenzen. Mehr Vermittlungstätigkeit ist 
gefragt. Deshalb haben die Theater und Orches-
ter in immer größerem Umfang parallele, den 
Bildungszwecken dienende Veranstaltungen 
wie Einführungen, Workshops und Ähnliches 
angeboten. Als sich jedoch im Ergebnis der PISA-
Studie die Bildungsdebatte in der Gesellschaft 
weiter intensivierte, geriet nach anfänglicher 
Fokussierung auf technische, mathematische 
und sprachliche Kompetenzen zunehmend die 
kulturelle und ästhetische Bildung in das Zen-
trum der Aufmerksamkeit. Da lag es nahe, die 

Kultureinrichtungen aufzufordern, sich verstärkt 
mit Angeboten in diese Debatte einzubringen. 
Die letzte Theaterstatistik für die Spielzeit 
2007/2008 weist bereits für die Stadttheater, 
Staatstheater und Landesbühnen knapp 8.000 
sonstige Veranstaltungen auf, unter denen Ein-
führungsveranstaltungen, spezielle Angebote 
für Lehrer, Führungen sowie andere Angebote, 
die der Vermittlung dienen, verstanden werden. 
Das stellt die Kulturbetriebe, die in den letzten 
15 Jahren erhebliche Einbußen, wie etwa den 
Abbau von 7.000 Arbeitsplätzen hinnehmen 
mussten, vor neue, vor allem auch finanzielle 
Herausforderungen. Zunehmend wird angesichts 
dessen die Frage aufgeworfen – dies geschah ja 
auch in der kürzlich erschienenen Infrastruk-
turerhebung „Bildungsangebote in klassischen 
Kultureinrichtungen“ –, inwieweit eine Aus-
weitung solcher reinen Bildungsveranstaltungen 
von den Kultureinrichtungen erwartet werden 
kann, ohne dass ihnen dafür die notwendigen 
finanziellen Mittel zur Verfügung gestellt werden. 
Dies gilt erst recht bezogen auf die offenkundig 
nicht mehr aufzuhaltende Ganztagsschule, bei 
der für nachmittägliche Bildungsangebote im-
mer häufiger die Kultureinrichtungen ins Spiel 
gebracht werden. 
Im Grunde zeigt diese Debatte ein Defizit auf. 
Kultureinrichtungen wie Theater und Orches-
ter haben eben zunächst einmal die Aufgabe, 
Kunst zu produzieren. Will man eine stärkere 
Einbeziehung dieser Produkte in die Arbeit von 
kommunalen Bildungseinrichtungen, also insbe-
sondere der Schulen erreichen, ist es notwendig, 
eine vermittelnde Instanz einzurichten. Diese 
könnte sowohl an die jeweiligen Bildungsein-
richtungen als auch an die Kultureinrichtungen 
angeschlossen werden. Es macht aber für eine 
effektive Vermittlungsarbeit wenig Sinn, wenn 
jede Schule einen Kulturbeauftragten und 
jede Kultureinrichtung einen Bildungsbeauf-
tragten hat. Vielmehr wäre es zweckmäßiger, 
die Vermittlungsarbeit zwischen kommunalen 
Kultureinrichtungen und den ortsansässigen 

Bildungseinrichtungen zu koordinieren. Dazu 
bedürfte es in jeder Stadt eines kulturpädago-
gischen Dienstes, der diese Vermittlungsarbeit 
leistet. Hier könnten sich dann entsprechende 
Experten für die Kultureinrichtungen einerseits 
und die Bildungseinrichtungen andererseits 
etablieren. Theater-, Musik- und Tanzpädagogen 
könnten etwa auf Ausstellungen in Museen Thea
teraufführungen und Konzerte vorbereiten, mit 
den Schülern Nachbesprechungen durchführen 
und schulübergreifend praktische Workshops 
anbieten. Gleichzeitig übernähme ein solcher 
Dienst mit seinen Verwaltungsangestellten die 
vielfältigen organisatorischen Aufgaben, die sich 
im Rahmen einer Vermittlungstätigkeit stellen. 
Die Palette der zu lösenden Probleme reicht von 
Versicherungsfragen über die Organisation von 
Transport zu teils nächtlicher Aufsicht. Warum 
sollen solche Aufgaben besser bezahlte Lehrer 
oder dafür nicht ausgebildete Künstler überneh-
men, wie es zurzeit der Fall ist? Eine so gestaltete 
Vermittlungstätigkeit würde zugleich ein zweites 
wichtiges kulturpolitisches Ziel verfolgen. Es 
wäre auch im Interesse der Kultureinrichtungen.  
Denn gerade das Erreichen eines jungen Publi-
kums ist auch deswegen erforderlich, um morgen 
neue Zuschauer zu haben. 
Hinsichtlich der Integration von Migranten ist die 
Lösung des Problems deutlich schwieriger. Dieser 
Aufgabe stellen sich die Theater und Orchester 
zwar zunehmend. Dabei zeigt sich allerdings, 
dass es teilweise notwendig ist, den zentral zu 
bespielenden Raum des Stadttheaters zugunsten 
von dezentralen Spielorten zu verlassen. Auch ist 
das Problem mit der typischen Aufführung alleine 
kaum zu lösen. Gerade bei Angeboten, die das 
Ziel verfolgen, Menschen mit Migrationshinter-
grund nicht nur zu erreichen, sondern auch für 
ein Kulturangebot zu gewinnen, setzt dieses Ziel 
eine gewisse Partizipation voraus. So entstehen 
Projekte, in denen Migranten nicht Zuhörer oder 
Zuschauer sind, sondern eher – teilweise zusam-
men mit professionellen darstellenden Künstlern 
– Mitspieler im wahrsten Sinne des Wortes. Gene-

rell führt das dazu, dass das Thema „Partizipation“ 
für die Theater und Orchester immer mehr in 
den Mittelpunkt rückt und damit die klassische 
Aufgabe der reinen Aufführungspräsentation in 
Frage stellt. Hier schließt sich der Kreis mit der 
Bildungsarbeit insbesondere deswegen, weil auch 
gerade viele Jugendliche aus sozialen Randmilieus 
nur durch solch eine Partizipation für Kulturange-
bote zu gewinnen sind. Die Theater und Orchester 
stellt dies vor eine neue Zerreißprobe, sollen sie 
doch gerade andererseits das bürgerliche Publi-
kum mit ihrem oben dargestellten klassischen 
Angebot „versorgen“. 
Wie dem auch sei, all diesen Aufgaben werden 
sich die Kultureinrichtungen nicht entziehen 
können. Für die Theater und Orchester ist es 
deshalb von großer Bedeutung, die Ensembles 
zu erhalten. Denn vor allem sie erlauben ein 
kontinuierliches Arbeiten. Sowohl bei der Bil-
dungsarbeit von Theatern und Orchestern als 
auch bei ihrer Arbeit mit Zuwanderern ist Nach-
haltigkeit gefragt. Das wird auch dort nicht anders 
sein, wo freie Gruppen einen großen Teil dieser 
Arbeit ergänzen. Zwar wird hier nach wie vor 
stark projektbezogen gedacht und gearbeitet. Aber 
gerade wenn es um die angesprochenen Projekte 
geht, ist doch festzustellen, dass hinsichtlich des 
handelnden Personals auf längerfristige Zusam-
menarbeit gesetzt wird und gesetzt werden muss. 
Dass sollten all die bedenken, die in jeder Form 
von Projektfinanzierung die Zukunft der dar-
stellenden Künste sehen. Je stärker das Theater 
oder das Orchester soziale Aufgaben übernehmen 
und Bildungsarbeit jenseits des Spielplanangebots 
leisten soll, umso mehr muss man auf Kontinu-
ität der Inhalte und der Personen, aber auch der 
Finanzierung setzen. Und umso mehr müssen 
die handelnden Menschen in der Stadt, für die 
sie arbeiten, verankert sein. 

Der Verfasser ist Geschäftsführender 
Direktor des Deutschen Bühnenver-
eins, Bundesverband der Theater und 
Orchester 
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Integration als Nebeneffekt 
Orchester entdecken Migranten / Von Gerald Mertens

Man hat es irgendwie geahnt, ohne es bis-
lang allerdings konkret belegen zu können: 
Die allgemeine Wahrnehmung der gesell-
schaftlichen Bedeutung kultureller Bildung 
hat sich in den vergangenen Jahren rasant 
entwickelt. Wie sich diese Entwicklung aus 
Sicht der Kultureinrichtungen vollzog und 
welchen Anteil sie selbst daran haben, das 
belegt jetzt die vom Zentrum für Kulturfor-
schung (ZfK) im Aufrag des Bundesministe-
riums für Bildung und Forschung erstellte 
Studie „Lernorte oder Kulturtempel“. 
Unter den verschiedenen Sparten wurde 
dabei der Bereich der deutschen Theater 
und vor allem der Orchester besonders 
intensiv erfasst.

Um die wesentlichen Aussagen der Studie zu 
Angeboten von Orchestern für Migranten 

einordnen zu können, muss man ein wenig 
zurückblicken: Bereits lange vor „Rhythm is 
it!“, dem vielbeachteten Dokumentarfilm über 
das erste große Tanzprojekt der Berliner Phil-
harmoniker mit Sir Simon Rattle und Royston 
Maldoom aus dem Jahr 2004, gab es schon 
Musikvermittlungsprojekte deutscher Orchester. 
Doch mit diesem Film, von dem behauptet wird, 
er sei der erste, den sich die deutsche Kultusmi-
nisterkonferenz geschlossen angesehen habe, 
setzte eine völlig neue öffentliche und politische 
Wahrnehmung dessen ein, was Orchester auch 
im Bildungsbereich vor allem für Kinder und Ju-
gendliche anbieten und leisten können. Doch das 
war nur ein Effekt. Ein weiterer war, dass viele 
Orchester, die das Thema bisher eher stiefmütter-
lich behandelt hatten, wachgerüttelt wurden und 
sich nunmehr ihrerseits verstärkt mit „Education-
Projekten“ – mit den Worten „Musikvermittlung“ 
oder „Konzertpädagogik“ nur unzureichend 
übersetzbar – auseinanderzusetzen begannen. 
Eine wichtige Aussage der neuen ZfK-Studie ist 
dann auch die über den deutlichen quantitativen 
Zuwachs entsprechender Bildungsangebote der 
Orchester. Diese Erkenntnis wird ergänzend u.a. 
belegt durch die regelmäßig von der Deutschen 
Orchestervereinigung erhobenen Konzertstatistik 
der deutschen Kulturorchester (www.dov.org). 
Der dritte und wichtigste Effekt des Films – gewiss 
unterstützt durch die große Ausdruckskraft der 
Bilder – war jedoch die Verbreitung der Erkennt-
nis, dass von Musik und Tanz eine einzigartige 
integrative und lebensverändernde Kraft ausge-
hen kann. Der Ausspruch von Royston Maldoom 
„You can change your life in a dance class!“ bringt 
es insoweit auf den Punkt. Die Bilder der zu-
nächst skeptischen, im Verlauf des Projekts dann 
aber immer engagierter tanzenden 250 Kinder 
und Jugendlichen aus Berliner Brennpunkt-
schulen aus 25 Nationen und der begeisterte 
Schlussapplaus ihrer Eltern und Angehörigen bei 
den öffentlichen Aufführungen beweisen, dass 
Integration und kulturelle Teilhabe auch in der 
Lebenswirklichkeit funktionieren können. 
Die Berliner Philharmoniker sind jedoch nur 
eines von 133 Kulturorchestern in Deutschland 
und „Rhythm is it!“ ist und war ein Vorbild- 
und Leuchtturmprojekt, das zudem massiv von 
der Deutschen Bank als Förderer unterstützt 
wurde. Schaut man sich die Angebotspotenziale 
der anderen Orchester an, ist zu differenzieren: 
Rund 80 Orchester sind als Opernorchester in 
Musiktheater- und Mehrspartenbetriebe der 
Stadt- und Staatstheater integriert. Bildungs- und 
Educationprojekte sind daher in diesen Instituti-
onen traditionell von Szene und Bühnenbetrieb 
dominiert, das Orchester spielt dabei in der Regel 
nur eine untergeordnete Rolle. Die übrigen rund 
50 reinen Konzert- und Kammerorchester sowie 
Rundfunkklangkörper sind bei der Gestaltung 
ihrer Musikvermittlungsangebote wesentlich 
selbstständiger und flexibler aufgestellt. Sie 
können ihre Konzert-, Kammermusik- und Er-
gänzungsangebote inzwischen sehr viel genauer 
auf unterschiedliche Zielgruppen fokussieren, als 
dies bei einem herkömmlichen Musiktheaterbe-
trieb der Fall ist.
Trotz des erfreulichen Booms von neuen Pro-
jekten der Orchester und Rundfunkensembles 
in den vergangenen fünf bis zehn Jahren stimmt 
die Feststellung der ZfK-Studie nachdenklich, 
dass gezielte Angebote für Migranten bisher noch 
Mangelware sind. Zuwanderer spielen in den An-
gebotsstrukturen der Orchester, von vereinzelten 
Ausnahmen abgesehen, faktisch keine Rolle. Da-
von ausgehend, dass der Bevölkerungsanteil von 
Ausländern in Deutschland bei neun Prozent und 
von Menschen mit Migrationshintergrund bei 19 
Prozent liegt, spiegelt sich diese Relation bislang 

nicht in den Besucherstrukturen der Orchester 
wieder. Dies ist vor allen in Großstädten, wie 
z.B. Stuttgart, Frankfurt/Main oder Nürnberg, 
bedenklich, in denen der Migrantenanteil sogar 
bis zu 40 Prozent der Bevölkerung beträgt. Die
se Bedenken betreffen nicht nur die generelle 
Reichweite von Kultur- und Musikangeboten 
in einer Stadt; sie betreffen auch den wach-
senden Einfluss von Migrantengruppen auf die 
Kommunalpolitik und damit langfristig auch 
die kommunalpolitischen Mehrheiten, wenn 
es um die Finanzierungsentscheidungen für 
Theater und Orchester geht. Warum sollte hier 
noch zu Gunsten der sogenannten „Hochkultur“ 
entschieden werden, wenn es auf der anderen 
Seite vielleicht um die Finanzierung sozio- oder 
multikultureller Stadtteilzentren geht, die von 
Migranten tatsächlich frequentiert werden?
Wichtige Erkenntnisse liefert auch die im No-
vember 2009 vom Zentrum für Audience Deve-
lopment (ZAD) an der FU Berlin veröffentlichte 

Studie mit dem Titel „Migranten als Publikum 
in öffentlichen deutschen Kulturinstitutionen“ 
(www.geisteswissenschaften.fu-berlin.de/v/zad/
media/zad_migranten_als_publika_angebotssei-
te.pdf). Je höher der Ausländer- bzw. Migranten-
anteil in einer Stadt oder Region, desto höher ist 
das Bewusstsein der Kultureinrichtungen, sich 
auch mit Angeboten für diese Gruppen ausein-
anderzusetzen. Insgesamt ist das Thema aber bei 
vielen Einrichtungen entweder noch nicht richtig 
angekommen oder es wird eher als Aufgabe von 
Marketing- oder PR-Abteilung, nicht aber als 
Chefsache angesehen.
Vom strategischen Ansatz her sind im Manage-
ment eines Orchesters in Bezug auf die Angebots-
entwicklung verschiedene Aspekte zu berücksich-
tigen: Die konkrete Migranten- und Ausländer-
struktur im Einzugsgebiet des Orchesters (1), die 
Einbeziehung der Zielgruppen in die Planung und 
Umsetzung (2), Ansprache im schulischen Umfeld 
(3), Zusatzkosten und Finanzierung (4).

(1) Ebenso wie es nicht „das“ Publikum gibt, 
sondern sehr heterogene Publikumsgruppen, gibt 
es auch nicht „die“ Migranten, sondern je nach 
Größe und Wirtschaftsstruktur einer Stadt oder 
Region sehr unterschiedliche Migrantengruppen. 
In Berlin stellen 140.000 Menschen türkischer 
Herkunft sowie 20.000 Deutsche mit türkischem 
Hintergrund die größte Ausländer- bzw. Migran-
tengruppe. Doch daneben gibt es weitere, zah-
lenmäßig nicht eben kleine Gruppen: Ein Drittel 
aller in Berlin lebenden Ausländer stammen aus 
Ländern der Europäischen Union, davon wieder-
um ein Drittel aus Polen, immerhin rund 43.700 
Menschen (www.in-berlin-brandenburg.com/
News/Infos/auslaender.html). In Berlin wird die 
türkische Community von den Orchestern erst in 
den letzten Jahren stärker, die polnische bislang 
überhaupt nicht berücksichtigt.
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Integration als Nebeneffekt

(2) Die zielgruppenspezifische Entwicklung von 
Orchesterangeboten und Konzertformaten funk-
tioniert am besten über die Einbeziehung von 
Mitgliedern bzw. Künstlern aus der Zielgruppe. 
Die Rundfunk Orchester und Chöre GmbH Ber-
lin (roc) startete in der Spielzeit 2007/2008 mit 
ihren je zwei Sinfonieorchestern und Chören 
gemeinsam mit dem Konservatorium für Tür-
kische Musik Berlin eine neue Reihe unter dem 
Motto „KlangKulturen“: Vier deutsch-türkische 
Konzerte führten auf eine Klangreise zwischen 
Orient und Okzident unter Einbeziehung deut-
scher und türkischer Instrumente, Musiktraditi-
onen und Mitwirkender. Und wiederum setzen 
auch die Berliner Philharmoniker seit 2008 mit 
ihrer neuen Kammermusikreihe „alla turca“ 
Akzente in der Zusammenarbeit mit türkischen 
Musikern, Choreographen und Schülern aus 
dem entsprechenden Umfeld. Im Sommer 2010 

erweiterte der Berliner Rundfunkchor sein in 
der Berliner Philharmonie seit Jahren erfolg-
reiches Konzept der „Mitsingkonzerte“ um eine 
internationale und integrative Komponente: 300 
Sängerinnen und Sänger aus aller Welt brachten 
Carl Orffs „Carmina Burana“ im Amphitheater 
der türkischen Stadt Aspendos zur Aufführung. 
Ein gutes Beispiel für interkulturelle und gleich-
zeitig integrative Konzertprojekte bietet der 
türkische Pianist, Komponist, Jazzer und Welt-
musiker Fazil Say, der mit seiner Kunst sowohl 
seine eigenen Landsleute als auch Menschen 
anderer Herkunft begeistert und Sprach- und 
Kulturgrenzen scheinbar spielerisch überwindet. 
(3) Ausländer bzw. Menschen mit Migrations-
hintergrund in ihren Wohn- und Stadtbezirken 
erreichen zu wollen, ist in der Regel eher Sozial-, 
als Kulturarbeit. Sozialarbeit und Integration soll 
und kann nicht vorrangig von Kultureinrich-
tungen geleistet werden, da sie hierfür weder 
finanziert werden noch personell entsprechend 
ausgestattet sind. Den besten und breitesten 
Zugang für die Projektarbeit der Orchester, aber 
auch der anderen Kultureinrichtungen bieten 

die allgemein bildenden Schulen in Bezirken mit 
hohem Ausländer- und Migrantenanteil. Ange-
sichts der besonderen Herausforderungen und 
Belastungen der Lehrkräfte und den spezifischen 
Sachzwängen in diesen Schulen, ist allerdings 
eine Zusammenarbeit mit Orchestern ohne den 
Einsatz von pädagogisch speziell geschultem 
Personal eher schwierig. Nur wenn Schule und 
Orchester einen Mehrwert in einer Kooperation 
erkennen und sich alle Beteiligten hierauf einlas-
sen, können geplante Projekte auch gelingen.
(4) Wenn es dann noch um Tanzprojekte mit 
Musik geht, ist der Einsatz besonderer Tanzpäd-
agogen ohnehin unerlässlich, wie auch das Bei-
spiel „Rhythm is it!“ oder ähnliche Tanzprojekte 
zeigen. Derartiges Zusatzpersonal muss aber auch 
zusätzlich finanziert werden. Ein Punkt, an dem 
Projekte scheitern können, denn nicht immer 
steht eine große Bank als privater Förderer bereit. 
Dass die Projekte von Orchestern am Ende eine 
integrative Kraft und Nachhaltigkeit entfalten, 
die im besten Falle auch neue Publikumsgruppen 
erschließen und über die mitwirkenden Kinder 
auch die Eltern von in der Regel eher bildungs-

fernen Schichten erreicht werden, ist eher einer 
der schönsten Nebeneffekte dieses Arbeitsfeldes, 
in dem noch viel Entwicklungs- und begleitende 
Evaluationspotenziale stecken.

Fazit

Standortabhängig werden die deutschen Kul-
turorchester und Rundfunkensembles in den 
kommenden Jahren Migranten- und Aus-
ländergruppen stärker in ihre Überlegungen 
einbeziehen müssen. Den allgemein bildenden 
Schulen kommt hierbei als Kooperationspart-
ner eine wichtige Rolle zu. Besonders auf-
wändige Angebote und Projekte der Orchester 
bedürfen einer zusätzlichen Finanzierung. Im 
besten Falle könnten sie dadurch zu Vorreitern 
einer echten Integration mit Mitteln der Musik 
werden.

Der Verfasser ist Geschäftsführer der 
Deutschen Orchestervereinigung (DOV) 
und Leitender Redakteur der Fachzeit-
schrift „das Orchester“ 

Interkultur als Herausforderung
Museen in der Einwanderungsgesellschaft / Von Volker Rodekamp und Dietmar Osses

Tran Luong: M(A)outh-cleaning, 2007; Performance, Tiananmen-Platz, Peking © Tran Luong

„Deutschland ist eine Einwanderungsgesell-
schaft – und in dieser Einwanderungsgesell-
schaft ist es eine Bürgerpflicht, ein gewisses 
Maß an Unübersichtlichkeit als Normallage 
ertragen zu lernen. Unübersichtlichkeit be-
deutet, dass neue Identitäten wachsen und 
alte sich wandeln, dass sich unterschiedliche 
kulturelle Werte, Traditionen, Lebensformen 
und Alltagspraktiken weiter ausdifferenzie-
ren.“ – so Migrationsexperte Prof. Dr. Klaus 
Bade im Mai dieses Jahres in der Wochenzei-
tung DIE ZEIT. Kultureinrichtungen haben 
vielleicht das größte Potenzial aller gesell-
schaftlichen Institutionen, dieser Unüber-
sichtlichkeit konstruktiv zu begegnen und 
sie mitzugestalten. Sie haben die Möglich-
keit, Vielfalt und Wandel zu zeigen und zu re-
flektieren. Diese nutzen sie aber bisher nicht 
im hinreichenden Maße, denn sie erreichen 
einen Teil unserer Bevölkerung kaum: Die 
rund 15 Millionen Einwohner der Bundes-
republik mit Migrationshintergrund sind in 
den Kultureinrichtungen unterrepräsentiert 
– das bestätigt auch die jüngst erschienene 
Infrastrukturerhebung: Bildungsangebote 
in klassischen Kultureinrichtungen des Zen-
trums für Kulturforschung.

Dennoch: Die Museen setzen sich zunehmend 
mit der Frage auseinander, inwiefern sie 

als Bewahrer des kulturellen Erbes der Realität 
der Einwanderungsgesellschaft gerecht werden. 
Einige Museen engagieren sich bereits seit vielen 
Jahren für die interkulturelle Öffnung der Mu-
seen. Um diese wertvollen Erfahrungen in die 
gesamte Museumslandschaft zu tragen und um 
Strukturen für die Vernetzung und Verstetigung 

des Engagements zu schaffen, lud der Deutsche 
Museumsbund im Dezember 2009 rund 60 Ver-
treter von Museen, Verbänden und politischen 
Gremien zum durch den Beauftragten der Bun-
desregierung für Kultur und Medien geförderten 
Werkstattgespräch „Museum – Migration – Kultur 
– Integration“ nach Berlin ein. Die Veranstaltung 
schloss unter anderem an die Erkenntnisse der 
Jahrestagung des ICOM Deutschlands 2008 und 
des Bundesverbands Museumspädagogik 2009 
sowie der Tagung „Stadt-Museum-Migration“ des 
Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 2009 an. 
Die Teilnehmer des Werkstattgesprächs erarbeite-
ten gemeinsam die Inhalte eines Memorandums, 
in dem sie die Gründung eines an den Deutschen 
Museumsbund angegliederten Arbeitskreises zum 
Thema Migration und Museum vorschlugen, von 
dessen Zielen hier einige genannt seien:

Verstärkung des Dialogs mit den Communities, 
Verbänden und Institutionen, die die Interes-
sen von Menschen mit Migrationshintergrund 
vertreten, und Beförderung von Kooperati-
onen zwischen diesen und den Museen.
Interessensvertretung bei und Austausch mit 
den relevanten politischen Gremien hinsicht-
lich der Themen Museum, Migration und In-
tegration.
Entwicklung von Empfehlungen für Museen 
zur Ansprache, Motivierung und Qualifizie-
rung von Menschen mit Migrationshinter-
grund als Besucher, Mitarbeiter und Gremien-
mitglieder.
Entwicklung eines Leitfadens mit Blick auf die 
Themen Migration, Integration und kulturelle 
Vielfalt im Museum.
Entwicklung von Empfehlungen für Fortbil-
dungsmaßnahmen, die das Museumspersonal 

·

·

·

·

·

für die speziellen Anforderungen der Themen 
Migration, Integration und kulturelle Vielfalt 
qualifizieren. 

Das Memorandum bietet insbesondere denje-
nigen Museen, die sich dem Thema gerade erst 
annähern, einen niedrigschwelligen Zugang. 
Entsprechend nahmen Vertreter von über 40 
Museen an der konstituierenden Sitzung des 
Arbeitskreises am 5. Mai 2010 in Dortmund teil. 
Weitere Interessenten sind in den vergangenen 
Wochen hinzugekommen. Damit sind die Vor-
aussetzungen für eine langfristige und breite 
Verankerung des Themas in der Museumsland-
schaft geschaffen. 
Die Infrastrukturerhebung der Kulturangebote in 
klassischen Kultureinrichtungen bestätigt uns in 
diesem koordinierten Vorgehen. Zeigt sie doch, 
dass die Kultureinrichtungen, und so auch die 
Museen, noch einen weiten Weg vor sich haben. 
So liegt der Studie zu Folge „[...] der Anteil der 
Bildungsveranstaltungen für Migranten […] 
deutlich unter dem Anteil, den die Bevölkerung 
mit Migrationshintergrund (19 Prozent) in un-
serer Gesellschaft einnimmt.“, bei den befragten 
Museen bei 0,2 Prozent. 
Eine Schwierigkeit liegt unserer Erfahrung 
nach darin, dass die Zielgruppe „Menschen mit 
Migrationshintergrund“ nur scheinbar homo-
gen ist. Tatsächlich unterscheiden sich diese in 
ebenso vielerlei Hinsicht, wie Menschen ohne 
Migrationshintergrund: so z.B. hinsichtlich ihres 
Alters, ihrer Geschlechter, ihrer Traditionen, ihrer 
Bildung, ihrer familiären und sozialen Situation. 
Gemeinsam ist ihnen erst einmal nur, dass be-
stimmte Familienmitglieder – sie selbst und/oder 
ihre Eltern und/oder ihre Großeltern – aus einem 
anderen Land nach Deutschland gekommen sind 

und nun hier ihren Lebensmittelpunkt haben. 
Offen ist, ob sich daraus etwas Spezifisches er-
gibt, was für die Teilhabe dieser Menschen am 
Museum relevant ist. Das Plädoyer des Zentrums 
für Kulturforschung, der Heterogenität verstärkt 
Aufmerksamkeit zu schenken und ihr mit vielfäl-
tigen Angeboten Rechnung zu tragen, ist somit 
unbedingt zu unterstützen. Über die Frage, welche 
Konsequenzen daraus zu ziehen sind, gibt es noch 
einen erheblichen Gesprächsbedarf, dem unter 
anderem im Arbeitskreis Migration des Deutschen 
Museumsbundes Raum gegeben werden soll. 
Ein wichtiger Trend scheint in der Museumsland-
schaft gegenwärtig erkennbar: Die Geschichte 
von Zuwanderung und Migration ist verstärkt 
Gegenstand von Ausstellungen und Samm-
lungen. Die Museen bedienen sich dabei zuneh-
mend der Methoden von lebensgeschichtlichen 
Erinnerungen und biografischen Objekten. Damit 
wird die Partizipation von Menschen mit Migrati-
onserfahrung beim Sammeln und Ausstellen zum 
integralen Bestandteil der Museumsarbeit. Hier 
gilt es, die ersten Ansätze zu systematisieren und 
nachhaltige Strategien zu entwickeln. 
Immerhin: Museen sind laut Infrastrukturerhe-
bung ebenso wie die Bibliotheken „im Vergleich 
zu den Theatern, Orchestern und Mehrsparten-
häusern engagierter, wenn es darum geht, andere 
Kulturkreise innerhalb des Bildungsangebotes zu 
thematisieren“ und „Das Gros der Museen (90%) 
verfügt über fremdsprachige Angebote“. Hand-
lungsbedarf besteht laut Studie vor allem bei 
Kooperationen zwischen Kultureinrichtungen 
und Migrantenvereinen: Hier ist der Anteil bei 


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allen Sparten verschwindend gering. Neben einer 
theoretischen Auseinandersetzung scheint es 
sinnvoll, sich einen Überblick darüber zu ver-
schaffen, welche Konzepte und Ideen, Projekte 
und Erfahrungen es bereits gibt. Drei Initiativen, 
die schon vor der Gründung des Arbeitskreises 
Migration ins Leben gerufen wurden, aber perso-
nell mit diesem verknüpft sind, sollen Aufschluss 
darüber geben: 

Projektdatenbank Bildungs- und Vermitt-
lungsarbeit: Unter dem Titel „KulturGut ver-
mitteln – Museum bildet!“ werden derzeit 
bundesweit Vermittlungsprojekte erfragt, u.a. 
solche, die gezielt auch Anknüpfungpunkte 

·
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für Menschen mit Migrationshintergrund bie-
ten. Die Ergebnisse werden im Rahmen einer 
umfangreichen Datenbank Museumsmitar-
beitern und -besuchern zugänglich gemacht. 
Infos und Kontakt: www.museumbildet.de, 
museumbildet@museumsbund.de.
Internetportal zu Migrationsausstellungen: Das 
LWL-Industriemuseum plant die Einrichtung 
eines Internetportals, das Ausstellungsprojekte 
zum Themenbereich Migration vorstellt. Das 
Portal soll Informationen über Ausstellungen, 
begleitende Forschungen und Veranstaltungen 
bündeln, einem interessierten Publikum an-
schaulich zeigen und zugleich der Vernetzung 
der fachlichen Arbeit und dem Erfahrungsaus-
tausch dienen. Kontakt: Dietmar Osses, LWL-
Industriemuseum, dietmar.osses@lwl.org.

·

Netzwerk „Stadtmuseen in der Einwande-
rungsgesellschaft – Sammlungsstrategien“: 
Auf Initiative des Stadtmuseums Stuttgart, 
des Netzwerks Migration in Europa e.V. und 
des LWL-Industriemuseums haben sich über 
20 Museen zusammengefunden, die ihre Ar-
beit im Themenfeld Migration vernetzen. 
Die einzelnen Museen führen eigenständige 
Sammlungsaktionen zu Exponaten der Migra-
tionsgeschichte durch und pflegen den Erfah-
rungsaustausch zur Entwicklung der Samm-
lungsstrategie. Die Ergebnisse der Sammlungen 
werden in einer zentralen Internet-Datenbank 
zusammengeführt, die sich so zu einer virtu-
ellen Sammlung zur Migration entwickelt. 
Kontakt: Anja Dauschek, Stadtmuseum Stutt-
gart, anja.dauschek@stuttgart.de. 

· Die Vielfältigkeit der Themen zeigt, dass die 
interkulturelle Öffnung des Museums ein Quer-
schnittsthema ist, das sämtliche Kernaufgaben 
des Museums betrifft: Das Sammeln, Bewahren, 
Forschen und Ausstellen/Vermitteln. Vor dem 
Hintergrund des demografischen Wandels müssen 
Museen als gesellschaftliche Institutionen der 
Bildung und Erinnerung in besonderer Weise ihre 
Zukunft mit Vielfalt und Partizipation gestalten. 
Mit dem Memorandum des Deutschen Museums-
bundes und Gründung des Arbeitskreises ist ein 
erster Schritt auf einem weiten Weg getan.

Volker Rodekamp ist Präsident des 
Deutschen Museumsbundes, Dietmar 
Osses ist Sprecher des Arbeitskreises 
Migration im Deutschen Museumsbund 

Din Q Le: Zerstörte Gene, 1989–2009 © Din Q Le

Bücherbus als prägende Erfahrung
Interkulturelle Arbeit von Bibliotheken / Von Monika Ziller

Hatice Akyün, Autorin und Journalistin 
(„Einmal Hans mit scharfer Soße“, „Ali 
zum Dessert“) beschreibt in verschiedenen 
Interviews die Begegnung mit dem Bü-
cherbus der Duisburger Stadtbibliothek als 
prägende Kindheitserfahrung. „Als Kind 
wartete ich jeden Donnerstag darauf, dass 
der Bücherbus um die Ecke bog, damit ich 
mir Bücher ausleihen konnte und schleppte 
jede Woche dutzende Bücher aus dem Bus 
nach Hause.“ Und auf die Frage, welche 
Rolle Bibliotheken in ihrer Bildungskar-
riere gespielt haben, antwortet sie: „Eine 
sehr große, denn dank der Bibliotheken 
konnte ich den Grundstein für meine Liebe 
zum Lesen und Schreiben legen.… Meine 
Eltern sind Analphabeten, wir hatten außer 
dem Koran keine Bücher zu Hause.“ (BIX, 
der Bibliotheksindex 2010, Sonderheft von 
B.I.T. Online, Wiesbaden)

Kann man diese Aussagen verallgemeinern, 
kann der bedeutende Beitrag von Biblio-

theken für gelungene Bildung und Integration 
belegt werden? Das ist durchaus der Fall. So 
wurde in der 2008 erschienenen Studie der 
Stiftung Lesen „Lesen in Deutschland“, in einer 
Repräsentativuntersuchung des Landes NRW 
zu Lebenswelten von Menschen mit Migra-
tionshintergrund 2010 (Von Kult bis Kultur. 
Von Lebenswelt bis Lebensart: Ergebnisse der 
Repräsentativuntersuchung „Lebenswelten und 
Milieus der Menschen mit Migrationshintergrund 
in Deutschland und NRW“. – Düsseldorf: Der 
Ministerpräsident des Landes Nordrhein-West-
falen, 2010. S. 12, http://www.interkulturpro.
de/ik_pdf/Sinus-Studie_2009.pdf) sowie in ver-
schiedenen Kundenbefragungen in Bibliotheken 
nachgewiesen, dass Bibliotheken, insbesondere 
die kommunalen Bibliotheken, von Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte überproportional 
genutzt werden. Eine Kundenbefragung in der 
Stadtbibliothek Herne kam bezüglich der Vertei-
lung von Menschen mit und ohne Migrationshin-
tergrund in verschiedenen Lebensaltersgruppen 
zu folgendem Ergebnis: „Ein deutlich anderes Bild 
zeigt die Gruppe der Schüler. Hier sind die Schüler 
mit Migrationshintergrund […] überproportional 
stark vertreten. Das zeigt, welch wichtigen Stel-
lenwert die Bibliothek für die jungen Migranten 
und Migrantinnen im Bereich der Bildung hat. 
Schüler mit Migrationshintergrund sind also 
deutlich häufiger Bibliotheksnutzer als Schüler 
ohne Migrationshintergrund […] Schüler mit 
Migrationshintergrund nutzen die Bibliothek als 
Ort des Lernens und Arbeitens als auch als Kom-
munikationsraum.“ (Lesen in Deutschland 2008 
Kommentarband, Stiftung Lesen 2008).
Dieses Ergebnis kann sicherlich von zahlreichen 
Bibliotheksmitarbeitern bestätigt werden. Das 
heißt aber nicht, dass sich Bibliotheken zufrieden 
zurücklehnen und ihren Beitrag zur Integration 
als erledigt betrachten können. Im Gegenteil, 
in den letzten Jahren hat die bibliothekarische 
Facharbeit, die Entwicklung von Konzepten und 
deren Umsetzung, erheblich an Fahrt gewonnen. 
2006 nahm eine Fachkommission „Interkulturelle 
Bibliotheksarbeit“ des Deutschen Bibliotheksver-
bands (dbv) ihre Arbeit auf, die Ergebnisse wer-
den laufend auf der dbv-Website (http://www.
bibliotheksverband.de/fachgruppen/kommis-
sionen/interkulturelle-bibliotheksarbeit.html), 
und im „Bibliotheksportal“ auf dem eigens dafür 
entwickelten Webangebot www.interkulturelle-
bibliothek.de (http://www.bibliotheksportal.
de/hauptmenue/themen/bibliothekskunden/in-
terkulturelle-bibliothek/) der Öffentlichkeit zur 
Verfügung gestellt. Vor allem Bibliotheken in 
Großstädten haben inzwischen Konzepte für die 

interkulturelle Bibliotheksarbeit erarbeitet.
Zunächst ist es wichtig, dass Bibliotheken eine 
möglichst ganzheitliche und nachhaltige Vorge-
hensweise verfolgen, wenn sie ihre Aktivitäten 
auf dem Feld der Integration verstärken wollen. 
Die Einstellung der Bibliotheksleitung und/oder 
der -mitarbeiter zum Thema bestimmt dabei die 
Zielrichtung der Maßnahmen. Richtet sich der 
Blick ausschließlich auf das Modell „Integration 
durch Deutschlernen“, dann steht vor allem die 
Förderung der Sprachkompetenz im Deutschen 
im Vordergrund. Die Beherrschung der deutschen 
Sprache ist Voraussetzung für eine erfolgreiche 
Schul- und Berufslaufbahn sowie für die aktive 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben in Deutsch-
land. Dieses Modell beinhaltet den Ausbau des 
gesamten Medienangebots zum Erlernen der 
deutschen Sprache, bei Möglichkeit und Bedarf 
die Einrichtung von Sprachlernarbeitsplätzen 
sowie Angebote für Bibliotheksführungen von 
Teilnehmern an Deutsch- und Integrationskursen. 
Für Kinder im Kindergarten-, Vorschul- und 
Grundschulalter sollte es Programme zur Förde-
rung der Sprachkompetenz geben.
Oder beinhaltet das Verständnis von Integration 
auch die Anerkennung und Wertschätzung der 
Herkunftssprache und -kultur? Dies ist wichtig 
für die Entwicklung von Kindern und für die 
Integrationsbereitschaft der Zuwanderer. Mehr-
sprachigkeit ist zugleich eine der Schlüsselkompe-
tenzen für Erfolg in der globalisierten Gesellschaft. 
Hier ist ein gut ausgebauter Medienbestand 
in den Sprachen der Zuwanderer sowohl für 
Erwachsene als auch für Kinder die wichtigste 
Maßnahme, ergänzt beispielsweise durch zwei-
sprachiges Vorlesen. Das erfolgreiche Erlernen 
von Fremdsprachen setzt die gute Beherrschung 
der Muttersprache in Wort und Schrift voraus. 
Das bedeutet in der Konsequenz, dass Biblio-
theken einen wichtigen Beitrag zum erfolgreichen 
Deutschlernen leisten, wenn sie Eltern auch bei 
der Vermittlung der Muttersprache an ihre Kinder 
unterstützen, z.B. durch Vorlesebücher in der 
jeweiligen Sprache.
Ein wichtiger Erfolgsfaktor für erfolgreiche inter-
kulturelle Bibliotheksarbeit ist die Beteiligung der 
Betroffenen, das heißt die möglichst umfassende 
Einbeziehung der Zielgruppe in die Angebotsge-
staltung und -weiterentwicklung. Dazu gehört 
vor allem der Auf- und Ausbau von Kontakten 
und Kooperationen mit Migrantenvertretungen 
und -gruppen. Die Bibliotheken können hier, 
soweit möglich, auf die Arbeit der kommunalen 
Integrationsbeauftragten zurückgreifen. Wie hilf-
reich ein eigener interkultureller Beirat sein kann, 
erfuhr die Frankfurter Stadtteilbibliothek Gallus, 
die an einem europäischen Projekt „Libraries for 
All“ beteiligt ist. Unter Einbeziehung von nicht-
bibliothekarischen Fachleuten und Migranten 
wurde gezielt der Bedarf für interkulturelle Bi-
bliotheksangebote erhoben und strukturiert. Als 
Ergebnis wurde zum einen eine interkulturelle 
Familienbibliothek mit einem mehrsprachigen 
Buchbestand – vom Elternratgeber zum Vorle-
sebuch – eingerichtet. Dazu kommen speziell 
für Eltern konzipierte Bibliothekseinführungen, 
mehrsprachiges Vorlesen sowie interkulturelle 
Kooperationsveranstaltungen mit anderen Insti-
tutionen und Vereinen. Zum anderen wurde eine 
Internationale Bibliothek eingerichtet mit einem 
multimedialen Medienangebot zum Deutschler-
nen, einem PC-Lernstudio, einer Bibliotheksein-
führung für Teilnehmer von Deutschkursen und 
einer speziell gestalteten Einführung in die Nut-
zung der PCs und der entsprechenden Programme 
für Alphabetisierungskurse. Mit all diesen Ange-
boten will die Bibliothek die Schwellenängste der 
Zielgruppe gegenüber der Bibliothek abbauen. 

Erste Evaluationen sowie die Kundenresonanz 
bestätigen den eingeschlagenen Weg. (vgl. Silke 
Schumann: Frankfurt am Main punktet mit EU-
Projekt. In: BuB – Forum Bibliothek und Infor-
mation 06/2010, S.445-447) Hier wurde ein her-
vorragendes „Best Practice“-Beispiel geschaffen, 
das aber im bundesdeutschen Bibliotheksalltag 
nicht alleine dasteht. (BuB – Forum Bibliothek 
und Information 06/2010, Themenschwerpunkt 
Interkulturelle Bibliotheksarbeit).
Die über 10.000 öffentlichen Bibliotheken in 
Deutschland bringen mit ihrem dichten Netz 
zunächst gute Voraussetzungen mit, eine wich-
tige Institution für die interkulturelle Öffnung 
unserer Gesellschaft zu sein. Das belegt auch die 
kürzlich veröffentlichte, vom Bundesministerium 
für Bildung und Forschung in Auftrag gegebene 
Studie „Lernorte oder Kulturtempel: Bildung-
sangebote in klassischen Kultureinrichtungen“. 
Die Studie bestätigt, dass Bibliotheken an der 
Spitze der Kultureinrichtungen stehen, wenn es 
um Bildungsangebote für MigrantInnen geht. 
Allerdings sind die Mehrzahl der Bibliotheken 
kleine Einrichtungen mit dünner Personaldecke 
und geringer Finanzausstattung, eine Speziali-
sierung auf bestimmte Zielgruppen ist hier nur 
sehr eingeschränkt möglich. Daher ist es nach-
vollziehbar, dass vor allem die Einrichtungen 
großer bis mittelgroßer Städte Angebote inter-
kultureller Bibliotheksarbeit vorhalten. Und sie 
sind hier oft die einzige Kultureinrichtung, die 
sich verstärkt um Kinder (auch Vorschulkinder) 
und Jugendliche kümmert. Das BMBF hat mit 
dieser Studie eine wichtige Bestandsaufnahme zu 
den Angeboten kultureller Bildung in klassischen 
Bildungseinrichtungen – nicht nur für Migranten 
– vorgelegt. 
Um gerade auch im ländlichen Raum wirksame 
interkulturelle Bibliotheksarbeit zu leisten, 
wäre vor allem die Unterstützung durch über-
regionale Medien- und Veranstaltungsangebote 
hilfreich. Welchen Beitrag die auf Länderebene 
angesiedelten sogenannten Fachstellen für Bibli-
otheken leisten können, wurde ebenfalls bereits 
untersucht. (Meier-Ehlers, Petra: Interkulturelles 

Denken als Leitbild. Fachstellen als Interkultu-
relle Kompetenzzentren http://www.fachstellen.
de/media/PDF_Dateien/Jahrestagung/2009/
meier-ehlers.pdf ). Ein Ausbau dieser Angebote 
wäre hilfreich, benötigt aber auch zusätzliche 
finanzielle Ressourcen. Dass mit Projektmitteln 
eine sinnvolle Anschubfinanzierung gegeben 
werden kann, beweist das Frankfurter Beispiel 
eindrücklich.
Bibliotheken sind wichtige Bestandteile kommu-
naler Bildungs- und Kulturpolitik sowie öffent-
liche Orte der Kommunikation und Begegnung. 
Wenn sie gefordert werden, können sie einen 
wichtigen Beitrag zur Integration in der Gemeinde 
leisten. Voraussetzung dafür ist durch Fortbildung 
gut qualifiziertes Personal, wenn möglich ergänzt 
von Mitarbeitern mit Migrationshintergrund. 
Insbesondere bei der Ausbildung von Fachan-
gestellten für Medien- und Informationsdienste 
eröffnen sich hier längerfristig Chancen für mehr 
Interkulturalität in Bibliotheksbelegschaften.
Der Deutsche Bibliotheksverband ermutigt alle 
Bibliotheken, interkulturelle Angebote als Teil 
bibliothekarischer Alltagsarbeit zu verankern. Er 
will die Wahrnehmung der Leistungsfähigkeit der 
Bibliotheken auf dem Gebiet der Integration bei 
den Unterhaltsträgern und der Politik erhöhen, 
im Sinne des Schriftstellers Wladimir Kaminer: 
„Bibliotheken sind ein großes Kulturgut. […] 
Sie sind eine der letzten nichtkommerziellen 
Einrichtungen. Für sie ist Bildung keine Ware, 
mit der irgendjemand ein Geschäft machen will. 
Sie ermöglichen jedem einen Zugang zur Bildung. 
Deshalb sind Bibliotheken ein Fels in der kapita-
listischen Brandung.“ (Interkulturelles Kulturgut! 
Bibliotheken in Berlin, Landesverband Berlin im 
Deutschen Bibliotheksverband, 2009 http://www.
bibliotheksverband.de/fileadmin/user_upload/
Landesverbaende/Berlin/BibliothekenBrosch_Fi-
nal.pdf).

Die Verfasserin ist Vorsitzende des 
Deutschen Bibliotheksverbandes und 
Direktorin der Stadtbibliothek Heil-
bronn 
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Sprechen wir über die Zukunft! 
Der Publizist Mark Terkessidis plädiert für die interkulturelle Öffnung der Gesellschaft und ihrer Institutionen / Von Kristin Bäßler

Ma Manh Thang: Keine Erinnerung, 2009; Öl auf Leinwand 100 x 210 cm © Ma Manh Thang

Was bedeutet es, wenn an einer Grundschu-
le 90 Prozent der Kinder einen Migrations-
hintergrund haben? Was bedeutet das in 
Hinblick auf die Diskussion um Mehrheiten 
und Minderheiten in einer Gesellschaft? 
Kann man in dieser Hinsicht bei einem Mi
grationshintergrund noch von „Differenz“ 
sprechen? Nein, sagt der Publizist Mark 
Terkessidis: „Wenn diese Kinder als zukünf-
tige Bürger jener Gemeinschaft betrachtet 
[werden], in der wir alle morgen leben wer-
den, dann ist der Migrationshintergrund 
lediglich einer von vielen unterschiedlichen 
Vorraussetzungen, die Kinder heutzutage 
eben mitbringen.“ Sprechen wir also über 
die Zukunft.

In seinem bei Suhrkamp erschienenen Buch 
„Interkultur“ regt Mark Terkessidis, der sich 

bereits seit vielen Jahren mit den Themen Migra-
tion und Integration befasst, eine gesellschaftliche 
Debatte über die interkulturelle Veränderung 
unserer Institutionen an. Ein Ausgangspunkt 
seiner Überlegungen ist: „Staatliche oder durch 
staatliche Gelder finanzierte Institutionen […] 
werden sich verändern müssen, um der zu-
nehmenden Vielfalt gerecht zu werden. Dieser 
Wandel ist eine Überlebensaufgabe geworden.“ 
Wie dieser Wandel konkret gestaltet werden 
kann, erläutert Terkessidis anhand von verschie-
denen Beispielen des Diversity Mainstreamings, 
insbesondere aus den USA, Großbritannien und 
Deutschland. Dabei nimmt er den Leser mit auf 
eine interkulturelle Reise, auf der er politische 
Integrationskonzepte kritisch beleuchtet und 
konkrete Anregungen gibt, wie dieser interkul-
turellen „Überlebensaufgabe“ begegnet werden 
kann. 

Überlebensaufgabe:  
Interkulturelle Öffnung
Das Stichwort der Zukunft lautet „interkulturelle 
Öffnung“. Dabei meint interkulturelle Öffnung 
nicht das Beheben von vermeintlichen Defiziten 
der Zuwanderer, sondern den barrierefreien Zu-
gang zu Institutionen als Nutzer und Arbeitneh-
mer, die grundsätzliche Beseitigung von Stereo-
typen sowie die interkulturelle Veränderung der 
Normen und Strategien der Institutionen selbst, 
so Terkessidis. Allerdings scheinen hierzulande 
viele Integrationskonzepte darauf ausgerichtet zu 
sein, dass sich die Zuwanderer eher den vorgege-
benen Strukturen anpassen müssen, als dass der 
Versuch unternommen wird, die Institutionen im 
Hinblick auf die individuellen Vorraussetzungen 
und Unterschiede der Nutzer zu verändern. Ter-
kessidis weist darauf hin, dass ernst gemeinte 
interkulturelle Veränderungen nur dann funk-
tionieren, wenn Personen mit Migrationshinter-
grund nicht als Personen angesehen werden, „die 
neben dem Normalbetrieb noch kompensatorisch 
eingegliedert werden“ müssen.
Um interkulturelle Veränderungen herbeizufüh-
ren, müsste es klare Kriterien geben, an denen  
interkulturelle Öffnung sowie Barrierefreiheit 
überprüft wird, so Terkessidis. So gelte es bei-
spielsweise in Bezug auf Schule zu klären, wie 
sie auf Vielfalt eingestellt ist, welche Themen im 
Unterricht durchgenommen werden, welche Rol-
le das Thema Migration im Einwanderungsland 
Deutschland spielt oder wie es beispielsweise um 
die Behandlung von türkischen, griechischen, 
polnischen oder arabischen Autoren im Deutsch-
unterricht bestellt ist. Damit tatsächlich Chancen-
gleichheit im Bildungssystem hergestellt wird, 
würden darüber hinaus individualisierte Ent-
wicklungskonzepte für Kinder und Jugendliche 
gebraucht, die bei den jeweiligen Potentialen der 
Kinder ansetzen. Zudem sei ein individualisierter 
Unterricht in Gruppen, in denen Heterogenität 
nicht als Problem, sondern als Ressource verstan-
den wird, sowie gut ausgebildetes Personal und 
entsprechende Räumlichkeiten notwendig. 

Perspektivwechsel

Der Ausgangspunkt aller Veränderungen im Sinne 
interkultureller Öffnung ist ein grundsätzlicher 
Perspektivwechsel, jenseits von Zuschreibungen 
und ethnischen Kategorien, der das Individuum 
und seine Bedürfnisse als Ganzes wahrnimmt. 
Diese Kategorien sind ohnehin überholt, da 
in einer Gesellschaft, in der mittlerweile jeder 
Fünfte einen Migrationshintergrund hat, dieser 
zur Beschreibung von Unterschieden kaum mehr 
greife. Und so ergibt sich für Terkessidis daraus 
der Umkehrschluss, dass das Individuum stärker 
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in den politischen Fokus gerückt werden muss: 
„Die Gestaltung der Vielheit muss für … [das] 
Individuum einen Rahmen schaffen, in dem Bar-
rierefreiheit herrscht und es seine Möglichkeiten 
ausschöpfen kann.“ 

Interkulturelle Leitfäden 

Im Nachgang an den Nationalen Integrati-
onsplan hat sich mit Blick auf interkulturelle 
Konzepte in den vergangnen Jahren sehr viel 
verändert. Viele Kommunen und öffentliche 
Einrichtungen wie Behörden etc. haben für 
ihre Mitarbeiter Leitfäden entwickelt, in denen 
der „interkulturelle Umgang“ mit Zuwanderern 
beschrieben wird. Dass diese teilweise ungewollt 
Stereotypen wiederholen und damit verfestigen, 
zeigt Terkessidis an dem konkreten Beispiel ei-
ner Broschüre zum Thema „Die interkulturell 
kompetente Kommune“. Diese richte sich nicht 
nur automatisch an einheimische (deutsche) 
Mitarbeiter, sondern produziere durch die Fest-
schreibung von Personen beispielsweise „aus 
arabischen und afrikanischen Kulturkreisen“ 
erneut Klischees und Stereotypen. In einer 
Gesellschaft aber, die wie die deutsche geprägt 
ist durch die unterschiedlichsten Menschen 
aus der ganzen Welt, wirken solche Leitfä-
den überholt. Denn wer entscheidet über die 
vermeintlichen Merkmale, die einem durch 
den Zusatz türkisch-, polnisch-, russisch- oder 
deutschstämmig übergestülpt werden? Diese 
„kulturellen Kurzschlüsse“, wie Terkessidis sie 
nennt, müssen insbesondere im Bildungswesen 
und im Umgang mit Kindern und Jugendlichen 
durchbrochen werden. Stattdessen sollte ehrlich 
gefragt werden: „Geht es bei der Gestaltung des 
Gemeinwesens um die Konservierung von Dif-
ferenzen oder um einen wirklich gemeinsamen 
Prozess des Wandels?“. Für den Psychologen 
Terkessidis ist das Fragen und Hinterfragen ein 
wichtiger Schritt zur Veränderung. Sein Ziel: 
Flexibel denken, um festgefahrene Perspektiven 
zu verändern. Dies gilt nicht nur für Schulen, 
Polizeibehörden, Firmen oder den politischen 
Apparat, sondern gerade auch für die Kultur-
einrichtungen.

Öffnung der  
Kultureinrichtungen 
Es mag verwundern, dass sich Terkessidis am 
Ende seines Buches nicht mit der politischen Um-
setzung der interkulturellen Öffnung beispiels-
weise in kommunalen Verwaltungen befasst, 
sondern sich konkret den Kultureinrichtungen 
widmet. Dies könnte nun damit erklärt werden, 
dass sich Terkessidis in den vergangenen Jahren 
immer wieder mit Kultur und insbesondere mit 
der Entwicklung der Popkultur beschäftigt hat 
und insofern eine Nähe zu kulturellen Themen 
nahe liegt. Tatsächlich aber erklärt Terkessidis dies 
damit, dass Kultur der Bereich ist, auf dem „tra-
ditionell das Selbstverständnis einer Gesellschaft 
ausgehandelt wird.“ Kultur, sei es im Theater, der 

bildenden Kunst, der Musik oder auch der Lite-
ratur, ist der Bereich gesellschaftlichen Lebens, 
indem es gerade nicht um die zu erhaltenden 
Normen und Strukturen geht, sondern in dem 
Vielfalt, Unterschiede, das Inkommensurable und 
Avantgardistische Platz haben und zur Entfaltung 
gelangen. 
Wie wichtig die Kunstszene für Deutschland ist, 
macht Terkessidis an der öffentlichen Kulturför-
derung deutlich. Wenn öffentliche Gelder für 
Kultureinrichtungen verwendet werden, dann 
müsse die Frage gestattet sein, an wen sich die 
Angebote dieser Einrichtungen richten bzw. ob 
bestimmte gesellschaftliche Gruppen aufgrund 
von Zugangsbarrieren – und damit sind nicht nur 
technische Zugangsbarrieren gemeint – Zutritt 
haben. Für Terkessidis meint interkulturelle Öff-
nung mehr, als spezielle und einmalige kulturelle 
Angebote für bestimmte Zuwanderungsgruppen 
zu unterbreiten. „Notwendig ist vielmehr eine 
konsequente, konzeptionelle Veränderung in 
Bezug auf das Ensemble, das Publikum und auch 
die inhaltliche Agenda“. Dabei geht es auch um 
die grundlegende Frage, wessen Geschmack, 
Perspektiven und Anliegen in den Kultureinrich-
tungen gezeigt werden. Die Leitbilder der Kul-
tureinrichtungen, so Terkessidis, müssen auf den 
Prüfstand gestellt und zudem gefragt werden, ob 
dieses Leitbild im Sinne von Teilhabegerechtigkeit 
und Chancengleichheit mit der gesellschaftlichen 
Vielfalt korrespondiert und Barrierefreiheit für 
alle Individuen gewährleistet.
Wie die Artikel in dieser Beilage von INTER-
KULTUR zeigen, kommen auch die Vertreter der 
Theater-, Museums-, Orchester- und Bibliotheks-
verbände überein, dass sich die Kultureinrich-
tungen interkulturell öffnen müssen und es auch 
werden. So erklärt beispielsweise die Vorsitzende 
des Deutschen Bibliotheksverbandes Monika Zil-
ler: „Die über 10.000 öffentlichen Bibliotheken in 
Deutschland bringen mit ihrem dichten Netz gute 
Voraussetzungen mit, eine wichtige Institution 
für die interkulturelle Öffnung unserer Gesell-
schaft zu sein. […] Vor allem Bibliotheken in 
Großstädten haben inzwischen Konzepte für die 
interkulturelle Bibliotheksarbeit erarbeitet.“ Und 
der Präsident des Deutschen Museumsbundes, 
Volker Rodekamp, sagt: „Die Museen setzen sich 
zunehmend mit der Frage auseinander, inwie-
fern sie als Bewahrer des kulturellen Erbes der 
Realität der Einwanderungsgesellschaft gerecht 
werden. Einige Museen engagieren sich bereits 
seit vielen Jahren für die interkulturelle Öffnung 
der Museen.“ Und in diesem Sinne könnte man 
mit den Worten von Terkessidis resümieren: 
„Es wird Zeit, sich von alten Ideen wie Normen 
und Abweichungen, Identität und Differenz, 
von Deutschsein und Fremdsein zu trennen 
und einen neuen Ansatzpunkt zu finden: Die 
Vielheit, deren kleinste Einheit das Individuum 
als unangepasstes Wesen ist, als Träger von Un-
terschieden.“
Das Buch „Interkultur“ von Mark Terkessidis 
macht deutlich, warum es politisch notwendig 
ist, die Gesellschaft und ihre Einrichtungen in-

terkulturell weiter zu denken. Denn nachdem 
Deutschland nun auch offiziell ein Einwande-
rungsland ist und sich vom Multikulturalismus 
verabschiedet hat, wird ungeduldig darauf 
gewartet, dass sich auch strukturell etwas än-
dern – und vor allem öffnen – möge. Integra-
tionskonzepte, die die erfolgreiche Integration 
von Personen mit Zuwanderungsgeschichte in 
ein vermeintlich kohärentes gesellschaftliches 
deutsches Gefüge oder die defizitäre Darstellung 
bestimmter Zuwanderungsgruppen zum Ziel 
haben, hinken der Realität hinterher. Längst 
geht es darum, gesellschaftliche Strukturen für 
eine gleichberechtigte Teilhabe für alle in einer 
Gesellschaft lebenden Personen zu öffnen. Dabei 
geht es um Partizipation und Mitgestaltung. Die 
Zuwanderungsgruppe mag es statistisch noch 
geben, gesellschaftlich wird sie aber immer mehr 
eins mit der Menge der in Deutschland lebenden 
Menschen.

Die Verfasserin ist Wissenschaftliche 
Mitarbeiterin des Deutschen Kultur-
rates 
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